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Beginn: 16.29 Uhr

Erster Vizeprasident Frank Schira: Meine Da-
men und Herren! Nach der eindrucksvollen Rede
des Bundestagsprasidenten sind wir wieder im par-
lamentarischen Alltag. Die Sitzung ist er6ffnet.

Bevor wir gleich mit den Debattenbeitragen begin-
nen, mochte ich zunachst noch Geburtstagsglick-
wlinsche aussprechen. Diese richten sich zum
einen an die Kollegin Bekeris und zum anderen an
den Kollegen Finn-Ole Ritter. Herzlichen Gltck-
wunsch.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf, Drucksa-
che 20/7358, Senatsmitteilung: Rahmenkonzept
Medienkompetenzférderung in Hamburg und Stel-
lungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bur-
gerschaft vom 4. Mai 2011 "Medienkompetenz
durch Medienfuhrerschein erhdhen".

[Senatsmitteilung:

Rahmenkonzept Medienkompetenzforderung in
Hamburg und Stellungnahme des Senats zu
dem Ersuchen der Biirgerschaft vom 4. Mai
2011 "Medienkompetenz durch Medienfiihrer-
schein erhéhen" (Drucksache 20/410)

— Drs 20/7358 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion feder-
fuhrend an den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovati-
on und Medien sowie mitberatend an den Schul-
ausschuss Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Schmidt hat das
Wort.

Hansjorg Schmidt SPD:* Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin meiner
Fraktion unendlich dankbar, dass wir im Anschluss
an die Rede von Herrn Lammert zum 80. Jahres-
tag des Ermachtigungsgesetzes das Thema Me-
dienkompetenz auf die Tagesordnung gesetzt ha-
ben. Pressefreiheit, Medienkompetenz, freie Medi-
en und ein freies Internet sind das groRte Gegen-
gewicht zu totalitdren Regimen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist kein Wunder, dass China, der Iran und leider
auch Russland mit Filtersperrsystemen versuchen,
die Meinungsfreiheit und den Zugang zu Informa-
tionen im Internet einzuschranken. Und es ist eine
Schande, dass deutsche Unternehmen sich an
diesen Unterdrickungsmechanismen beteiligen.
Es wird Zeit, dass der Gesetzgeber hier etwas un-
ternimmt.

Die Welt ist komplexer geworden, und durch die
Digitalisierung sind die Medienangebote vielfaltiger

geworden. Digitale Medien sind nicht langer nur ei-
ne technische Plattform, sondern integraler Be-
standteil des Lebens vieler Menschen. Medien-
kompetenz als Kulturtechnik im Sinne einer Digital
Literacy hilft den Menschen, aus der Flut der Infor-
mationen die richtigen auszusortieren und die
Mdglichkeiten der Digitalisierung in die eigene Welt
einzuordnen. Wir Sozialdemokraten wollen eine
Medienkompetenzférderung, die Partizipation als
Prinzip versteht, den sicheren Umgang mit samtli-
chen Medienformaten vermittelt, die informationelle
Selbstbestimmung férdert und allen Burgerinnen
und Birgern die Teilhabe sichert.

(Beifall bei der SPD)

Das hier vorliegende Rahmenkonzept Medienkom-
petenzférderung ist so ein Gesamtmalinahmenpa-
ket. Es stellt in seinen sechs Handlungsfeldern
sehr gut die Bestandsaufnahme zur Medienkompe-
tenzférderung in Hamburg dar. Welche Angebote
gibt es und an wen richten sie sich, welche Medien
stehen im Vordergrund, welche Strukturen gibt es,
wer sind die Akteure und vor allem, wo gibt es
Handlungsbedarf? Hamburg hat mit dem Rahmen-
konzept eine in Deutschland einzigartige Grundla-
ge fur die Medienkompetenzforderung geschaffen.
Andere Bundeslander schauen auf uns, denn hier
wird gute Arbeit geleistet.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg ist eine Stadt mit erfolgreichen Medien-
und IT-Unternehmen und vielen Kreativen. Dies
fallt aber nicht vom Himmel, hierfir braucht es eine
Basis. Mit dem Rahmenkonzept sorgen wir daflr,
dass die Grundlage fiur diesen Erfolg weiter be-
fruchtet wird. Die Begeisterung der Menschen fir
die Medien- und IT-Welt schaffen wir aber nur,
wenn wir in der 6ffentlichen Diskussion endlich auf-
héren, immer nur den Teufel an die Wand zu ma-
len. Wir brauchen eine Medienkompetenzférde-
rung der Befahigung und nicht der Warnung. Es
wird Zeit, dass bestimmte Richtungen in Politik und
auch in den Medien bei diesem Thema nicht immer
nach der groRen Schlagzeile gieren. Gerade in der
Debatte um die Nutzungsgewohnheiten sollte die
Generation Plattenladen aufhéren, der Generation
YouTube den eigenen Lebensstil als MalR aller
Dinge vorzuschreiben. Das hat vorher schon bei
der Generation Transistorradio nicht funktioniert.

(Beifall bei der SPD)

Das hier vorliegende Konzept findet das richtige
Maly aus Abwagung und Begeisterung. Dies liegt
sicherlich auch an der Entstehung. Dieses Konzept
ist eben nicht in Top-down-Manier in den Behérden
aufgesetzt worden, sondern gemeinsam von der
Verwaltung mit den Akteuren aus der Medien- und
Bildungsszene entwickelt worden. Dass angesichts
der Heterogenitat der Szene am Ende ein gemein-
sames Papier herausgekommen ist, ist nicht
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(Hansjorg Schmidt)

selbstverstandlich, deshalb gilt unser Dank allen
Mitwirkenden.

(Beifall bei der SPD)

Ich moéchte hier insbesondere das Mediennetz
Hamburg hervorheben. Mit dem Mediennetz Ham-
burg haben wir ein Juwel der Medienbildung in un-
serer Stadt. Hier wird sehr wertvolle Arbeit geleis-
tet, und die unterschiedlichen Richtungen werden
zusammengefiihrt, denn Medienpolitik als Gesell-
schaftspolitik ist eine Querschnittsaufgabe. Hier
zeigt sich deshalb auch, dass es richtig war, dass
wir das Amt fir Medien in die Senatskanzlei geholt
haben. Wir haben ein Kompetenzzentrum und eine
Koordinierungsstatte geschaffen, die auch auf Au-
genhohe mit den anderen Behdrden agiert. Das ist
die Handschrift der SPD.

(Beifall bei der SPD — Jérg Hamann CDU:
Davon sieht man aber bis jetzt nichts!)

Engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Behdrden haben neben den freien Akteuren ge-
nauso zum Gelingen beigetragen. So hat zum Bei-
spiel Frau Beck im Amt fir Medien den ganzen
Prozess fabelhaft koordiniert, und deshalb gilt
auch ihr unser aller Dank.

(Beifall bei der SPD)

Ich moéchte jetzt nicht auf die Details der 30 Seiten
des Konzepts eingehen, sondern an dieser Stelle
nur einen einzigen Punkt hervorheben, den wir
auch in unserem Burgerschaftsantrag damals her-
vorgehoben haben. Endlich wird nun die Medien-
ausbildung in der Lehrerausbildung verbindlich ver-
ankert. Hier holt der SPD-Senat etwas auf, was
bisher leider versaumt wurde.

(Beifall bei der SPD)

Da es noch viel mehr gibt, was man zu dem Rah-
menkonzept sagen konnte, weil es so voller wert-
voller Inhalte ist, macht es Sinn, diese im Rahmen
einer Expertenanhérung in den Ausschissen wei-
ter zu betrachten. Das ist unser Vorschlag, und ich
freue mich dort auf die weitere Debatte. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Wan-
kum hat das Wort.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist jetzt die Gene-
ration Transistorradio!)

Andreas C. Wankum CDU: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Lieber Kollege Schmidt, auch
wir freuen uns auf die Debatte im Ausschuss. Wir
freuen uns bereits sehr lange darauf, denn der An-
trag, den Sie bei uns abgeschrieben und burokra-
tisch ein bisschen verbramt haben, stammt ur-
springlich von uns. Daran darf hier erinnert wer-
den, und es hat eigentlich bei diesem wichtigen

Feld viel zu lange gedauert, bis Ihr Rahmenkon-
zept Medienkompetenzférderung vorgelegt wurde.

(Beifall bei der CDU und bei Kersten Artus
DIE LINKE)

Medienkompetenz ist wichtig vom Kleinkind bis
zum Senior. Und ich fange an, dass das Glas halb
voll ist, denn Sie haben recht, dass man nicht im-
mer damit anfangen soll, das Glas sei halb leer.
Die Chancen zu erkennen und zu nutzen, dazu
missen wir den Menschen helfen, laufend in der
Lage zu sein — allen Altersgruppen, allen gesell-
schaftlichen Schichten.

Auf der anderen Seite wissen wir auch um die Ge-
fahren, und mit diesen Gefahren umzugehen, da-
fir missen wir auch sorgen. Wenn der Bundes-
tagsprasident eben Uber die dunkelste Zeit in
Deutschland gesprochen hat, dann dirfen wir auch
nicht vergessen, dass es die Medien waren, an de-
ren Spitze Menschen standen, die mit diesen Me-
dien umgingen, und dass die Medien von politi-
schen Kraften genutzt wurden, die auch diesen
Umgang kannten, dass auf der anderen Seite das
Gros der Bevolkerung eben keine Medienkompe-
tenz hatte und deswegen der Manipulation, die
Uber damals moderne Medien auf sie einprallte,
ausgeliefert war und dieses auch mit in die Kata-
strophe gefiihrt hat, in der Deutschland sich von
1933 bis spatestens 1945 befunden hat.

Umso wichtiger ist es, dass wir eine klare Position
im Bereich Medienkompetenzférderung bei lhnen
erkennen, und die vermisse ich bei der Lektlre
dieses Papiers. Man hat sich wohl mit allen Betei-
ligten — ich bin auch dankbar, dass sie dieses Pa-
pier mit erarbeitet haben und auch fir die Koordi-
nation — allzu oft auf den kleinsten gemeinsamen
Nenner geeinigt. Wir brauchen eine Medienkompe-
tenzférderung, die sich an den Realitaten orientiert
und nicht daran, wie der Senat in seiner Antwort
auf eine Schriftliche Kleine Anfrage vom Marz die-
ses Jahres selbst einrdumt, dass ein allgemeines
Positionspapier derzeit nicht einmal geplant sei.

Ich kénnte noch viel dazu sagen. Medienkompe-
tenz muss ausgebaut werden, und auch die Wider-
stdnde missen Uberwunden werden, die oft darin
begriindet sind, dass gerade im Bereich der Lehrer
die Angst davor besteht, sich mit diesen Dingen
auseinanderzusetzen, mit denen man selbst nicht
umzugehen weill. Wir werden konstruktiv im Aus-
schuss mit lhnen dariiber diskutieren und hoffent-
lich noch zu einer besseren Losung kommen als
der, die uns bis jetzt vorgelegt worden ist. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Dr. von
Berg hat das Wort.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 57. Sitzung am 11. April 2013 4369

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Medienkompetenz — es
wurde eben schon gesagt — ist ein ganz wichtiges
Thema in unserer Stadt. Sie ist eine Schllsselqua-
lifikation aller Beteiligten einer Gesellschaft. Wir als
GRUNE begriiken es sehr, dass das Rahmenkon-
zept im Rahmen eines Beteiligungsprojektes auf-
gelegt wurde. Das war deutlich zu verfolgen, auch
im Internet, sodass sich wirklich alle einbringen
konnten. Wir begrifRen auch, dass es so aufge-
baut ist, dass immer gleich Handlungsempfehlun-
gen gegeben wurden. Und wir begriiien es eben-
falls, dass es sehr viel weiter geht als der doch
eher rickwartsgewandte CDU-Antrag.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Aber — und dazu hat hier noch niemand etwas ge-
sagt — ich sehe Uberhaupt keinen Sinn in einer
Uberweisung. Das ist bereits ein fertiges Rahmen-
konzept, es ist ein Beteiligungskonzept, und im Pe-
titum steht deutlich, wir sollten bitte schén Kenntnis
nehmen. Ich frage mich, warum wir noch einmal
diese Schleife Uber zwei Ausschisse gehen mis-
sen, wo es doch eigentlich jetzt darum geht zu
schauen, wie dieses Rahmenkonzept denn wirkt,
ob die Handlungsempfehlungen umgesetzt werden
und wo man noch nachsteuern muss. Warum mus-
sen wir jetzt noch einmal die Schleife Uber die Aus-
schusse drehen?

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN)

Es ist fur mich eine Arbeitsbeschaffungsmalinah-
me, denn eines ist mir in den letzten zwei Jahren
deutlich aufgefallen: Zumindest im Schulausschuss
beschéaftigen wir uns fast nie mit den wirklich drin-
genden Problemen in unserer Stadt.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach!)

Das liegt daran, dass die Antrage der Opposition
— und ich rede hier von allen vier Oppositionsfrak-
tionen — ganz haufig nicht Gberwiesen werden.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach, das ist doch Le-
gendenbildung!)

— Das ist keine Legendenbildung, Herr Kienscherf,
ich habe mir die Mihe gemacht, in die Parlaments-
datenbank zu gucken und mir noch einmal alle
Vorgange anzuschauen.

(Dirk Kienscherf SPD: Als ob lhre Antrage
wichtig waren!)

— Ich habe extra bei allen vier Fraktionen nachge-
schaut.

Es geht um Essen an Schulen — nicht Gberwiesen;
ein dringendes Thema, fragen Sie einmal die El-
tern unserer Stadt. Es geht zum Beispiel um Ko-
operationen zwischen Stadtteilschulen und berufs-
bildenden Schulen — nicht Giberwiesen; das interes-
siert hier anscheinend keinen, jedenfalls in der
SPD-Fraktion. Dann der Verkauf von Schulgrund-

stlicken: Schlagen Sie einmal die Zeitungen auf
und schauen hinein, das interessiert die Menschen
in dieser Stadt, aber offensichtlich nicht die SPD-
Fraktion, und deswegen dirfen wir im Ausschuss
nicht dartiber beraten. Ein weiteres wichtiges The-
ma, das uns alle hier tagtaglich und immer wieder
auch im Parlament beschaftigt und vor allem im
Ausschuss beschaftigen sollte, ist die Inklusion
— auch abgelehnt, nicht Gberwiesen.

(Dirk Kienscherf SPD: Uber Inklusion haben
Sie doch mehrfach beraten, sogar mit Anhé-
rung!)

Das ist die Schleife, die wir hier drehen sollen, weil
die Ausschlsse schon gar nicht mehr wissen, wo-
mit sie sich beschaftigen sollen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das gehdrt auch zur Wahrheit dazu, und das mis-
sen Sie sich hier anhoren. Das Rahmenkonzept ist
gut, und wir schauen einmal, wie die Handlungs-
empfehlungen umgesetzt werden, aber wir finden
diese Schleife unnétig. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau von
Treuenfels hat das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Frau von
Treuenfels spricht gleich, aber ich mochte erst ein-
mal von unserer Fraktion Finn-Ole Ritter gratulie-
ren — herzlichen Glickwunsch.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Die Halfte dieser Legislaturperiode ist ver-
gangen, und — oh Wunder — der Senat legt endlich
das seit zwei Jahren von der Blrgerschaft einge-
forderte Konzept zur Medienkompetenzforderung
vor. Wenn man bedenkt, welche Bedeutung alle
Fraktionen diesem Thema beimessen, dann ist es
schon Uberraschend, wie lange wir auf diese Vorla-
ge warten mussten. Schliel3lich war das Ersuchen
in einem der ersten Beschlisse der Birgerschaft in
der neuen Legislaturperiode. Offenbar arbeitet der
Senat noch in dem Tempo, das zur Zeit der Erfin-
dung der Buchdruckerkunst Ublich war, nicht aber
im Tempo des Internetzeitalters.

(Beifall bei der FDP und bei Andreas C.
Wankum CDU)

Nun haben wir also endlich das im Schneckentem-
po entstandene Rahmenkonzept, und das geht im-
merhin wie wir alle davon aus, dass der Umgang
mit neuen Medien ein selbstverstandlicher Teil un-
seres Lebens geworden ist. Smartphones haben
sich Uberall durchgesetzt, Online-Ausgaben von
Tageszeitungen erreichen zum Teil mehr Leser als
die gedruckte Version, Twitter und Blog sind Kom-
munikations- und Informationskanéle, gerade fir
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junge Menschen. Die Zahlen belegen das ein-
drucksvoll: Fast 90 Prozent der 12- bis 19-Jahrigen
nutzen in ihrem eigenen Zimmer das Internet. Es
sind sogar neue Berufe entstanden: Social Media
Manager.

Wir Liberalen begriiien die positive Grundeinstel-
lung des Rahmenkonzepts zu den neuen Medien.
Die mdglichen Risiken werden zwar nicht ver-
schwiegen, aber grundsatzlich werden die Chan-
cen neuer Medien in den Mittelpunkt gestellt. Das
ist aus unserer Sicht der richtige Ansatz. Kinder
und Jugendliche sind im Umgang mit dem Internet
oftmals versierter als ihre Eltern und Lehrer.
Gleichzeitig kdnnen sie aber vieles noch nicht ein-
ordnen, Risiken nicht einschatzen und Daten-
schutzbedenken nehmen sie nicht ernst. Hierfir
brauchen sie Unterstitzung von Eltern und Leh-
rern. Viele Eltern und Lehrer tun sich aber im Um-
gang mit neuen Medien schwer, viele verstehen
noch nicht so recht, was ihre Kinder und Schiler
im Internet tun. Sie miissen sich damit aber aus-
einandersetzen, denn sonst verpassen sie einen
grolRen Teil der Alltagsrealitat ihrer Kinder.

Es gilt also, voneinander zu lernen. Zuallererst sind
die Eltern in der Pflicht, deshalb sind das Projekt
ElternMedienLotse oder die Einbindung in die Kin-
der- und Familienhilfezentren gute Beitrage, auch
die Eltern in ihrer Medienkompetenz zu starken.

(Beifall bei der FDP)

Die Foérderung von Medienkompetenz ist aber
auch eine Querschnittsaufgabe, die in allen pad-
agogischen Zusammenhangen, von Kita Uber
Schule bis hin zur Berufsausbildung, beriicksichtigt
werden muss. Deshalb ist es richtig, Medienkom-
petenz in der padagogischen Aus- und Fortbildung
von Erziehern und Lehrern mehr Gewicht ein-
zurdumen. Nur so koénnen Kinder von Anfang an
begleitet werden, dass sie kompetent im Umgang
mit neuen Medien werden.

Was aus unserer Sicht allerdings noch fehlt, sind
die Uberlegungen zur Bekadmpfung zunehmender
Computer- und Spielsucht. Hier besteht erhebli-
cher Nachholbedarf.

(Beifall bei Finn-Ole Ritter FDP)
— Danke, Finn.

Dennoch bietet das Konzept grundsétzlich viele in-
teressante Ansatzpunkte, Uber die es sich zu dis-
kutieren lohnt. Deshalb stimmen wir der Uberwei-
sung an die zustandigen Ausschiisse zu. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Artus
hat das Wort.

Kersten Artus DIE LINKE:* Herr Prasident, sehr
geehrte Herren und Damen! Wir haben jetzt einen
Uberblick tiber die Medienkompetenzférderung in
Hamburg vorliegen. Das liest sich auch ganz gut,
denn bislang — so mein Eindruck — gibt es, wie wir
eben auch gehért haben, in der Burgerschaft sehr
unterschiedliche Vorstellungen davon, was Me-
dienkompetenzforderung eigentlich bedeutet und
vor allem, wer denn eigentlich geférdert werden
muss und warum und wie man das erfolgreich
macht. Der Ursprungsantrag stammte von der
CDU, Herr Wankum erwahnte es. Er beschwor da-
mals in der Begrindung die Fehlentwicklung der
zunehmenden Bedeutung elektronischer Medien.
Vor allem befand er einen nicht altersgerechten
Medienkonsum. Es gebe Webseiten mit betrigeri-
schen Inhalten und aulRerdem wiirde gedankenlos
mit personlichen Daten umgegangen. Lieber Herr
Wankum, ich fand es damals schon nicht ange-
bracht, Medienkompetenz so einseitig debattieren
zu wollen.

(Andreas C. Wankum CDU: Es ist aber nach
wie vor richtig!)

— Aber es ist einseitig, Herr Wankum.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich fand und finde es aber immer noch gut, dass
die CDU die Medienkompetenzférderung in der
neuen Wahlperiode so schnell wieder auf die Ta-
gesordnung setzte. Der Senat hatte dieses Thema
in seinem Arbeitsprogramm namlich glattweg ver-
gessen, obwohl die SPD in ihrem Wahlkampf
2010/2011 noch einen Medienflhrerschein forder-
te und das Amt fur Medien direkt nach der von |h-
nen gewonnenen Wahl in die Senatskanzlei geholt
hat und es damit auch zur Angelegenheit des Ers-
ten Blirgermeisters wurde.

(Andreas C. Wankum CDU: Abgekupfert,
geistiges Eigentum geklaut!)

Daher erwartete uns auch kurz vor der Birger-
schaftssitzung im Mai 2011 ein vierseitiger SPD-
Antrag, der sich aus Versatzstiicken diverser SPD-
Papiere zusammensetzte. Dieser offenbar hau
ruck zusammengezimmerte SPD-Antrag, zwei Ta-
ge vor der entsprechenden Birgerschaftssitzung
eingereicht, wurde nicht etwa zusammen mit dem
CDU-Antrag und den Antragen der LINKEN an den
Ausschuss Uberwiesen, sondern nach einer kurzen
Debatte, bei der Herr Schmidt von der SPD Gleich-
nisse mit Kieselsteinen fabulierte, abgestimmt. Die
Antrage der CDU und der LINKEN wurden ver-
senkt, und das war lhr zweiter Fehler, verehrte
SPD-Fraktion. Ich habe lhnen damals schon ge-
sagt, Sie sollten sich hier nicht als Hauptabteilung
Wahrheit aufspielen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRUNE)
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Wie wir jetzt sehen, hatten Sie wirklich gut daran
getan, die Antrdge der Opposition anzunehmen
oder sie wenigstens im Ausschuss noch einmal zu
diskutieren. Das Rahmenkonzept fir Hamburg zur
Medienkompetenzférderung  stellt namlich jetzt
sehr ausfuhrlich und auch mahnend das Erforder-
nis einer medienpadagogischen Evaluation dar. Es
nutzt kein Internet- oder Medienfiihrerschein et-
was, wenn nicht kritisch geprift wird, ob die Kon-
zeption und die Vermittlung sowie die Zielgruppen-
bestimmung erfolgreich gewesen sind. Das Kon-
zept beklagt ganz klar, dass es in Hamburg nur in
Ausnahmefallen bereits Evaluierungen gibt, etwa
bei dem von mir sehr geschatzten Scout-Projekt
der Medienanstalt HSH. Die Empfehlungen sind
eindeutig. Es heil3t:

"Benétigt werden Verfahren und Kiriterien
zur Messung von Medienkompetenz, die von
Lehrkraften in den Schulen eingesetzt wer-
den koénnen. Auf dieser Grundlage soll das
LI QualifizierungsmaRnahmen fir Lehrerin-
nen und Lehrer zur Evaluierung von medien-
padagogischen MafRnahmen in der Schule
entwickeln und anbieten."

Es heilt weiter:

"Projekte sollen verstarkt evaluiert werden,
um Best-Practice-Beispiele zu identifizieren.
Die daflur erforderlichen Finanzmittel mus-
sen bereits bei der Bewilligung bertcksich-
tigt werden."

(Beifall bei der LINKEN)
Senatstext wohlgemerkt, nicht SPD-Antragstext.
Und es heifdt drittens:

"Beratungsangebote, an die sich Projektver-
antwortliche bei Evaluierungsfragen wenden
kénnen, sollten ausgebaut werden."

Wir kritisieren auch, dass Sie den Runden Tisch
nicht einrichten wollten, den DIE LINKE beantragt
hat und an dem Verlage, Sender, Gewerkschaften
und das Mediennetz Hamburg teilnehmen sollten.
Das finden wir misslich, denn nun reden Sie isoliert
mit gewinnorientierten Unternehmen. Herausge-
kommen ist dabei offensichtlich bislang lediglich
ein Projekt: der Kinospot "Check dein Profil, bevor
es andere tun". Wer seinen Betrieb aber zum
Zwecke der Verbreitung von Meinungen fuhrt, soll-
te hier mehr in die Verantwortung genommen wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Noch eine abschlieende Kritik: Das Rahmenkon-
zept ist ganzlich geschlechterblind. Es findet sich
kein Hinweis auf unterschiedliche Anforderungen
in Bezug auf die Geschlechter, erst recht nicht in
Beziehung auf ihr Alter und ihre Lebenslagen, und
das, wo wir gerade in der letzten Sitzung ein
gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm dis-

kutiert haben. Allerdings fand ich auch bereits in
diesem Papier die Aussagen zu Medien gelinde
gesagt recht unterbelichtet. Da der Behdrde flir Jus-
tiz und Gleichstellung aber laut Geschaftsordnung
des Senats alle Drucksachen vorgelegt werden
missen, um sie auf Gleichstellungsaspekte hin zu
beleuchten, frage ich mich nun, ob diese Drucksa-
che an Frau Schiedeks Behorde vorbeigeschum-
melt wurde.

Wir stimmen natiirlich der Uberweisung an den
Schul- und auch an den Wirtschaftsausschuss zu,
auch wenn ich mir persénlich die Uberweisung an
noch mehr Ausschlsse vorgestellt hatte. Hier habe
ich eine ganz andere Position als Frau von Berg.
Ich halte es flir dringend erforderlich, Medienkom-
petenzférderung intensiv unter den Birgerschafts-
abgeordneten zu diskutieren. Das wirde uns allen
sehr gut tun, es ware lehrreich und hilfreich, und
dann wirden am Ende vielleicht auch bessere An-
trage und Senatsdrucksachen dabei herauskom-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Holster
hat das Wort.

Lars Holster SPD: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Herr Wankum, ein Satz. Ich bin mir
nicht ganz sicher, ob Sie dieses Konzept wirklich
intensiv gelesen haben, denn wenn wir noch ein-
mal auf |hren Antrag zurickkommen, dann haben
Sie darin lediglich einen Medienfuihrerschein gefor-
dert. Wenn wir jetzt in den Antrag der SPD-Frakti-
on schauen, dann sind hier acht Punkte aufgefuhrt.
Hier ist ein Gesamtkonzept gefordert, das jetzt vor-
liegt und wesentlich weitgreifender ist als Ihr einzi-
ger Punkt Medienfiihrerschein.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Frau von Berg,
(Zurufe von der CDU: Oh!)

Sie sagen, die SPD lehne alle Themen ab, und im
Schulausschuss wirden keine wichtigen Themen
behandelt. Wer hat die Expertenanhérung zur In-
klusion beantragt? Das war die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Wir haben eine o6ffentliche Anhérung zur Inklusion
durchgefiihrt, und wir haben das Thema mindes-
tens dreimal, wenn nicht viermal in der Birger-
schaft debattiert.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Erster Vizeprasident Frank Schira (unterbre-
chend): Herr Holster, gestatten Sie eine Zwischen-
frage von Frau Dr. von Berg?
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Lars Holster SPD: Selbstverstandlich.

Zwischenfrage von Dr. Stefanie von Berg GRU-
NE:* Lieber Herr Holster, wie sieht es aus mit dem
Antrag zum Inklusionsfonds? Sie merken, dass es
Ihnen jetzt gerade um die Ohren fliegt, da Sie eben
nicht diesen Inklusionsfonds, eine frei verfugbare
Masse fiir die Schulen, haben. Das hatten wir vor-
geschlagen, und Sie haben es abgelehnt, oder
nicht?

Lars Holster SPD (fortfahrend): Liebe Frau von
Berg, mit dem Antrag zum Inklusionsfonds wollten
Sie die Vertretungsmittel in dieser Stadt plindern,
und das haben wir nicht zugelassen.

(Beifall bei der SPD — Dirk Kienscherf SPD:
Sehr gut, sehr gut!)

Wir haben mehrfach in der Blrgerschaft das The-
ma ganztagige Bildung debattiert, und wir haben
hierzu im Ausschuss eine offentliche Anhérung
durchgefiihrt. Wir haben das Thema Schulbau
Hamburg mehrfach debattiert. Und wer war es
denn, der das Thema Unterrichtsentwicklung auf
die Tagesordnung gehoben hat?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Zum The-
ma!)

Wir haben dazu eine Selbstbefassung beantragt,
und eine Expertenanhoérung findet néchsten Diens-
tag statt. Wir haben die Themen auf die Tagesord-
nung gesetzt, und hier wird Gberhaupt nichts abge-
lehnt, sondern wir kimmern uns um die wichtigen
Themen in der Schulpolitik. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Gibt es weite-
re Wortmeldungen? — Das ist erkennbar nicht der
Fall, dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7358 federfiihrend an den Ausschuss fur Wirt-
schaft, Innovation und Medien sowie mitberatend
an den Schulausschuss zu? — Die Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Somit ist die Uberweisung mit
Mehrheit beschlossen.

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu Tages-
ordnungspunkt 22, Drucksache 20/7360, Senats-
mitteilung: Stellungnahme des Senats zum Ersu-
chen der Burgerschaft vom 9. Februar 2012 "Inter-
kulturelle Kompetenz in den gesundheitlichen Ver-
sorgungsstrukturen Hamburgs".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Biirgerschaft vom 9. Februar 2012 "Interkultu-
relle Kompetenz in den gesundheitlichen Ver-

sorgungsstrukturen Hamburgs" (Drucksache
20/3016)
— Drs 20/7360 —]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion an
den Gesundheitsausschuss lGiberweisen.

Wird hierzu das Wort gewlnscht? — Frau Wowretz-
ko, Sie haben das Wort.

Sylvia Wowretzko SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Fast ein Drittel aller in Ham-
burg lebenden Menschen hat nach Aussage des
Statistikamts Nord einen Migrationshintergrund.
Heute sprechen wir Uber die gesundheitlichen Ver-
sorgungsstrukturen fir diese Mitmenschen, die aus
den unterschiedlichsten Teilen der Welt zu uns
nach Hamburg gekommen sind. Sie gehdéren seit
Kurzem oder schon seit Langem zu unserer Ge-
sellschaft. Sie gehoren der ersten, zweiten, dritten
oder vierten Generation von Migranten an. Sie sind
unterschiedlichen Alters, sie haben unterschiedli-
che gesundheitliche Voraussetzungen, manche
verfugen uUber gute Deutschkenntnisse, andere
nicht. All diese Menschen, so unterschiedlich sie
auch sind, stellen einen Gewinn fir unsere Gesell-
schaft dar. Wir sehen sie als Bereicherung fir un-
sere Stadt, denn sie beschenken uns mit Vielfalt.

(Beifall bei der SPD)

Der SPD-gefiihrte Senat hat in den letzten zwei
Jahren mit verschiedenen Schritten eindrucksvoll
gezeigt, dass er gewillt ist, diese Vielfalt in allen
Bereichen zu wirdigen und zu férdern. Vor allem
das Konzept Teilhabe, interkulturelle Offnung und
Zusammenhalt, besser bekannt als Hamburger In-
tegrationskonzept, hebt drei Aspekte hervor: Will-
kommenskultur, Vielfalt und Zusammenhalt. Mit
diesem Konzept sorgen wir dafiir, dass erstmals
alle zentralen Themenfelder von Integration mit In-
dikatoren und Zielwerten Uberprift werden. Und
unsere Stadt tut gut daran, auch ihre gesundheitli-
chen Versorgungsstrukturen immer wieder auf die
interkulturelle Kompetenz hin zu untersuchen. Da-
her haben wir als SPD-Fraktion mit unserem An-
trag vom 25. Januar 2012 den Senat um einen dif-
ferenzierten und umfassenden Uberblick (iber die
derzeit vorhandenen Angebote gebeten. Unter an-
derem war es uns wichtig zu erfragen, welche Er-
kenntnisse es Uber besondere gesundheitliche Ri-
siken von Menschen mit Migrationshintergrund gibt
und wie es um den Zugang zu den Angeboten im
Bereich der gesundheitlichen Pravention steht,
auch vor dem Hintergrund von Genderfragen und
Sprachbarrieren. Die detaillierte Antwort des Se-
nats zeigt, dass wir in Hamburg schon jetzt Gber
ein nachfrageorientiertes und interkulturell kompe-
tentes Angebot verfiigen.

(Beifall bei der SPD)

Das mdchte ich Ihnen gern an drei Beispielen ver-
deutlichen. Erstens mit dem Keyperson-Projekt,
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das im Bereich der Suchthilfe muttersprachlich dar-
Uber informiert, welche Angebote es in der Sucht-
pravention gibt und mit der Muttersprachlichkeit
Menschen mit geringen Deutschkenntnissen den
Zugang zum Hamburger Suchthilfesystem ebnet.
Im Bereich der fremdsprachlichen psychotherapeu-
tischen Betreuung erhalten Menschen mit Migrati-
onshintergrund Unterstltzung in unterschiedlichen
Sprachen von Farsi Uber Tirkisch, Schwedisch,
Dari und so weiter. Einen weiteren Schritt in die
richtige Richtung erleben wir beim Thema Pflege
ganz konkret in Harburg. Seit 2011 sind im dorti-
gen Pflegestlitzpunkt je eine Beraterin aus dem
tirkischen und dem russischen Sprach- und Kul-
turkreis beschaftigt.

(Beifall bei der SPD)

Die Antwort des Senats zeigt, dass interkulturelle
Kompetenz in einer dynamischen Gesellschaft mit
vielen unterschiedlichen Kulturen unverzichtbar ist,
um auf die Bedurfnisse der Menschen eingehen zu
kénnen und unsere Angebote fir alle Menschen
offen und zuganglich zu halten. Auch stellt die von
mir erwahnte Vielfalt eine Bereicherung flr unsere
Stadt dar.

Lassen Sie mich das noch einmal unterstreichen.
Die Forderung der interkulturellen Kompetenz, also
die kultursensible Uberpriifung von Standards und
Routinen und die Integration von Fahigkeiten wie
Mehrsprachlichkeit und kulturelles Wissen, steigert
die Qualitat und Leistungsfahigkeit unseres Ge-
sundheitssystems.

(Beifall bei der SPD)

Wie die Mitteilung des Senats zeigt, ist unser Ge-
sundheitssystem bereits jetzt gut auf die von mir
eingangs erwahnte Heterogenitat eingestellt.
Gleichwohl ist die Starkung der interkulturellen
Kompetenz in unserem Gesundheitswesen eine
dauerhafte Aufgabe. Die Drucksache enthalt eine
ganze Reihe interessanter Punkte, die wir im Ge-
sundheitsausschuss vertiefen sollten. Ich bitte Sie
deshalb um Zustimmung fiir eine Uberweisung an
den Gesundheitsausschuss und bedanke mich fir
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Stem-
mann hat das Wort.

Hjalmar Stemmann CDU:* Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen!

"Ohne Kultur wissten wir nicht, wie wir fih-
len sollten."

Der Ausspruch des amerikanischen Ethnologen
Clifford Geertz macht deutlich, dass das Gesund-
heits- und Krankheitsverstandnis kulturell unter-
schiedlich gepragt ist. Die Verknlpfung von Emoti-
on, Motivation und Kognition, der Gesamtheit aller

Prozesse, die mit Wahrnehmen und Erkennen zu-
sammenhangen, pragt das Koérperverstandnis und
die physiologischen Prozesse. Sie kann somit Ein-
fluss auf das Gesundheitsverhalten sowie auf me-
dizinische Therapieentscheidungen haben. Fur
den Gesundheitszustand und die adaquate Nut-
zung der bei uns zur Verfiigung stehenden medizi-
nischen Angebote sind weniger die Nationalitat
oder der Zeitpunkt der Zuwanderung entscheidend
als vielmehr der soziale und kulturelle Kontext, in
dem sich die Betreffenden bewegen, sowie Form
und Verlauf der Interaktion innerhalb des Gesund-
heitssystems.

Nehmen wir einmal einen Krankenhausaufenthalt
als Beispiel, so sind die kultursensiblen Bereiche
fur die Patienten, die Arztinnen und Arzte sowie
das betreuende Pflegepersonal gleichermalien
vielfaltig verteilt. Das rituelle Gebet, Essgewohn-
heiten und Speiseverbote, Betreuung durch an-
dersgeschlechtliches Personal, Hygienenormen,
Besonderheiten bei Sterbenden und Todesfallen,
Bedeutungen der Familie und von Angehdrigen,
professionelle und transkulturelle Pflege — all diese
Aspekte gilt es zu kennen, und man muss ihnen im
oftmals hektischen und streng getakteten Klinikall-
tag Rechnung tragen.

Ich habe das Mitte der Achtzigerjahre selbst erlebt,
als ich als Hilfskrankenpfleger in den Semesterferi-
en im AK Sankt Georg gearbeitet habe. Am Mor-
gen vor einer Operation stand die ganze Familie
um das Bett ihres Familienoberhauptes und wollte
dem armen Mann etwas zu essen geben, weil er
solchen Hunger habe. Ich wurde abgestellt um auf-
zupassen, dass er fir die bevorstehende OP niich-
tern bleibt, was auf grofles Unverstandnis bei den
Familienangehdrigen stiel3.

In der gesundheitlichen Alltagsversorgung, ange-
fangen bei der Beratung und Aufklarung tber den
Arztbesuch und die Therapie bis hin zur hauslichen
oder stationaren Pflege, ist die Sprachbarriere
nach wie vor die grofdte Hirde, die es zu liberwin-
den gilt. Das in der Senatsdrucksache als ein Best-
Practice-Beispiel beschriebene Gesundheitsheits-
projekt "MiMi" Hamburg schlagt hier eine Bricke,
indem gut integrierte Migrantinnen und Migranten
mit gleichermafien guten Kenntnissen der deut-
schen Sprache sowie ihrer Muttersprache als Me-
diatorinnen und Mediatoren fungieren. Genau die-
ser richtige und wichtige Briickenschlag kommt so-
wohl im Ursprungsantrag der SPD als auch in der
entsprechenden Antwort, also der hier debattierten
Senatsdrucksache, zu kurz. Genauer gesagt findet
er, bezogen auf das medizinische Fachpersonal,
keinerlei Erwahnung.

(Beifall bei der CDU)

An dieser Stelle darf ich mich und meine Kollegen
der CDU-Fraktion aus der Drucksache 20/3920
einmal selbst zitieren.
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(Dirk Kienscherf SPD: Das ist das Beste!)

"Mindestens genauso bedeutsam aber ist
die Frage nach den Leistungen von Men-
schen mit Migrationshintergrund fiir die ge-
sundheitlichen Versorgungsstrukturen Ham-
burgs. [...] Bereits heute leisten viele Zu-
wanderer und Menschen mit Migrationshin-
tergrund ihren Beitrag zum Funktionieren
der gesundheitlichen Versorgungsstrukturen
Hamburgs."

Doch sowohl dieser Beitrag als auch die noch un-
erschlossenen Potenziale der genannten Bevolke-
rungsgruppe kommen in der 6ffentlichen und politi-
schen Diskussion oft viel zu kurz. Hier gilt es nach-
zusteuern.

(Beifall bei der CDU)

Die Antwort des Senats damals — zum Teil mit Be-
zug auf die Kassenéarztliche Vereinigung Ham-
burg — auf unsere Fragen zu niedergelassenen
Arztinnen und Arzten mit Migrationshintergrund,
medizinischen Fachkraften in den einzelnen Ham-
burger Krankenhausern und zur Zahl der Men-
schen mit Migrationshintergrund in Gesundheitsbe-
rufen in Hamburg waren grétenteils erntichternd
— ich zitiere aus der Antwort —:

"Hierzu kénnen laut Auskunft der KVH keine
Angaben gemacht werden, da Informationen
zum Migrationshintergrund fiir die Zulassung
als Vertragsarztin und Vertragsarzt nicht re-
levant sind und deshalb nicht erhoben wer-
den."

Oder ein anderes Zitat:

"Die entsprechenden Daten werden in den
Statistiken der zustdndigen Behoérde nicht
erfasst.”

Und auch jetzt, rund ein Jahr spéater, lasst der Se-
nat den Blick furs grolle Ganze génzlich vermis-
sen. Dabei sollte Folgendes allen Beteiligten klar
sein: Nur wenn vorhandene Potenziale bekannt
und gezielt gefordert werden, kénnen diese zum
Wohl von Patientinnen und Patienten mit Migrati-
onshintergrund und im Sinne einer bilateralen in-
terkulturellen Versorgungsstruktur ausgeschopft
werden.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Die zitierten Antworten
— lhr seinerzeitiger Antrag, liebe Kolleginnen und
Kollegen der SPD, und die aktuelle Senatsdruck-
sache — zeigen, dass noch viel Aufklarungsarbeit
notwendig ist. Daher werden wir der Uberweisung
an den Gesundheitsausschuss zustimmen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Schmitt
hat das Wort.

Heidrun Schmitt GRUNE: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ein modernes Gemeinwesen
kommt ohne interkulturelle Kompetenz nicht aus,
das ist unstrittig und sehr einfach festzustellen. Un-
gleich schwerer ist es, interkulturelle Kompetenz
tatsachlich in allen Bereichen des offentlichen Le-
bens zu gewahrleisten.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Christiane
Schneider DIE LINKE und Dr. Martin Schéa-
fer SPD)

Daher ist es gut, dass wir im Ausschuss uber inter-
kulturelle Kompetenzen im Gesundheitssektor
sprechen werden.

In der Senatsstellungnahme wird beschrieben, wie
sprachliche, kulturelle, soziale oder materielle Bar-
rieren den Zugang zum Gesundheitssystem er-
schweren konnen. Dass beispielsweise junge
Frauen mit turkischem Hintergrund ein erhdhtes
Suizidrisiko haben, weil sie sich haufiger als ande-
re Menschen in hochbelastenden familidren Situa-
tionen befinden, muss eine Antwort in den psycho-
therapeutischen Angeboten in dieser Stadt finden.
Der Senat raumt ein, dass die Versorgung an die-
ser Stelle nicht ausreichend ist. Aber nicht nur fur
turkische junge Frauen ist eine Versorgungsliicke
zu verzeichnen. Alle Menschen, die fremdsprachli-
che Psychotherapie brauchen, finden nur sehr sel-
ten ein passendes Angebot. Hier geht der Senat
viel zu wenig auf die Versorgungsliicke ein.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Das tatsadchliche Angebot an psychotherapeuti-
scher Behandlung mit interkultureller Kompetenz
deckt bei Weitem nicht den Bedarf. Herausgreifen
md&chte ich das Projekt "haveno", das im Bericht la-
pidar als spezielles psychotherapeutisches Ange-
bot ohne Kassenzulassung aufgeflhrt wird. "have-
no" kampft seit zwei Jahren damit, dass Behand-
lungskosten nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz nicht mehr mit der Stadt abgerechnet werden
kénnen. In den Antworten zum Thema auf meine
Anfragen ist nachzulesen, wie der Senat "haveno"
sich selbst Uberlasst und auch noch behauptet, es
bestehe kein ungedeckter Versorgungsbedarf im
Bereich der psychologischen Hilfe fur traumatisier-
te Flichtlinge. Darauf, wie interkulturelle Bera-
tungsangebote in der Drogen- und Suchthilfe oder
im Bereich der Gesundheitspravention angesichts
der eingefrorenen Haushaltstitel und nicht ausge-
glichenen Tarifsteigerungen in Zukunft dauerhaft
gesichert werden sollen, gibt diese Senatsstellung-
nahme erwartungsgemaf keine Antwort.

Meine Damen und Herren! Der Bericht zeigt er-
neut, dass der SPD-Senat im Gesundheitsbereich
kaum eigene Initiativen vorzuweisen hat und ledig-
lich weiterfihrt, was Vorgangersenate angestol3en



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 57. Sitzung am 11. April 2013 4375

(Heidrun Schmitt)

haben. So wurde das im jetzigen Bericht so um-
fangreich erwahnte Projekt "Mit Migranten fur Mi-
granten" zur Ausbildung von Gesundheitslotsen
unter Schwarz-Griin dauerhaft finanziert. Auch die
Clearingstelle zur Verbesserung der Versorgung
von Menschen ohne glltige Papiere haben wir
GRUNEN auf den Weg gebracht.

(Sylvia Wowretzko SPD: Aber nicht fertig ge-
bracht!)

— Es war eine Wahl dazwischen, und deswegen
sind wir leider nicht mehr dazu gekommen, das
Projekt fertigzustellen. Das ist bedauerlich, denn
von der urspringlichen Idee ist leider wenig Ubrig-
geblieben.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Das werden Sie sich auch weiterhin anhéren mus-
sen. Aus dem Notfallfonds werden nun Regelleis-
tungen bezahlt, die eigentlich durch das Asylbe-
werberleistungsgesetz abgedeckt sind und abge-
rechnet werden missten. Die SPD-gefiihrte Behor-
de ist eben nicht bereit, unter Wahrung der Anony-
mitat gegeniber der Auslanderbehérde Behand-
lungskosten zu ubernehmen. Man kann sich aus-
rechnen, dass die 500 000 Euro nicht lange rei-
chen werden.

Meine Damen und Herren! Eine reine Problembe-
schreibung und das Anknulpfen an Initiativen vor-
heriger Senate reichen nicht, um interkulturelle
Kompetenz im Hamburger Gesundheits- und Pfle-
gebereich wirklich voranzubringen. Der Senat
muss klar benennen, wo ungedeckte Bedarfe sind
und wie angesichts schrumpfender Mittel Ein-
schnitte bei vorhandenen Angeboten vermieden
werden sollen. Ich hoffe, dass die Diskussion im
Gesundheitsausschuss mit einem gréReren Pro-
blembewusstsein gefuhrt wird und weniger zu ei-
ner Wohlflihldiskussion verkommt,

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

als es die Senatsstellungnahme und die Vorredner
befiirchten lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Herr Schin-
nenburg hat das Wort.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Lassen Sie mich kurz
auf die Diskussion hier im Hause am 9. Februar
2012 zurickkommen; da war die Drucksache, die
jetzt zu dieser Stellungnahme gefiihrt hat, bereits
auf der Tagesordnung. Ich hatte bereits damals lin-
ke wie rechte Mitglieder dieses Hauses darauf hin-
gewiesen, dass Migranten weder besonders ge-
fahrlich noch firchterlich schutzbedurftig sind und
nicht stdndig vom Staat beaufsichtigt werden mus-
sen. Migranten leisten einen ganz hervorragenden
Beitrag fir diese Stadt und dieses Land, und ich

danke lhnen im Namen der FDP-Fraktion herzlich
dafir.

(Beifall bei der FDP)

Dies gilt besonders fiir Arzte und auch fiir nicht-
arztliche Mitarbeiter. Seit einiger Zeit kbnnen wir in
den Medien o6fter lesen, dass hier eine Gefahr bes-
tehe — sie seien nicht so gut ausgebildet und kénn-
ten vielleicht auch nicht so gut sprechen. Das mag
im Einzelfall so sein. Ich darf Ihnen aus meiner Ta-
tigkeit als Anwalt flir Mediziner sagen, dass ich
mehrere Kolleginnen und Kollegen aus dem zahn-
arztlichen Bereich vertrete, die zum Teil im Aus-
land studiert haben und einen Migrationshinter-
grund mitbringen. lhre Fehlerquoten sind mit Si-
cherheit nicht héher als die derjenigen Kollegen,
die diesen Hintergrund nicht haben. Es ist ange-
bracht, auch den Arzten und Arztinnen mit Migrati-
onshintergrund Vertrauen entgegenzubringen; das
tut die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Nun aber zur Stellungnahme des Senats. Wenn
Sie die Ergebnisse genau lesen, dann sind Migran-
ten nicht grundsatzlich ofter krank, sondern teilwei-
se anders krank oder anders gefahrdet. Wir lesen
auf Seite 2, dass es flr sie nahezu gleiche ge-
sundheitliche Risiken gibt wie fur Deutsche oder
Angehorige der Mehrheitsgesellschaft. Auslandi-
sche Staatsangehorige haben aber zum Beispiel,
das ist ein Unterschied, eine sechsmal hdhere
TBC-Neuerkrankungsrate. Sie haben auf den ers-
ten Blick auch ein hoéheres Sterblichkeitsrisiko.
Wenn man jedoch, das hat der Senat richtig aus-
gefuhrt, genauer nachforscht, dann liegt das
hdchstwahrscheinlich daran, dass die gesunden al-
teren Mitbirger nach Erreichung der Pensions-
und Rentengrenze zurick in ihre Heimat gehen
und eine Selektion dahingehend besteht, dass die-
jenigen, die krank sind, eher hierbleiben. Man
muss sich nicht wundern, wenn dann die Statisti-
ken so sind, wie sie sind.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Man kann
das auch sozial begriinden!)

Es gibt keinen direkten Anlass, anderes zu vermu-
ten. Es gibt wahrscheinlich auch kein hdheres
Sterblichkeitsrisiko.

Bei den einzuschulenden Kindern hat man festge-
stellt, dass die Kinder mit Migrationshintergrund
weniger Ubergewicht haben als die anderen Kin-
der. Das ist eine gute Nachricht.

Das Suizidrisiko wurde vorhin erwahnt. Es ist, an-
ders als gerade gesagt wurde, nicht héher, son-
dern sogar niedriger. Eine kleine Gruppe von jun-
gen turkischen Frauen hat ein héheres Suizidrisi-
ko, generell aber haben Menschen mit Migrations-
hintergrund ein geringeres Suizidrisiko. Auch das
ist eine gute Nachricht.
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(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist
aber auch sehr unterschiedlich!)

— Lesen Sie doch einmal genau nach, Frau
Schneider. Es steht hier nicht so, wie Sie behaup-
ten.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch
einen Punkt erwdhnen. Ich hatte neulich eine
Schriftliche Kleine Anfrage gestellt, weil ich Sorge
um die auslandischen Kollegen bei der Behand-
lung von Menschen ohne Ausweispapiere hatte.
Ich hatte beflirchtet, dass es rechtliche Probleme
fur Arzte gibt, die solche Menschen behandeln,
weil sie moglicherweise im Verdacht stehen, dann
eine Straftat zu begehen, namlich Beihilfe zur Um-
gehung des Auslanderrechts. Die Antwort des Se-
nats hat mich sehr gefreut, denn dieses Risiko gibt
es nicht. Man kann also jedem deutschen Arzt
oder Zahnarzt, jeder deutschen Arztin oder Zahn-
arztin mit gutem Grund empfehlen, Menschen oh-
ne Ausweispapiere zu behandeln, und das ist auch
gut so.

(Beifall bei der FDP)

Es gibt aber einen Punkt, der zu kritisieren ist.
Schon in der Debatte vor einem Jahr hatte ich dar-
auf hingewiesen, dass ein wichtiger Aspekt des
deutschen Gesundheitswesens von dem Antrag
der SPD und nun folgend auch der Stellungnahme
des Senats vollig ausgeblendet wird, namlich das
deutsche Hausarztsystem. Es ist bekannt, dass
viele Menschen mit Migrationshintergrund nicht
den Hausarzt aufsuchen, sondern die Notfallambu-
lanz von Krankenhdusern, weil sie das System aus
ihrer Heimat nicht kennen. Auf diese Weise wird
das Ruckgrat der medizinischen Versorgung, ndm-
lich das Hausarztsystem, nicht ausreichend in An-
spruch genommen. Dieses System ist Vorbild flr
andere Lander, das sollten wir hier erwadhnen: es
ist wohnortnah, personlich, engagiert, unburokra-
tisch und nebenbei auch noch kostengiinstig. Wir
hatten damals als FDP beantragt, einen weiteren
Auftrag an den Senat zu erteilen, ndmlich hiertber
zu berichten. Das wurde damals von der SPD lei-
der abgelehnt. Der Fehler zeigt sich jetzt. Ein wich-
tiger Punkt wurde vom Senat nicht bearbeitet, und
zwar weil er nicht beauftragt wurde.

Meine Damen und Herren! Wir sind deshalb auch
daflr, die Stellungnahme an den Gesundheitsaus-
schuss zu Uberweisen, und ich werde mir erlau-
ben, diesen Punkt dort noch einmal zu vertiefen.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Ozdemir
hat das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Das Ersu-
chen des Senats hat wichtige und auch richtige Er-

kenntnisse hervorgebracht, und viele Probleme
sind deutlich geworden. Es sind aber auch viele
Fehler, die in der Vergangenheit begangen wur-
den, deutlich geworden, so der Umgang mit den
Gastarbeiterinnen und Gastarbeitern. Sie haben
schwere korperliche Arbeit verrichtet, hatten seeli-
schen Stress und einen sehr schlechten Zugang
zum Gesundheitssystem.

Als Enkelkind von klassischen Gastarbeitern habe
ich nicht die Auffassung, dass sich die Politik da-
mals sehr darum gekiimmert hat, ob die Menschen
gesund sind oder nicht, weil man davon ausging,
dass sie wieder zuriickkehren werden. So habe ich
auch in meinem Umfeld viele Menschen, beispiels-
weise meinen eigenen Opa, die vor ihrem sechzig-
sten Lebensjahr gestorben sind. Es stimmt nicht,
dass die meisten zurtickkehren. Es gibt viele, die
hierbleiben, hier altern und sterben und dann erst
von ihren Kindern oder Enkelkindern zurtickge-
bracht werden. Wenn wir uns anschauen, warum
dieser Zugang so schwierig ist oder war und
warum er heute immer noch fiir viele Menschen
mit Barrieren erflllt ist, dann kann man sehen,
dass es sprachliche Barrieren und Informationsde-
fizite gibt, aber auch sehr haufig Angst vor Diskri-
minierung. Es wurde gerade angesprochen, dass
es bei Menschen ohne Aufenthaltstitel auch die
Sorge gibt, abgeschoben zu werden. Es stimmt,
Sie haben eine Stelle mit 500 000 Euro fir drei
Jahre ausgeristet. 500 000 Euro sind fiir drei Jah-
re aber wirklich I&cherlich und zeugen nicht von in-
terkultureller Kompetenz.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel und Heidrun Schmitt, beide GRUNE)

Wenn wir uns den Pflegebereich und den Gesund-
heitsbereich anschauen, dann kann man sehen,
dass dort viele Menschen mit Migrationshinter-
grund arbeiten, und zwar deutlich mehr als in an-
deren Bereichen; es sind aber immer noch zu we-
nige. Bei den Krankenkassen kann ich zum Bei-
spiel nicht sehen, dass dort mehr Menschen mit
Migrationshintergrund arbeiten. In den Kranken-
hausern und auch in den Arztpraxen hingegen ar-
beiten viele junge Frauen. Aber ich kann wahr-
scheinlich mit einer Hand abzahlen, wie viele Men-
schen mit Migrationshintergrund in den Gesund-
heitsamtern tatig sind.

Far viele Menschen mit Migrationshintergrund, die
vielleicht auch sprachliche Barrieren haben, sind
die niedrigschwelligen Beratungen in ihren Stadt-
teilen und ihrem Bezirk sehr wichtig und werden oft
aufgesucht. Die Beratungen werden oft von jlinge-
ren Menschen gemacht, und dort flihlen sie sich
sehr gut aufgehoben; deshalb missen diese Stel-
len auch gestarkt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mdchte noch einmal auf die Migrantenselbstor-
ganisationen verweisen. Besuchen Sie diese doch
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einmal, sie machen eine vorbildliche Arbeit. Sie
bieten Seminare und Beratungsgesprache zu Ge-
sundheits- und Pflegethemen an, wo die Men-
schen Uber Krankheiten wie zum Beispiel Krebs
oder altersbedingte Beschwerden wie Demenz auf-
geklart werden. Es gibt auch Beratungen und Auf-
klarung zu den Themen Schwangerschaft und Ge-
burt. Ich habe viele Organisationen besucht, und
mir ist deutlich geworden, dass die Menschen, die
sich daran beteiligen, meistens zwischen 45 und
65 Jahre alt sind. Das sind genau die Menschen,
die diese sprachlichen Barrieren haben. Die erste
und zweite Generation ist jedes Mal ziemlich be-
geistert, und wissen Sie, wer diese aufklart? Das
ist immer die dritte Generation, also Menschen in
meinem Alter. Das finde ich bewundernswert.

Wir haben in den letzten Burgerschaftssitzungen
Uber die Freiwilligenarbeit gesprochen und gese-
hen, dass diese Arbeit offiziell nicht anerkannt
wird. Meiner Auffassung nach verdient die Arbeit in
den Migrantenselbstorganisationen grofe Aner-
kennung, denn dort werden die Aufgaben erledigt,
die die Politik machen sollte.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Zahl der pflegebedirftigen alteren Migrantin-
nen und Migranten wachst in Deutschland kontinu-
ierlich. Es gibt die Faktoren Barrieren, geringe Kul-
tursensibilitdt sowie Altersarmut. Diese kénnen die
schlechte Lebenssituation beeinflussen, wenn
nicht rechtzeitig gehandelt wird. Deshalb muss die
Politik in Deutschland und Hamburg rechtzeitig
MaRnahmen ergreifen.

Sie haben auf die muttersprachliche Psychothera-
pie aufmerksam gemacht und gesagt, dass diese
erfolgreich ablaufe. Aber rufen Sie doch einmal
dort an, es gibt monatelange Wartezeiten. Ich ken-
ne viele Menschen in meinem Umfeld, die diese
Psychotherapie nicht in Anspruch nehmen kénnen.
In lhrer Pressemitteilung haben Sie die mutter-
sprachliche Psychotherapie feierlich angekindigt,
aber das ist eine Baustelle, dort muss ein bisschen
mehr gemacht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben einige Barrieren deutlich gemacht. Es
wurde gesagt, dass der Migrationshintergrund
nicht daran schuld sei, dass Menschen einen
schlechteren Zugang zum Gesundheitssystem hat-
ten. Aber viele Menschen mit Migrationshinter-
grund sind von Armut und Diskriminierung betrof-
fen. Diese Faktoren machen die Menschen krank
und hindern sie daran, sich am Gesundheitssys-
tem zu beteiligen. Sie finden keinen rechten Zu-
gang. Deshalb muss neben der interkulturellen Off-
nung, die vorangetrieben werden muss, auch die
Diskriminierung und Armut bekampft werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Mangel sind lhnen nun bekannt, und die Politik
hat in diesem Bereich noch sehr viel nachzuholen.
Jetzt haben Sie die Chance, MalRnahmen zu er-
greifen. Das Ersuchen wird an den Gesundheits-
ausschuss uberwiesen. Ich finde es gut, dass wir
dort noch einmal die Méglichkeit haben, dartiber zu
sprechen und unsere Vorschlage einzubringen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Erster Vizeprasident Frank Schira: Frau Senato-
rin Prifer-Storcks hat das Wort.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Vom demografi-
schen Wandel sagen wir haufig, dass unsere Ge-
sellschaft durch ihn weniger, alter und bunter wir-
de. Was das "bunter" betrifft, sind wir in Hamburg
schon mitten in der Entwicklung. Ende 2010 lebten
hier 515 000 Menschen mit Migrationshintergrund,
das sind 30 Prozent aller Einwohnerinnen und Ein-
wohner.

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Ihr Anteil wird weiter steigen. In einigen Stadtteilen
haben inzwischen mehr als die Halfte der Men-
schen einen Migrationshintergrund, zum Beispiel in
Billstedt, Wilhelmsburg, Allerméhe oder Rothen-
burgsort. Das Merkmal Migrationshintergrund lasst
aber keineswegs auf eine homogene Gruppe von
Menschen schlie3en.

(Beifall bei Dr. Kurt Duwe und Dr. Wieland
Schinnenburg, beide FDP)

Die Menschen unterscheiden sich durch ihr Her-
kunftsland, durch die Lange und die Qualitat ihres
Hierlebens, den Grad ihrer Integration und ihre
Sprachkenntnisse. Zu den Menschen mit Migrati-
onshintergrund zahlen auch Kinder und Jugendli-
che mit deutscher Staatsangehdérigkeit, die hier ge-
boren sind und keine eigene Migrationserfahrung
haben. Ein Migrationshintergrund ist also fur sich
allein genommen kein Merkmal, das Aussagen
Uber gesundheitliche Risiken oder das Gesund-
heitsverhalten in ganz allgemeiner Form zuliel3e.

(Beifall bei Antje Méller GRUNE)

Menschen mit Migrationshintergrund erleben
grundsatzlich die gleichen gesundheitlichen Risi-
ken wie Deutsche oder Angehorige der Mehrheits-
gesellschaft. Sie haben hohere Risiken zu erkran-
ken, wenn sie Uber geringe Bildung und Ausbil-
dung, einen niedrigen Berufsstatus und wenig Ein-
kommen verfliigen. Risikofaktoren sind auch
schlechte Wohnverhaltnisse, belastende Arbeits-
bedingungen, Arbeitslosigkeit oder eigenes Risiko-
verhalten wie zum Beispiel Bewegungsmangel. All
das kann die Gesundheit beeintrachtigen, und hier
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mussen fir uns die Ansatzpunkte liegen, um Ge-
sundheit zu verbessern.

(Beifall bei der SPD)

Selbstverstandlich gibt es auch migrationsspezifi-
sche Besonderheiten wie Traumatisierungen, Er-
fahrungen aus den Herkunftslandern, Flucht, II-
legalitat, schlechte soziale Lage. Es gibt aber auch
positive Faktoren, die Migrantinnen und Migranten
in ihr neues Heimatland mitbringen. Das kann bei-
spielsweise ein glinstigeres Ernahrungs- und Ge-
sundheitsverhalten sein. Wir stellen haufig fest,
dass Menschen mit Migrationshintergrund, die mit
20 bis 35 Jahren zuwandern, zu Beginn ihrer Zeit
bei uns gestnder leben als Deutsche, sie bringen
ein gesundes Essverhalten mit. Leider gehort zur
Integration auch, dass sie sich dann an die Mehr-
heitsgesellschaft anpassen und diese gesunden
Gewohnheiten, dieses tradierte, mitgebrachte Wis-
sen im Hinblick auf Erndhrung und Hygiene all-
mabhlich bei der Annaherung an die Mehrheitsge-
sellschaft abnimmt. Also kann das Leben in der
Aufnahmegesellschaft auch ein gesundheitliches
Risiko darstellen, und neue Risiken wie Alkohol
und Tabak kommen hinzu.

Unterschiede zeigen sich auch bei der Inanspruch-
nahme von Angeboten der Gesundheitsversor-
gung, zum Beispiel von Vorsorge- und Praventi-
onsangeboten. Das mag daran liegen, dass dies
aus den Herkunftslandern nicht bekannt ist, und
deshalb stellen wir immer wieder fest, dass Men-
schen mit Migrationshintergrund zum Beispiel
durch die Kindervorsorgeuntersuchungen bedauer-
licherweise weniger gut erreicht werden. Das ist
ein wichtiger Ansatzpunkt fur unsere Gesundheits-
politik in Hamburg.

Die Stellungnahme des Senats zeigt aus meiner
Sicht, dass wir gerade in der Gesundheitsmetropo-
le Hamburg gute Rahmenbedingungen auch fir
die Versorgung von Menschen mit Migrationshin-
tergrund haben. Sie profitieren wie alle Hamburge-
rinnen und Hamburger von einem qualitativ hoch-
wertigen Versorgungsangebot und von vielfaltigen,
einschlagigen und spezialisierten Beratungs- und
Unterstitzungsangeboten, und so soll es auch
sein. Menschen mit Migrationshintergrund miissen
denselben Zugang zur Versorgung haben, sei es
nun die wohnortnahe haus- und kinderarztliche
Versorgung oder bei schwerwiegenden Erkrankun-
gen der Zugang zu spezialisierter Versorgung.

(Beifall bei der FDP)

Weil das nicht Uberall gleichermallen gegeben ist,
setze ich mich besonders daflir ein, dass wir zum
Beispiel bei der Verteilung von Hausarztinnen und
Hausarzten oder Kinderarztinnen und Kinderarzten
auf die Stadtteile ein besseres Verhaltnis zur Ein-
wohnerzahl bekommen. Es ist doch evident, dass
gerade sozial belastete Stadtteile mit einem hohen
Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund

schlechter versorgt sind als andere Stadtteile; das
missen wir andern.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben in Hamburg auf der anderen Seite das
Gluck, dass sich die Offenheit, die kulturelle und
ethnische Vielfalt der Stadt auch im Gesundheits-
wesen widerspiegelt. Wir haben mehr als 500 Arz-
tinnen und Arzte nichtdeutscher Staatsangehérig-
keit in Hamburg, Tendenz steigend. Das sind na-
tarlich nur die, die wir in der Statistik als Nichtdeut-
sche ausfindig machen kénnen. Hinzu kommen
viele mit Migrationshintergrund, die die deutsche
Staatsangehdrigkeit haben. Leider kann ich diese
Zahl nicht liefern, weil sie statistisch nicht erfasst
wird. Migrationshintergrund ist kein Kriterium der
arztlichen Zulassung und ich glaube, es wirde viel-
leicht auch von den Menschen, die diese Zulas-
sung erlangen wollen, als diskriminierend empfun-
den, wenn danach gefragt wirde.

(Beifall bei der SPD und bei Antje Mbller
GRUNE)

Uber die im Gesundheitswesen arbeitenden Men-
schen mit Migrationshintergrund hinaus gewahr-
leisten wir durch gut funktionierende Dolmetscher-
dienste, dass trotz der Sprachvielfalt eine ange-
messene und auch kompetente Gesundheitsver-
sorgung sichergestellt wird. Ergebnisse unserer
Recherchen aus Literatur, aus Gesundheitsdaten
sowie Erfahrungen aus Projekten und Rickmel-
dungen der Befragten zeigen, dass die Notwendig-
keit einer interkulturellen Kompetenz im Gesund-
heitswesen mittlerweile von den Akteuren aner-
kannt ist und dass es in Hamburg verschiedene
MalRnahmen gibt, die dem auch Rechnung tragen.

Was heil’t eigentlich interkulturelle Kompetenz im
Hinblick auf medizinische Versorgung? Interkultu-
relle Kompetenz ist ein ganzes Bundel von Fahig-
keiten und auch Einstellungen, die ein professio-
nelles und integratives Verhalten gegenuber Pati-
entinnen und Patienten ermdglichen, und zwar so-
wohl auf der persénlichen Ebene von Arzt, Arztin
zu Patienten als auch auf der institutionellen Ebe-
ne. Hintergrundwissen uber die Folgen von Migrati-
on gehdrt dazu, aber auch die Akzeptanz verschie-
dener Lebensentwurfe, ein Wissen Uber kultursen-
sible Unterschiede, Uber kultursensible Angebote
auch in der Behandlung und der Pflege. Ich bin der
Meinung, dass in einer multikulturellen Gesell-
schaft, wie wir sie haben, die interkulturelle Kom-
petenz zum professionellen Handwerkszeug aller
Akteure im Gesundheitswesen gehort,

(Beifall bei der SPD)

genauso wie Ubrigens das Wissen Uuber ge-
schlechtsspezifische Unterschiede im Gesund-
heitsverhalten und in der Betroffenheit bei Erkran-
kungen. Auch daran muissen wir die Qualitat unse-
res Gesundheitswesens messen und nicht nur an
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spezialisierten Angeboten fiir bestimmte Zielgrup-
pen von Migrantinnen und Migranten.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin froh, dass es in Hamburg seit Jahren viel-
faltige Angebote gibt, zum Beispiel vonseiten der
Arztekammer, die interkulturelle Trainings anbie-
ten, die interkulturelle Kompetenz und Offnung ver-
mitteln. Die Arztekammer tut das, die Stadt selbst
tut das, die Universitat, die Fachhochschulen, die
Wohlfahrtsverbande und das Landesinstitut fir
Lehrerbildung. Zunehmend werden auch Stellen im
Gesundheitswesen von Menschen mit Migrations-
hintergrund besetzt, und es gibt auch einschlagige
Fort- und Weiterbildungsmafnahmen der Institutio-
nen im Gesundheitswesen. Wir haben auf der an-
deren Seite vielfaltige und zielgruppenspezifische
Angebote fur wenig integrierte Menschen mit Mi-
grationshintergrund, fir sozial Benachteiligte und
fur Menschen mit schlechten Deutschkenntnissen.
Verschiedentlich sind schon Initiativen wie MiMi
oder Keypersons gelobt worden; wir berichten aus-
fuhrlich darlber. Das sind wirklich ausgezeichnete
Angebote, hier wird hervorragende Arbeit geleistet.

(Beifall bei der SPD)

Sie werden ubrigens auch rege nachgefragt, so-
wohl in den Communities der Menschen mit Migra-
tionshintergrund als auch bei den Gesundheitsan-
bietern, die sie als eine wertvolle Unterstlitzung ih-
rer Arbeit sehen. Es hat sich sehr bewéhrt, schon
bei der Planung dieser Angebote die zukiinftigen
Zielgruppen einzubeziehen.

Meine Damen und Herren! Alle Untersuchungen
zur gesundheitlichen Lage von Menschen mit Mi-
grationshintergrund bestatigen, dass Gesundheit
mafRgeblich mit der sozialen Lage verknupft ist. Die
Wirkung von zum Beispiel Bildung oder Einkom-
men auf die Gesundheit von Menschen wird im Zu-
sammenhang mit dem Migrationshintergrund noch
verstarkt. Wenn dann noch Armut, Flucht, Vertrei-
bung hinzukommen, groRRe kulturelle Unterschiede
zwischen Herkunftsland und Aufnahmeland und
geringe Sprachkenntnisse, dann kann das schon
eine sehr beeintrachtigende Wirkung auch auf die
Gesundheit haben.

Integration und Inklusion sind erklarte Ziele in un-
serer Stadt, und das gilt auch fiir das Gesundheits-
wesen. Deshalb werden wir weiterhin auf Lebens-
welt orientierte, wo immer erforderlich, unterstit-
zende Angebote fir besondere Zielgruppen in der
Gesundheitsversorgung und in der Gesundheits-
forderung setzen, aber auch darauf, dass unser
Gesundheitswesen weiter voranschreitet und sich
professionell interkulturelle Kompetenz aneignet
und dass die vielen Profis mit Migrationshinter-
grund zunehmend auch Stellen im Gesundheitswe-
sen besetzen.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich darauf, das alles mit lhnen zu vertie-
fen,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ja, wir auch!)

wenn denn der Bericht an den Gesundheitsaus-
schuss Uiberwiesen wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Abaci be-
kommt das Wort.

Kazim Abaci SPD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Gesundheit ist eine
zentrale GroRe im Leben eines jeden Menschen.
Arbeitsbedingte Belastungen sowie die individuelle
Lebenssituation beeinflussen die Gesundheit und
bestimmen ebenso wie Bildung, soziale Schicht,
Geschlecht, kulturelle und religiose Pragung das
Gesundheitsverhalten. Auch wenn ein direkter kau-
saler Zusammenhang zwischen Migrationshinter-
grund und Gesundheitszustand, Herr Schinnen-
burg, als interkultureller Beauftragter der FDP-
Fraktion, nicht hergestellt werden kann, so belegen
jedoch die Erkenntnisse der Gesundheitsberichter-
stattung, dass bildungsferne und ressourcen-
schwache Menschen mit, aber auch ohne Migrati-
onshintergrund die Angebote der Gesundheitsver-
sorgung und Gesundheitsstruktur nicht in ausrei-
chendem MaRe in Anspruch nehmen. Uber die
Grinde dafiir wurde hier schon ausfihrlich gespro-
chen, aber hier gilt es bedarfsgerechte, zielgrup-
pen- und geschlechtsspezifische sowie zweispra-
chige Unterstitzung, die im Staat auch vorhanden
ist — das hat der Bericht des Senats ausdriicklich
hervorgebracht —, auszubauen. Es geht aber auch
darum, dass wir an der Struktur des Gesundheits-
wesens arbeiten mussen, sodass wir das Gesund-
heitswesen interkulturell noch mehr 6ffnen. Es geht
um die Offnung der Regelstrukturen auch im Ge-
sundheitswesen. Deshalb freue ich mich sehr,
dass dieses Thema im neuen Integrationskonzept
des Senats noch einmal untermauert worden ist.

(Beifall bei der SPD)

Es geht darum, dass die Kliniken, die Kammern
und andere Institutionen sich zu 6ffnen haben. Es
geht also einerseits um den Ausbau und die Off-
nung der Regelstrukturen, aber auch darum, die
Aktivitaten, die fir diese Zielgruppe vorhanden
sind, aber noch nicht ganz ausreichen, auszubau-
en, auch im Bereich der Pflege. Es geht uns in un-
serem Antrag nicht nur um eine Bestandsanalyse,
sondern auch um die Frage, was wir damit ma-
chen. Wie wollen wir in diesem Bereich zukunfts-
orientiert arbeiten? Wir wissen doch, dass der An-
teil der Menschen, die pflegebedirftig sind und
einen Migrationshintergrund haben, im Vergleich
zu den deutschen Menschen dieser Gruppe immer
noch nicht so grol} ist, aber wir wissen, dass auch
die Migranten alter werden. Wir wissen auch, dass
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die alter werdenden Migranten nicht automatisch
das Land verlassen, sondern oft hierbleiben. Hier
gilt es, zukunftsorientiert an dieser Thematik zu ar-
beiten.

(Beifall bei der SPD)

Zur CDU-Fraktion. Sie sagen immer wieder, Mi-
granten bringen Kompetenzen mit.

(Nikolaus Haufler CDU: Das stimmt doch
Uberhaupt nicht, Herr Abaci!)

Das habe ich auch in der letzten Blrgerschaftsde-
batte untermauert. Fir uns ist das keine Randgrup-
pe, die nur karitativ behandelt werden muss. Die
bringen Potenziale mit, und wir mochten diese Po-
tenziale fir die Stadt, fir die Gesellschaft insge-
samt ausschopfen. Auch im Gesundheitsbereich
geht es darum.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen aber nicht nur abstrakt dariiber reden,
sondern auch die Entwicklung transparent und
messbar machen. Wir wollen in diesem Bereich mit
Indikatoren arbeiten. Es geht nicht darum, irgend-
jemanden eventuell fir Fehlentwicklungen verant-
wortlich zu machen, sondern um die Frage, was
passieren muss, um diese positive Entwicklung
weiter ausbauen zu konnen. Deshalb freue ich
mich darlber, dass wir im Gesundheitsausschuss
Uber diese und andere Themen in Ruhe reden und
diskutieren konnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD — André Trepoll CDU:
Da gehdrt es auch hin!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Haufler.

Nikolaus Haufler CDU:* Frau Préasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Verehrte Kolle-
gen von der SPD und auch Herr Abaci, wir haben
Sie bei der Debatte im Februar vergangenen Jah-
res davor gewarnt, lhren Antrag einzubringen, oh-
ne auf die Erganzung der Opposition einzugehen.
Wir haben uns auch gewundert, wie wenig Sie
Uber den Alltag der Zuwanderer in Gesundheitsfra-
gen wissen, und lhnen geraten, davon abzusehen,
immer nur vom kranken und ungliicklichen Zuwan-
derer zu sprechen.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das macht doch
gar keiner!)

Immer wieder wurden diese Szenarien, und das
steht zum Glick im Protokoll, von allen Rednern
der SPD dargebracht. Auch die Senatorin hat das
auf eine Art gemacht, die ich personlich nicht be-
sonders angenehm fand. Sie haben leider in lhrer
Art — damals gewohnt selbstgerecht, mittlerweile
haben Sie ein bisschen von der Realitat gelernt —

(Sylvia Wowretzko SPD: Das sollten Sie
auch mal tun!)

alle Vorschlage der Opposition abgelehnt. Damit
haben Sie bewiesen, dass Sie Uiber das von |Ihnen
selbst angemeldete Thema nicht besonders viel
wissen.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben zum Beispiel bewiesen, dass Sie nicht
wissen, dass die wichtigste alltdgliche Gesund-
heitsinstanz flr viele Zuwanderer der mutter-
sprachlich sprechende Arzt ist. Er kommt nicht in
Ihrem Antrag vor, er kommt nicht im Bericht des
Senats vor.

(Sylvia Wowretzko SPD: Meine Glte, Sie
sagen doch immer, Sie kénnen alles!)

Er kam in der Rede der Senatorin durchaus vor,
ich vermute aufgrund unserer Hinweise, die Sie
damals abgelehnt haben. Sie kénnen doch nicht
die wichtigste Instanz, die wirklich fir die meisten
Menschen im Alltag bei Gesundheitsfragen wichtig
ist — nicht, wenn es um die schlimmsten Krankhei-
ten geht —, einfach ausklammern und sie nur am
Rande in der Rede der Senatorin erwdhnen. Ich
glaube, dass die Uberweisung an den Gesund-
heitsausschuss eine Chance ist, Uber diese Arzte
zu sprechen, vielleicht auch mit diesen Arzten zu
sprechen, um lhnen einen Einblick in die Realitat
zu ermoglichen. Ich winsche lhnen viel Offenheit
und Aufgeschlossenheit fir unsere konstruktiven
Vorschlage und die Vorschlage der anderen Oppo-
sitionsparteien. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Die SPD hat nun
zum zweiten Mal innerhalb von gut einem Jahr ihre
Doppelkopfigkeit gezeigt. Sie schickt zunachst ih-
ren Herrn Abaci. Der sagt richtige und vollstandige
Dinge und stellt die Forderung auf, das Gesund-
heitswesen musse fur Menschen mit Migrations-
hintergrund richtige Angebote machen. Richtig,
Herr Abaci, aber lhre Fraktion hat anders gehan-
delt. Sie blenden konsequent einen Grundpfeiler
des deutschen oder des hamburgischen gesund-
heitlichen Versorgungssystems, namlich die nie-
dergelassenen Arzte, aus. Das scheint fiir Sie nicht
stattzufinden. Wir haben beim letzten Mal bean-
tragt, einen zehnten zu lhren neun Punkten aufzu-
nehmen: Aufkldrung Uber das deutsche Hausarzt-
system. Sie werden es wahrscheinlich richtig fin-
den, aber lhre Fraktion hat es abgelehnt, und kon-
sequent hat sich der Senat dazu nicht geauRert.
Das nenne ich Doppelkdpfigkeit, etwas zu erzah-
len, aber ein anderes Abstimmungsverhalten zu
zeigen. So geht es nicht, meine Damen und Her-
ren.
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(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Nun wissen naturlich auch alle, warum das so ist.
Sie wissen, wie es ist, aber es gibt einige in der
SPD, die sind nichts anderes als ideologisch. Die
haben ein Problem mit niedergelassenen Arzten,
die ihr Leben selbst in die Hand nehmen und nicht
in groflen Gesundheitsinstitutionen arbeiten wol-
len. Das ist der Grund, warum es lhnen peinlich
ware, diesen Punkt auch nur zu diskutieren. Dop-
pelkopfigkeit bei der SPD in diesem Punkt — so
geht es nicht, der Gesundheitsausschuss wird es
zeigen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 20/7360
an den Gesundheitsausschuss zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das Uberweisungsbegehren ist ange-
nommen worden.

Wir kommen zu Punkt 59, dem Antrag der CDU
Fraktion.

(Zurufe aus dem Plenum)

Warum? — Gut, dann tagt jetzt der Altestenrat. Es
ist fir das Prasidium spannend, weil wir nicht wis-
sen, warum, aber wir werden es gleich sehen.

Unterbrechung: 17.47 Uhr

Wiederbeginn: 17.53 Uhr

Meine Damen und Herren! Es ware recht hilfreich,
wenn sich die Ubrigen Abgeordneten wieder im
Plenarsaal einfinden wirden. Dieses Gerausch
kennen Sie schon, ich mache es gern noch einmal.

Wir haben im Altestenrat ein bisschen Nachbhilfe fiir
die parlamentarischen Geschéaftsfuhrer geleistet.
Es ging darum, dass der Punkt 59 mit der anschlie-
Renden namentlichen Abstimmung durchgefihrt
wird, wenn alle Mitglieder des Hauses die Moglich-
keit haben, daran teilzunehmen.

Wir sind im Altestenrat (ibereingekommen, dass
wir nun den Punkt 52 der heutigen Tagesordnung
aufrufen, Drucksache 20/7414, ein Antrag der
FDP-Fraktion: Bessere Beachtung des Daten-
schutzes durch Behérden und Landesbetriebe.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Bessere Beachtung des Datenschutzes durch
Behorden und Landesbetriebe

— Drs 20/7414 -]

Herr Ritter, bevor ich lhnen das Wort gebe, wiirde
ich gern sicherstellen, dass alle Abgeordneten, die
dazu reden sollen, im Plenarsaal sind, weil es fir
sie Uberraschend schnell kommt. Deshalb méchte
ich das jetzt gern auferhalb der Tagesordnung
Uberprifen. Soweit ich sehe, sind alle Abgeordne-
ten, die sich an der Debatte beteiligen wollen, je-
denfalls soweit wir informiert sind, anwesend. Ich
rufe als erstes Herrn Ritter auf.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Das Geburtstagsgeschenk ist an-
gekommen. Vielen Dank dafiir, dass ich meine De-
batte frGher halten darf.

(Beifall bei der FDP)

Vor drei Jahren kiindigte Google an, seinen Dienst
"Street View" auch in Deutschland aufzubauen.
Dazu sollten entsprechend ausgerustete Fahrzeu-
ge durch deutsche GroRstadte fahren und 3D-Pan-
orama-Aufnahmen machen. Nach einigem Hin und
Her in Fragen des Datenschutzes wurde den Bur-
gern vorab die Mdglichkeit angeboten, einer Verof-
fentlichung der Bilder des eigenen Hauses zu wi-
dersprechen. Diese wurden dann genauso wie
Kennzeichen und Gesichter von Google verpixelt.
Aus den Erfahrungen von Google hat Konkurrent
Microsoft gelernt. Dieser fahrt derzeit fur den
Dienst "StreetSide" durch Hamburgs Stralen und
erstellt eigene 3D-Panorama-Aufnahmen. Auch Mi-
crosoft hat die Fahrten vorher angekiindigt und ei-
ne Widerspruchsmdglichkeit gegen die Bilderverdf-
fentlichung fur Betroffene eingerichtet. Diese Be-
ricksichtigung des Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung durch die Internetwirtschaft ist
vorbildlich.

Nun komme ich aber zur eigentlichen Gretchenfra-
ge des Tages. Verehrte Senatoren, wie halten Sie
es denn mit dem Datenschutz? Uns Liberalen
drangt sich manchmal der Eindruck auf, der Daten-
schutz sei flir den SPD-Senat immer nur dann rele-
vant, wenn man damit auf Bundesebene PR-Antra-
ge stellen kann oder Auskiinfte an Abgeordnete
verhindern kann. Wenn es aber darum geht, den
einst fur die Internetwirtschaft geforderten Daten-
schutz auch in der Hamburger Verwaltung umzu-
setzen, drlckt sich der Senat gern vor Arbeit und
Verantwortung. Dieses doppelziingige Verhalten
ist fir uns Liberale und wohl auch fiir den Rest der
Opposition reichlich inakzeptabel.

(Beifall bei der FDP)

Was ist der Anlass fur unsere Kritik? Eine Schriftli-
che Kleine Anfrage von mir im Marz ergab Folgen-
des. Der Landesbetrieb fir Geoinformation und
Vermessung durfte ohne vorherige Ankindigung
3D-Panorama-Aufnahmen machen, immerhin auf
25 Kilometern Lange als erste Teststrecke. Weite-
re Fahrten sollen laut gestern zurickgekommener
Antwort auf eine Schriftliche Kleine Anfrage an-
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scheinend nicht mehr folgen. Weitere Entscheidun-
gen sind aber erst nach der Projektevaluation im
Herbst 2013 vorgesehen. Der Senat sah im Marz
noch keine Veroffentlichungspflicht der erhobenen
Geodaten, obwohl diese laut Transparenzgesetz
bestehen kdnnte. Die Begrindung hierfir geman
gestern zurickgekommener Nachfrage lautet, dass
die Daten wohl nicht ins Liegenschaftskataster be-
ziehungsweise in andere offizielle Datenbanken
Ubernommen werden sollen, es seien eben nur
Testdaten. Aus meiner Sicht bewegt sich die Be-
horde hier auf ziemlich dinnem Eis, doch dazu
spater noch mehr.

Noch vor drei Jahren wurde vom damaligen
schwarz-griinen Senat im Bundesrat eine Gesetzes-
initiative eingebracht, die nur auf bestimmte An-
bieter der Internetwirtschaft zugeschnitten war und
eine Ankindigungspflicht entsprechender Aufnah-
men vorsah. Der mittlerweile erlassene Selbstver-
pflichtungskodex der Internetwirtschaft geht viel
weiter und sieht Anklindigungspflichten und Wider-
spruchsrechte der Betroffenen vor. Das halten wir
Liberale fur sehr begriRenswert. Weniger begri-
Renswert ist allerdings, dass der jetzige SPD-Se-
nat sich aus der Verantwortung auf Landesebene
ziehen mdchte, wenn er keinen Ankindigungsbe-
darf fur offentlich-rechtliche Geodatenerhebung
annimmt. Die Argumentation bezuglich der Rechts-
grundlagen in meiner Nachfrage SKA ist sehr wi-
derspruchlich. Einerseits seien es doch nur Test-
daten und miussten also nach dem Transparenzge-
setz nicht verdffentlicht werden. Andererseits be-
zieht man sich auf Rechtsgrundlagen, die aber
wiederum nur fir verdffentlichungspflichtige Geo-
basisdaten gelten. Zudem mdussten bei regelhafter
Fortflhrung des Projekts eventuell Rechtsgrundla-
gen Uberarbeitet werden. Ich frage den Senat oder
auch Herrn Tabbert, der nachher darauf antworten
wird: Was gilt denn nun?

Meine Damen und Herren auf der Senatsbank!
Auch ein bisschen Grundrechtsversto3 bleibt ein
Grundrechtsverstol3, und dagegen kampfen wir Li-
berale.

(Beifall bei der FDP und bei Ralf Niedmers
CDU)

Der richtige und sensible Umgang mit Daten, die
gegebenenfalls auch den Schutz der Privatsphére
berihren, scheint dem Senat jedenfalls fremd zu
sein. Der schwarz-grine Hamburger Senat predig-
te im Bundesrat vor drei Jahren also noch Wasser,
der jetzige rote Senat trinkt aber daheim pl6tzlich
Wein, und die SPD-Fraktion scheint dabei einen
kraftigen Schluck aus der Pulle nehmen zu wollen.
Das ist in Fragen des Datenschutzes und erst
recht beim Umgang des Staates mit den Blirgern
inakzeptabel.

(Beifall bei der FDP)

Das von der gesamten Birgerschaft verabschiede-
te Hamburgische Transparenzgesetz ist und bleibt
ein Meilenstein der Blrgernahe 2.0. Nichtsdesto-
trotz wird mit diesem Gesetz von Staat und Ver-
waltung auch mehr Sensibilitdt in puncto Daten-
schutz verlangt. Einer entsprechenden Ausgestal-
tung von Verwaltungsprozessen kommt also eine
hohe Bedeutung zu. Auch vor diesem Hintergrund
sollten Behdrden und Betriebe der Stadt rechtzeitig
den Zweck und Umfang entsprechender Datener-
hebungen ankiindigen und Uber gegebenenfalls
mogliche Verdffentlichungen informieren. Heutzu-
tage kann ein besonders zeitaufwendiger burokra-
tischer Vorgang also nicht mehr der Grund sein,
das nicht zu tun, und es kann im weiteren Verlauf
gegebenenfalls in Kombination mit Widerspruchs-
moglichkeiten flir Betroffene sicher einige Ge-
schaftsprozesse vereinfachen und unnétige Strei-
tigkeiten verhindern. Wir Liberale sind der Auffas-
sung, je friher mogliche Konflikte mit Blrgern er-
kannt und beigelegt werden kénnen, desto niedri-
ger sind Burokratie- und gegebenenfalls sogar Ge-
richtskosten fir die Stadt.

Werte Kolleginnen und Kollegen! Wir Liberale
mochten mit lhnen und dem Senat das Thema
rechtzeitige Inkenntnissetzung der Buirgerinnen
und Birger uber Zweck, Umfang und Veroffentli-
chung staatlicher Datenerhebung gerne im zustan-
digen Fachausschuss sprechen. Wir bitten Sie
deshalb um Zustimmung zu unserem Uberwei-
sungsbegehren, auch um die ganzen Ungereimt-
heiten in der Schriftlichen Kleinen Anfrage zu kla-
ren.

(Beifall bei der FDP und bei Farid Miiller
GRUNE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Tabbert.

Urs Tabbert SPD: Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Ritter, der
Aufhanger, den Sie fur |hren Antrag gewahlt ha-
ben, sind Testfahrten. Hier teilen wir als SPD-Frak-
tion die von lhnen schon dargestellte Position des
Senats. Und wenn es darliber hinausgeht, also bei
regelhaften Aufnahmen, dann wird das, was Sie
fordern, ohnehin durch die bestehende Rechtslage
abgedeckt. Ich darf — ich glaube, er wurde in die-
ser Legislaturperiode schon einmal bemiht — den
franzdsischen Philosophen Montesquieu zitieren,
der sagte:

"Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu
machen, dann ist es notwendig, kein Gesetz
zu machen."

Dieser Satz sollte doch gerade lhnen als Liberalen
zu denken geben, Herr Kollege Ritter. Zwar geht
aus lhrem Antrag nicht klar hervor, ob Sie ein Ge-
setz wollen oder nicht; immerhin wollen Sie einen
zusatzlichen Widerspruch einfiihren, ob er nun ge-
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setzlich verankert ist oder wie auch immer er aus-
gestaltet werden soll. Hier ist Ihr Antrag reichlich
unklar.

(Finn-Ole Ritter FDP: Die Fragen stellen wir
dann im Ausschuss!)

— Warum sollten wir uns mit Antrdgen, die man
nicht richtig verstehen kann, im Ausschuss befas-
sen? Dann stellen Sie Ihre Antrdge so, dass klar
ist, mit was wir es zu tun haben.

Sie fordern also eine Regelung, die nicht notwen-
dig erscheint. Bisher hatten wir, was Datenschutz-
fragen anbelangt, meist keine gro3en Meinungsun-
terschiede; hier schienen wir einmal einen zu ha-
ben.

Zu Punkt 1 lhres Antrags: Die mit Ihrem Antrag ge-
forderten Veroffentlichungen sind nach den ge-
setzlichen Vorschriften unserer Ansicht nach
schlicht nicht erforderlich. Wenn Sie wirklich ein
Gesetz wollen, dann sagen Sie es; auch das geht
aus lhrem Antrag nicht hervor.

Zu Punkt 2 lhres Antrags: Die Mdglichkeit eines
Widerspruchs gegen die Datenerhebung an sich
wirde es dem Landesbetrieb Geoinformation und
Vermessung schlicht unmdglich machen, seine ge-
setzlichen Aufgaben wahrzunehmen. So gehéren
zum Beispiel die amtlichen Luftbilder entsprechend
dem Hamburgischen Vermessungsgesetz zu den
Geobasisdaten, deren Errichtung, Fihrung und
Bereitstellung gesetzliche Aufgabe des LGV ist.
Die Mdglichkeit, Bereiche bei der Verdffentlichung
unkenntlich zu machen, besteht im Ubrigen bereits
heute, sehr geehrter Herr Kollege Ritter. Fir Luft-
bildaufnahmen, aus denen die digitalen Orthofotos
erzeugt werden, ist bereits geregelt, dass diese mit
einer Bodenauflésung von 10 Zentimetern und
kleiner nur an Dienststellen der FHH zur Erfiillung
ihrer Aufgaben abgegeben werden dirfen. AulRer-
dem ist geregelt, dass bei einer Bodenauflésung
von mehr als 20 Zentimetern und kleiner auf An-
trag Betroffener Bereiche zum Beispiel durch Ver-
pixelung unkenntlich gemacht werden kdnnen,
wenn die Betroffenen darlegen kénnen, in welcher
Weise ihre privaten Belange betroffen sind. Diese
Regelungen sind auch fir die Regelungen nach
dem Transparenzgesetz bindend.

Zu Punkt 3 lhres Antrags: Wir halten es fiir ausrei-
chend, wenn der Hamburgische Datenschutzbe-
auftragte, wie bereits heute Ublich, rechtzeitig vor
Einfihrung neuer Verfahren einbezogen wird.

SchlieRlich zu Punkt 4 Ihres Antrags: Nach Para-
graf 3 Absatz 1 Nummer 9 Hamburgisches Trans-
parenzgesetz sind Geodaten im Informationsregis-
ter zu verdffentlichen. Laut Gesetzesbegriindung
— und das wissen Sie so gut wie ich, denn wir ha-
ben uns reichlich mit dem Gesetz befasst — sind
damit aber nur Geobasis- und Fachdaten gemeint.
Nach Paragraf 4 Absatz 1 Hamburgisches Trans-
parenzgesetz sind personenbezogene Daten bei

der Veréffentlichung im Informationsregister grund-
satzlich unkenntlich zu machen. Soweit Geodaten
personenbezogene Daten enthalten, sind diese
nach Maligabe der geltenden Datenschutzbestim-
mungen geschutzt. Eine Uber die Einhaltung der
bereits geltenden gesetzlichen Vorschriften hinaus-
gehende Informationspflicht halten wir schlicht
nicht fir erforderlich. Wenn Sie da anderer Mei-
nung sind, ist das lhr gutes Recht; Sie haben zu-
dem auch nicht gesagt, dass das verfassungswid-
rig sei, sondern mutmalfien,

(Finn-Ole Ritter FDP: Dann frage ich Herrn
Kerstan!)

es kdénnte womdglich und so weiter. Wir glauben
allerdings, dass der Datenschutz durch die bereits
bestehenden Bestimmungen im Hinblick auf Geo-
daten ausreichend gewahrleistet ist. Deswegen
werden wir, ganz im Sinne Montesquieus, lhren
Antrag ablehnen. — Vielen Dank fiir lhre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Niedmers.

Ralf Niedmers CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Es war doch
nur ein Test. Diese Aussage des Kollegen Tabbert
und des Senats hat das Potenzial zum Satz des
Monats: Wir wollten doch nur spielen, war doch al-
les nicht so gemeint. Lieber Senat, auch ein Test
muss den Ublichen Vorgaben und gesetzlichen
Grundlagen entsprechen.

(Beifall bei der CDU und bei Farid Mdiller
GRUNE)

AuRerdem ist die Erstellung von Panoramaaufnah-
men ein heikles Thema, was grundsatzlich sensi-
bel behandelt werden muss. Und nicht zuletzt, das
haben auch die Vorredner schon ausdricklich er-
wahnt, erinnert uns das Ganze an die Kontroverse
um das Thema Google "Street View". Hier haben
viele Burger gezeigt, dass sie Grenzen in der Er-
fassung ihrer personlichen Daten fordern. Auch der
Senat muss diese Grenzen einhalten, und zwar
ohne Wenn und Aber.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Farid
Miiller GRUNE)

Der Senat muss bei der Erstellung solcher Aufnah-
men auch dafir Sorge tragen, dass die Verfah-
rensablaufe gewahrleistet sind. Das heil’t, erstens
mussen die betroffenen Anwohner im Vorwege in-
formiert werden, und zweitens sollte auch der
Hamburgische Datenschutzbeauftragte eingebun-
den werden. Warum ist das hier nicht geschehen?
Auf Nachfrage stellt der Senat daraufhin lediglich
lapidar fest, dass fir eine Unterrichtung der Bevol-
kerung und des Hamburgischen Datenschutzbe-
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auftragten aufgrund des Testcharakters des Pro-
jekts keine Notwendigkeit bestehe. Auch ein Test-
projekt kann die Personlichkeitsrechte der betroffe-
nen Personen verletzen. Der Verweis auf den
Testcharakter ist unzureichend und kann so nach
Ansicht der CDU-Fraktion nicht hingenommen wer-
den.

(Beifall bei der CDU und bei Farid Miller
GRUNE und Finn-Ole Ritter FDP)

Das Vorgehen des Senats ist nach Auffassung der
CDU-Biirgerschaftsfraktion auch rechtlich fragwur-
dig. Das Hamburgische Transparenzgesetz sieht in
Paragraf 3 Absatz 2 Nummer 9 fir Geodaten eine
Veroffentlichungspflicht vor. Dieses Versaumnis
muss im Ausschuss — das ist unsere feste Uber-
zeugung — auch noch einmal ausfiihrlich von den
Senatsvertretern erlautert werden.

Gleichwohl setzt die FDP-Fraktion unserer Mei-
nung nach einen falschen Schwerpunkt in ihrem
Antrag.

(Urs Tabbert SPD: Das ist permanent bei
denen so!)

Es besteht oftmals ein Spannungsfeld zwischen
den Erfordernissen der Informationsfreiheit auf der
einen Seite und des Datenschutzes auf der ande-
ren. Daher missen wir gerade bei der Erhebung
und Bereitstellung offentlicher Informationen stets
sorgfaltig abwagen. Ziel sollte deshalb sein, eine
grolRtmadgliche Transparenz zu erreichen. Nur
wenn ein Blrger genau weil3, erstens wann, zwei-
tens wo, drittens zu welchem Zweck und viertens
in welchem Umfang Daten erhoben werden, kann
er personlich auch abwagen, ob er sich in seinen
Rechten beeintrachtigt sieht oder nicht. In dem vor-
liegenden Fall ist also nicht der Schutz der Daten
selbst das Hauptproblem, sondern insbesondere
die Intransparenz der Arbeit von Behérden oder
Landesbetrieben. Der Blrger erfahrt gar nicht erst,
dass diese Aufnahmen gemacht werden. Allein da-
mit schrankt der Senat die Rechte der betroffenen
Blrger ein.

Der Hamburgische Datenschutzbeauftragte Pro-
fessor Caspar hat auf einer Bundestagung zur In-
formationsfreiheit im September eine interessante
grundsatzliche Aussage zu dieser Problematik for-
muliert. Er hat in einem Fachvortrag gesagt:

"In der Demokratie als der Regierungsform,
die auf der Herrschaft des Volkes grindet,
muss das Wissen zum Volk kommen. [...]
Der Zugang zu Informationen, die im Besitz
der offentlichen Verwaltung sind, vermittelt
erst die Moglichkeit einer qualifizierten de-
mokratischen Teilhabe."

Demnach eignet sich auch dieses Thema fur eine
grundsatzliche Debatte Uber Informationsfreiheit.
Dass der Senat Nachhilfe genau in dieser Frage
bendtigt, ist allen Beteiligten in diesem Hause hin-

langlich bekannt. Nicht umsonst bemangelt das
Parlament standig, dass der Senat Schriftliche
Kleine Anfragen nur unzureichend beantwortet, ein
Missstand, der abgeschafft gehort.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Kurt Duwe
FDP und Christiane Schneider DIE LINKE)

Auch die 32 Rugen der Birgerschaftsprasidentin
an den Senat innerhalb der ersten zwei Jahre der
SPD-Alleinregierung sprechen eine deutliche Spra-
che. Die CDU-Fraktion unterstiitzt daher den An-
trag auf Uberweisung an den Rechtsausschuss,
um sich sodann im Unterausschuss fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit dieses Themas
noch einmal ausfiihrlich annehmen zu kénnen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Mdiller.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, Herr Tabbert, Sie
und lhre Kolleginnen und Kollegen schatzen die
Bedeutung des Themas ein bisschen zu gering
ein, wenn Sie uns damit abspeisen wollen, dass
das nur ein Test gewesen sei. Erinnern Sie sich
einmal daran, was los war, als Google das ge-
macht hat.

(Urs Tabbert SPD: Das war ja kein Test!)

Da war viel los — zu Recht, denn da sind noch
ganz andere Sachen gescannt worden als Geoda-
ten. Wenn die Burgerinnen und Birger in Hamburg
nun mitbekommen, dass ein Wagen durch die
Stral’en fahrt und filmt,

(Hansjérg Schmidt SPD: Die filmen nicht, die
machen Fotos! Das ist was anderes!)

woher sollen sie dann wissen, dass das ein Test
ist? Das ist erst einmal fiir die Offentlichkeit nicht
nachvollziehbar. Deswegen bin ich schon der
Uberzeugung, dass dieser Fall uns aufzeigt, dass
hier mdglicherweise Regelungsbedarf besteht.
Wenn es aber so ist, dass ein Landesbetrieb die
Genehmigung dafur erteilt hat, so wie sie jetzt vor-
liegt, dann zeigt das auch, dass wir als Burger-
schaft und Senat Hilfestellung zur Sensibilisierung
bei diesem Thema leisten miissen. Sie senden als
Regierungsfraktion das Signal aus: Ist doch alles
gut, der Antrag wird abgelehnt und noch nicht ein-
mal an den Ausschuss Uberwiesen. Damit werden
Sie dem Thema nicht gerecht, und ich glaube,
wenn das Offentlicher wirde, dann hatten Sie ein
richtiges Problem in dieser Stadt, das zu rechtferti-
gen.

Sie haben minuzidés heruntergebetet, warum die-
ses und jenes aus lhrer Sicht nicht regelungsbe-
durftig sei, und der FDP-Fraktion vorgeworfen, kei-
nen Antrag vorgelegt zu haben, in dem steht, was
konkret zu andern sei. Dieser Antrag war ein Ange-
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bot der Kolleginnen und Kollegen von der FDP zu
sagen, hier ist ein Problem, und bevor wir euch
gleich mit einem Gesetzentwurf oder Gesetzesan-
derungen erschlagen, lasst uns doch im Aus-
schuss daruber reden. Das halte ich eigentlich fur
den richtigen Ansatz.

Wir werden demnéachst, sechs Monate nach In-
krafttreten des Gesetzes, erst den Bericht im Aus-
schuss haben. Da hatte dieses Thema sehr gut
gepasst, um zu schauen, wie weit die Verwaltung
ist. Hat zum Beispiel der Landesbetrieb auch
schon einmal Uberlegt, wie er mit diesem Gesetz
umgeht? All diese Fragen zu behandeln, ware an-
hand des Antrags moglich gewesen. Nun miissen
wir als Opposition wieder Uberlegen, wie wir dieses
Thema trotzdem in den Ausschuss bekommen,
denn ich glaube schon, dass es wichtig ist, uns
dieser Regelungslicke irgendwie anzunehmen. Es
geht dabei nicht darum, dass wir den Landesbe-
trieb oder die Stadt Hamburg lahmlegen wollen,
sondern es geht darum, wie wir die Rechte der
Burgerinnen und Birger in dieser Stadt schitzen
kénnen und gleichzeitig eine groRtmogliche Trans-
parenz ermoglichen. Ilhre Antwort wird diesem Ziel
nicht gerecht.

(Beifall bei den GRUNEN und der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Wie ich das ver-
standen habe, ist der Stand der: Am 7. Marz fuhr
ein Fahrzeug zur Erhebung von 360-Grad-Panora-
maaufnahmen eine Strecke von 25 Kilometern ab,
von der Innenstadt nach Altona. Die Aufnahmen
wurden vom Landesbetrieb Geoinformation und
Vermessung in Auftrag gegeben. Sie dienen dem
Pilotprojekt Verwaltung und Bereitstellung von
hamburgischen dreidimensionalen Daten fir die
Geodateninfrastruktur Hamburg und der Umset-
zung der EU-Richtlinie zur Schaffung einer euro-
paischen Geoinfrastruktur. Das Pilotprojekt soll laut
Auskunft des Senats dartber Aufschluss geben,
ob es mdoglich ist, die Gebaudemodelle eines digi-
talen 3D-Stadtmodells automatisiert mit den auf
diesem Weg gewonnenen Aufnahmen der Fassa-
den zu verbinden; das finde ich eigentlich ein ganz
spannendes Vorhaben. So richtig lohnt sich die
Aufregung nicht und ich habe nicht ganz verstan-
den, warum das Thema zur Debatte angemeldet
worden ist.

(Hansjérg Schmidt SPD: Wir auch nicht!)

Wir werden dem Antrag im Endeffekt zustimmen,
auf jeden Fall aber dem Uberweisungsbegehren,
aber wir stimmen insbesondere dem Anliegen zu,
in Zukunft die Offentlichkeit einen Monat vorher zu
informieren; das finden wir eine angemessene For-
derung.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Mit dem zweiten Punkt haben wir allerdings Pro-
bleme, denn wir sehen nicht, auf welche rechtliche
Grundlage sich die Forderung nach einer Wider-
spruchsmaglichkeit bezlglich der Datenerhebung
stitzen soll. Es gibt dafir nach unserer Auffassung
keine gesetzliche Grundlage. Wenn Sie eine ge-
setzliche Grundlage schaffen wollen, dann ware es
gut, wenn Sie das in den Antrag schreiben wirden
oder sagen wirden, wie es geregelt werden soll.
Bisher gibt es fiir die Datenerhebung keine gesetz-
liche Grundlage.

Ihr Verweis auf die Selbstverpflichtung von Google
und Co., hinter der die 6ffentliche Hand nicht zu-
rickstehen sollte, leuchtet uns nicht ganz ein,
denn die dort eingerdumte Widerspruchsmdglich-
keit bezieht sich nur auf die Veroffentlichung der
bereits gewonnenen Daten und nicht auf die Erhe-
bung. Eine Veroffentlichung ist jedoch nach Anga-
ben des Senats nicht vorgesehen. Zwar kénnen,
das konzedieren wir, Daten, die erst einmal da
sind, theoretisch auch verdffentlicht werden, aber
das ware dann ein anderes Problem, das fassen
Sie mit diesem Antrag nicht.

Ich finde es wirklich schade, dass das nicht Gber-
wiesen wird, denn die Diskussion, die wir hier fuh-
ren, gehort eigentlich in einen Fachausschuss.
Dort wirde mich dann auch interessieren, was die
Umsetzung dieser EU-Richtlinie bedeutet, welche
Projekte damit verbunden sind und ob sich da
nicht noch einige der Probleme verstecken, die Sie
in Ihrem Antrag angesprochen haben. Wir stimmen
also nicht mit allem Uberein, werden aber in der
Abwagung von allem diesen Antrag unterstitzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ritter.

Finn-Ole Ritter FDP:* Ich mdchte Herrn Tabbert
noch einmal bitten, daflir zu sorgen, dass dieser
Antrag an den Fachausschuss Uberwiesen wird.
Alle vier Oppositionsfraktionen haben Bedarf ange-
meldet, Uber das Thema zu sprechen, ob sie nun
inhaltlich allem zustimmen oder nicht.

Zu unserem Antrag: Wenn man sich das Petitum
des Antrags anschaut, dann wird der Senat in ihm
ersucht, die 6ffentlichen Unternehmen, Landesbe-
triebe und die Behorden anzuweisen; da steht also
genau, was wir wollen.

Ich mdchte noch einmal auf meine Nachfrage in ei-
ner Schriftlichen Kleinen Anfrage eingehen, wie
denn der Senat momentan mit der moglichen Be-
rihrung von Grundrechten umgeht, wie er dies be-
urteilt und auf welcher Grundlage er handelt. Viel-
leicht fehlt manchem die Nachfrage-SKA, das will
ich jedem zugutehalten, aber auf unsere Frage,
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auf welcher gesetzlichen Grundlage diese Test-
fahrt vorgenommen wurde, antwortet der Senat:

"Die zustandige Behdrde ist der Auffassung,
dass fir die Erhebung der Testdaten eine
Rechtsgrundlage nicht erforderlich ist."

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dieses The-
ma sollten wir dringend besprechen, denn sich auf
das Argument zurtickzuziehen, dass, weil es sich
nur um eine Testfahrt von 25 Kilometern handele,
in Kauf zu nehmen sei, dass eventuell Grundrech-
te eingeschrankt werden, halten wir fir haltlos. Wir
bitten den Senat oder auch die SPD-Fraktion, die-
sen Antrag zu Uberweisen, damit wir uns ernsthaft
mit dem Thema auseinandersetzen kénnen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen, dann kénnen wir zur Ab-
stimmung kommen.

Wer einer Uberweisung der Drucksache 20/7414
an den Ausschuss fiir Justiz, Datenschutz und
Gleichstellung zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das Uberweisungsbegehren ist abgelehnt.

Dann lasse ich in der Sache abstimmen.

Wer den Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksache
20/7414 annehmen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Jetzt meine Frage an die Geschaftsflihrer: Wollen
wir jetzt den Tagesordnungspunkt 59 besprechen?
- Gut.

Dann rufe ich den Punkt 59 der Tagesordnung auf,
Drucksache 20/7424, Antrag der CDU-Fraktion:
Keine Abstriche beim Schutz des Kindeswohls hin-
nehmen — unverzigliche Nachbesetzung freier
Stellen in den Allgemeinen Sozialen Diensten si-
cherstellen!

[Antrag der CDU-Fraktion:

Keine Abstriche beim Schutz des Kindeswohls
hinnehmen - unverziigliche Nachbesetzung
freier Stellen in den Allgemeinen Sozialen
Diensten (ASD) sicherstellen!

— Drs 20/7424 -]

Hierzu liegen Ihnen als Drucksachen 20/7570 und
20/7595 Antrage der GRUNEN und der SPD-Frak-
tion vor.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Nachbesetzung freier Stellen in den Bezirken
— nicht bei Angeboten fiir Kinder und Familien
sparen!

— Drs 20/7570 -]

[Antrag der SPD-Fraktion:

Kinderschutz hat Prioritdt — Starkung der ASD
in Hamburg weiter vorantreiben

— Drs 20/7595 -]

Wer wiinscht das Wort? — Herr de Vries, bitte.

Christoph de Vries CDU: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Jessica,
Lara Mia, Chantal — Sie kennen die Namen. Immer
wieder nehmen wir mit Entsetzen und Trauer
Nachrichten vom sinnlosen Tod dieser Kinder auf,
die ihr Leben viel zu frih verloren haben, und das,
obwohl sie sich zum Teil in der Obhut des Jugend-
amts und damit des Staats befanden. Immer wie-
der gibt es in dieser Stadt gravierende Falle von
Vernachlassigung und Kindeswohlgefahrdung. Der
Schutz unserer Kinder vor Vernachlassigung und
Gewalt ist und bleibt deshalb unsere gemeinsame
Aufgabe, eine Aufgabe, die auch unzweifelhaft
Vorrang haben muss vor anderen Aufgaben.

(Beifall bei der CDU und bei Christiane BIG-
meke und Katharina Fegebank, beide GRU-
NE)

Nach dem qualvollen Tod Jessicas im Jahre 2005
gab es in unserer Stadt einen Konsens aller politi-
schen Krafte, dass der Schutz des Kindeswohls
absoluten Vorrang haben muss, und das bedeutet,
dass alle Stellen in den ASD der Jugendamter un-
verzuglich wiederbesetzt werden mussen und es
keine langeren Vakanzen gibt. Ich will lhnen kurz
die Grundlagen dafiir nennen: Das war einmal die
Drucksache 18/2926, die Senatsdrucksache "Ham-
burg schiitzt seine Kinder" — ein umfassender
MaRnahmenkatalog, der eine deutliche personelle
Aufstockung der ASD vorsah, 20 Stellen wurden
aus dem Landesbetrieb LEB Ubertragen und zehn
zusatzliche Krafte eingestellt — und der Bericht des
Sonderausschusses "Vernachlassigte Kinder", die
Drucksache 18/3592. Ich zitiere, was das Parla-
ment damals einstimmig festgehalten hat. Es sagte
zu den Allgemeinen Sozialen Diensten:

"Die bestehenden Einrichtungen — etwa Ju-
gendamt und Allgemeine Soziale Dienste —
mussen personell so ausgestattet werden,
dass sie alle gesetzlich begriindeten Aufga-
ben ordnungsgemafl und zeitnah erledigen
kénnen. [...] Die Allgemeinen Sozialen Dien-
ste missen wieder in die Lage versetzt wer-
den, Familien aufzusuchen."

Ein wichtiger Punkt, weil das eben lange Zeit nicht
geschehen ist und mit ein Grund flr die Todesfalle
gewesen ist. Und jetzt kommt es:

"Dazu gehort insbesondere, gemeinsam mit
den Bezirksamtern dafiir Sorge zu tragen,
dass alle vakanten Personalstellen des ASD
umgehend besetzt werden."


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7424&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7570&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7595&dokart=drucksache
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Noch im letzten Jahr, im Nachgang zum Tode
Chantals, hat Senator Scheele o6ffentlich erklart,
dass es keine Kiirzungen beim ASD geben werde
und der ASD ein Schonbereich sei, der von Kiir-
zungen auszunehmen ist. Die Realitat in den Ham-
burger Jugendamtern sah leider zwischenzeitlich
anders aus. Ursachlich daflir sind die finanzpoliti-
schen und personalwirtschaftlichen Rahmenvorga-
ben, die der Senat gesteckt hat; ich will sie kurz
nennen. Das sind die globalen Minderausgaben,
die wir in den Einzelpldnen der Bezirksamter fin-
den, das ist die Reduzierung der Vollzeitdquivalen-
te, wie es so schon burokratisch heif’t, also die Re-
duzierung der Beschéftigten, von der auch die Be-
zirksamter betroffen sind, aber das ist vor allen
Dingen die chronische Unterfinanzierung der Be-
zirksamter. Mit diesen MalRnahmen hat der Senat
den gemeinsamen Auftrag, freie Stellen ohne zeitli-
chen Vorlauf wiederzubesetzen, infrage gestellt
und die Einhaltung dieser gemeinsamen politi-
schen Vorgabe gefahrdet.

(Beifall bei der CDU und bei Christiane BI6-
meke, Katharina Fegebank, beide GRUNE,
und Tim Golke DIE LINKE)

Was haben die Bezirksamter gemacht, die freie
Stellen hatten? Sie haben sich an den Senat ge-
wandt und gefragt, wie sie damit umgehen sollen.
Das gilt nicht nur fir den ASD, sondern auch fir
viele andere wichtige Bereiche in dieser Stadt: Le-
bensmittelkontrolleure, Amtsvorminder, es geht
um die Vorbereitung der Bundestagswahl und vie-
les mehr. Wie hat der Senat auf die Hilferufe der
Bezirksamter reagiert? Er hat sie im Grunde klag-
lich im Regen stehen lassen und die Probleme
schlichtweg ignoriert, weil die Personalmittel ein-
fach nicht ausreichen, um diese freien Stellen wie-
derzubesetzen.

Ich will kurz aus den Schreiben zitieren. Da ist ein-
mal das Schreiben des Bezirksamts Bergedorf
vom 22. Februar dieses Jahres als Antwort auf ein
Schreiben der Finanzbehorde, in dem das Be-
zirksamt selbst auf die Problematik verweist:

"Diese Erlaubnis"
— also die Erlaubnis, Stellen zu besetzen —

"ist allerdings ausdriicklich mit der Auflage
verbunden, die Personalbudgets der bezirkli-
chen Plane einzuhalten. Dies kann jedoch
im Bezirksamt Bergedorf schon fir 2013
nicht erreicht werden."

Das Bezirksamt Bergedorf hat dort namlich ein De-
fizit von 700 000 Euro, und damit steht es nicht al-
leine da.

Nachdem sich auch an die BASFI gewandt wurde,
schreibt ihr Staatsrat am 4. Marz:

"[...] dass ich generell der Auffassung bin,
dass es behdrdenibergreifende Absprachen
bezuglich der weiteren Personalentwicklung

in den Bezirken im Bereich des ASD, der
Eingliederungshilfe und weiterer Bereiche
bedarf, ist lhnen bekannt. Dies kann und
darf aber nicht dazu fiihren, dass nun einzel-
ne Besetzungsentscheidungen Ubersandt
werden. Das hielte ich fur das weitere Ver-
fahren fir kontraproduktiv."

(Beifall bei der CDU und bei Christiane BI6-
meke GRUNE)

Der fachlich zustandige Staatsrat sagt also, wenn
sich die Bezirksamter hilfesuchend an ihn wenden:
Verschont mich mit diesen Hilferufen, das ist fir
das Verfahren kontraproduktiv. Ich glaube, das
spricht fur sich.

Der Gipfel ist aber ein Schreiben der Finanzbehor-
de vom 7. Februar. Da heifldt es ganz unmissver-
standlich:

"Eine Stellenbesetzung ohne ausreichendes
Personalausgabenbudget ist aber ohne Aus-
nahme unzulassig."

Ohne Ausnahme — damit ist die Botschaft eindeu-
tig und unzweifelhaft. Hier herrscht das Primat des
Haushalts, und im Zweifel hat die Einhaltung der
Personalbudgets Vorrang vor der Handlungsfahig-
keit der ASD. Das ist absolut indiskutabel, und
wenn es um den Schutz des Kindeswohls geht und
um die Auslibung des staatlichen Wachteramts, ist
diese Aussage auch skandal6s.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRUNEN und der LINKEN)

Wir als CDU sind der Ansicht, dass ein verantwor-
tungsvoll handelnder Senat in einem so sensiblen
Bereich, wie es der ASD ist, nicht so desinteres-
siert agieren darf, denn hier geht es um Kinder, die
zum Teil aus vdllig desolaten Verhaltnissen kom-
men und deswegen in besonderem Malfe auf die
staatliche Fulrsorge angewiesen sind. Da helfen
auch fromme Sonntagsreden nicht weiter.

(Beifall bei der CDU)

Durch die Vorgaben, die der Senat gemacht hat,
und durch die ignorante Haltung, mit der er auf die
Hilferufe reagiert hat, hat der Senat faktisch die
parteilibergreifende Maxime, die ich genannt habe,
aufgekiindigt und die Bezirksamter zwischenzeit-
lich einfach im Regen stehen lassen. Das ging
Uber mehrere Wochen so; die ersten Briefe, die auf
das Problem hingewiesen haben — es ist ein ab-
sehbares Problem —, datieren bereits aus dem
Sommer letzten Jahres. Es waren erst der Auf-
schrei der CDU-Fraktion in Altona und der Auf-
schrei, den die CDU-Burgerschaftsfraktion in der
letzten Woche mit ausgel6st hat, die nun offen-
sichtlich Wirkung beim Senat gezeigt haben, denn
letzten Freitag hat der Chef der Senatskanzlei
— ich sehe ihn nicht — gegenliber den Bezirksam-
tern erklart, dass ab sofort in den Jugendamtern
wieder alle Stellen zu besetzen seien, und das un-
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abhangig vom Prognosestand der Personalbud-
gets. Aber das Dilemma bleibt: Die Fachbehoérde
sagt einerseits, die ASD seien ein Schonbereich,
stellt andererseits aber keine Personalmittel bereit,
sie kann dies auch gar nicht. Und die Finanzbehdr-
de fordert, wenn sich an sie gewandt wird, die Ein-
haltung der Personalbudgets. Dieses Dilemma ist
nicht aufzulésen und musste frilher oder spater
platzen. Die Ursache der Unterfinanzierung bleibt
— leider, muss man sagen —, und deswegen bleibt
auch das Problem der Jugendamter.

(Beifall bei der CDU und bei Christiane BI6-
meke GRUNE und Tim Golke DIE LINKE)

Was uns aber positiv stimmt, ist die Hektik, die wir
mit unserem Antrag hinter den Senatskulissen aus-
geldést haben, und der abrupte Kurswechsel, den
der Senat innerhalb weniger Tage vollzogen hat.
Das zeigt uns, dass wir den Finger in die richtige
Wunde gelegt haben.

(Beifall bei der CDU und bei Christiane BI6-
meke GRUNE und Tim Golke DIE LINKE)

Jugendhilfe darf in dieser Stadt nicht nach Kassen-
lage vollzogen werden. Der Kinderschutz muss
Vorrang haben, und das dauerhaft und ohne Riick-
sicht auf politische Mehrheiten.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage ganz eindeutig: Wir Christdemokraten
sind nicht bereit, irgendwelche Abstriche beim
Schutz des Kindeswohls zu machen.

(Beifall bei der CDU)

Auch wenn die Kuh vielleicht temporar vom Eis
sein mag, das strukturelle Problem bleibt, und des-
wegen hat unser Antrag auch nichts an Aktualitat
eingebifRt. Wir wollen dauerhaft, dass alle freien
Stellen im ASD unverziglich wiederbesetzt werden
und keine Vakanzen entstehen.

(Beifall bei der CDU - Vizeprasidentin
Dr. Eva Gimbel Gbernimmt den Vorsitz.)

Weil die Haltung des Senats zeigt, dass sich das
dort nicht durchgesetzt hat und man erst auf 6f-
fentlichen Druck reagiert, ist das ein klares Signal
an uns als Parlament, den langjahrigen Konsens,
der seit 2006 galt, in diesem Parlament zu erneu-
ern, um ein klares Zeichen gegeniber dem Senat
zu setzen. Ein personell gut ausgestatteter ASD ist
zwingend notwendig, damit der Staat sein staatli-
ches Wachteramt umfassend ausiben kann.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei den
GRUNEN und der LINKEN)

Wir haben kurzfristig den vorliegenden Zusatzan-
trag der SPD "Kinderschutz hat Prioritat — Star-
kung der ASD in Hamburg weiter vorantreiben" be-
kommen. Wir haben groftes Verstandnis dafiir,
wenn man hin und wieder Gefalligkeitsantrage vor-
legt, um dem Senat etwas den Druck zu nehmen

und besser dazustehen. Aber was Sie hier schrei-
ben, ist der Sache nicht angemessen und unwir-
dig. Wir als Birgerschaft sollen den Senat fir die
eingeleiteten MaBnahmen loben, namlich dass er
in der Vergangenheit Stellen besetzt hat, obwohl
er offenlasst, wie die Stellen in Zukunft besetzt
werden sollen. Das Zweite ist auch ein sensatio-
neller und wegweisender Punkt, namlich dass der
Senat uns Uber die Besetzung der Stellen halbjahr-
lich berichten soll. Herzlichen Glickwunsch, das
fordern wir eigentlich alle drei Monate mit Schriftli-
chen Kleinen Anfragen.

(Jan Quast SPD: Das mussen Sie gar nicht
mehr!)

Dieser Antrag ist mehr als flussig — er ist Uberflis-
sig und der Sache nicht dienlich. — Danke.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
LINKEN)

Vizepréasidentin Dr. Eva Gimbel: Herr Schmitt,
Sie haben das Wort.

Frank Schmitt SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie
mich zunachst finf Aspekte herausstellen.

Erstens gehe ich davon aus, dass wir uns alle einig
sind, dass der Schutz des Kindeswohls in unserer
Stadt hochste Prioritat hat.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens spielen die Allgemeinen Sozialen Dienste
beim Schutz des Kindeswohls die zentrale Rolle.

Drittens stehen wir Sozialdemokratinnen und Sozi-
aldemokraten uneingeschrankt zu dem Konsens,
dass im Allgemeinen Sozialen Dienst jede freiwer-
dende Stelle so schnell wie mdglich nachbesetzt
werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Viertens sind im Augenblick 96 Prozent aller Stel-
len in den Allgemeinen Sozialen Diensten besetzt.

Und funftens laufen flr alle vakanten Stellen Nach-
besetzungsverfahren.

(Beifall bei der SPD)

Zu Irritationen mag es gekommen sein, weil einzel-
ne Bezirksdmter die Finanzbehdérde gefragt haben,
ob sie ihr Budget Uiberziehen diirfen, um ASD-Stel-
len nachbesetzen zu kénnen. Wenn man der Fi-
nanzbehdrde solch eine Frage stellt, dann be-
kommt man nattrlich die Antwort, dass das Budget
einzuhalten ist. Diese Irritationen sind mittlerweile
ausgeraumt, alle sieben Bezirksamtsleiter haben in
einer gemeinsamen Sitzung mit dem Finanzsena-
tor letzten Freitag bestatigt, dass sie weiterhin die
sofortige Nachbesetzung aller vakanten ASD-Stel-
len anstreben. Die ASD sind als sogenannter
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Schonbereich privilegiert. Hier soll und wird jede
Stelle unmittelbar besetzt.

(Beifall bei der SPD)

Aktuell, um ganz genau zu sein — das ergibt sich
aus der Schriftlichen Kleinen Anfrage 20/7354 der
Abgeordneten Wersich, de Vries und anderen —,
sind mit Stand 2. April 2013 rund 96,5 Prozent der
Stellen im ASD besetzt. Die anderen dreieinhalb
Prozent, das sind sage und schreibe 11,91 von
insgesamt 342,48 Stellen, sind Vakanzen. Wenn
Sie ehrlich sind, werden Sie mir zustimmen, dass
sich diese im normalen Rahmen bewegen. Kolle-
ginnen und Kollegen haben sich anderweitig be-
worben, manche sind in Rente gegangen, andere
in Mutterschutz oder in Elternzeit, wieder andere
haben ihren Stundenanteil fur Teilzeitarbeit redu-
ziert mit der Folge, dass Stellenanteile vakant sind.
Das ergibt sich aus dieser Anfrage.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Und das ist
jetzt plétzlich zum 1. April passiert?)

Wenn Sie die Entwicklung der Vakanzen in der
Vergangenheit betrachten, dann werden Sie fest-
stellen, dass wir auf einem guten Weg sind. Noch
vor einem Jahr war die Vakanzquote fast doppelt
so hoch, und so waren bei der gleichen Sollstellen-
zahl von 342,48 Stellen Ende Marz 2012 20,45
Stellen unbesetzt. Noch ein Quartal friiher, Ende
2011, lag die Vakanz trotz 2,5 weniger Sollstellen
sogar bei 28,88 Stellen, das ist fast das Zweiein-
halbfache von heute. Das Defizit an unbesetzten
ASD-Stellen konnte seither um nahezu 60 Prozent
reduziert werden.

(Beifall bei der SPD)

Sie erinnern sich vielleicht daran, woran diese
Fluktuation lag. Vor dem Hintergrund neuer ge-
setzlicher Vorgaben und einer daraus resultieren-
den Erhdhung des Stellenbestands der Amtsvor-
mundschaften hatte es zu Beginn des Jahres 2012
eine Abwanderungswelle aus dem ASD hin zu den
Amtsvormundschaften gegeben. Der Senat hat
diese fir den ASD hdchst problematische Entwick-
lung durch eine Anhebung der Eingruppierung des
ASD in die Entgeltgruppe 10 an die Amtsvormund-
schaft angeglichen, um diese Fluktuation zu stop-
pen. Wir konnten feststellen, dass diese Mallnah-
me erfolgreich war.

(Beifall bei der SPD)

Der Kinderschutz hat hdchste Prioritat, dartber
herrscht Einigkeit in der Hamburgischen Birger-
schaft. Ich hatte gehofft, dass Konsens besteht,
dass dieses Thema viel zu ernst ist, als erneut zu
versuchen, daraus politisches Kapital zu schlagen.
Wir alle haben aus dem tragischen Tod von Jessi-
ca, Lara Mia und Chantal parteilbergreifend ge-
lernt. Die Allgemeinen Sozialen Dienste wurden
personell gestarkt. Dabei konnte der SPD-Senat
mit Beginn dieser Legislaturperiode an die Reform-

bemiihungen des Vorgangersenats anknipfen. Die
Allgemeinen Sozialen Dienste sind wesentlicher
Garant der sozialen Grundversorgung fur die Fami-
lien und Kinder in unserer Stadt. Sie bewahren
Kinder vor Gefahrdungen und unterstitzen die EI-
tern bei der Erziehung. Ich méchte an dieser Stelle
wieder die Gelegenheit nutzen, den Kolleginnen
und Kollegen in den Allgemeinen Sozialen
Diensten flrr die schwierige Arbeit, die sie enga-
giert leisten, im Namen meiner Fraktion zu danken.

(Beifall bei der SPD)

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
stehen uneingeschrankt zu dem Konsens, dass im
Allgemeinen Sozialen Dienst jede frei werdende
Stelle so schnell wie moglich nachbesetzt werden
soll. Und ich sage noch einmal: Die freien Stellen
werden von den Bezirksdmtern unverziglich nach-
besetzt. Deshalb halten wir den Antrag der CDU
fur schlichtweg Uberflissig und werden ihn ableh-
nen.

(Dietrich Wersich CDU: Die Wiederbeset-
zung wollen Sie ablehnen?)

Die Staatsrate, die BASFI, die Finanzbehérde und
die Bezirksamtsleitungen kontrollieren den Stand
der Stellenbesetzungen in den Allgemeinen Sozia-
len Diensten in der Steuerungsgruppe Jugendhilfe
laufend. Mit unserem Alternativantrag werden wir
daflr sorgen, dass wir die Entwicklung bei der
Stellenbesetzung in den Allgemeinen Sozialen
Diensten mit lhnen allen gemeinsam auch parla-
mentarisch verfolgen. Wir ersuchen daher den Se-
nat, im Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
regelmaBig Uber die personelle Entwicklung in den
Allgemeinen Sozialen Diensten zu berichten.
— Herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepréasidentin Dr. Eva Gumbel: Frau Blémeke,
Sie haben das Wort.

Christiane Blomeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Verehrter Herr Schmitt,
es ist wirklich groRartig, dass Sie den Senat ersu-
chen, halbjahrlich die Zahlen an den Ausschuss zu
liefern. Das ist sensationell und bringt den Kinder-
schutz richtig voran.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Tim Golke
DIE LINKE)

Das war ironisch, falls Sie das nicht verstanden ha-
ben. Erst einmal kdnnen wir uns die Zahlen jeder-
zeit per Anfrage besorgen, und unter Schwarz-
Griin gab es den Bericht vierteljahrlich,

(Jan Quast SPD: Das war auch nétig!)

so viel dazu. Trotzdem wirden wir diesem Punkt
sogar zustimmen, damit wir nicht immer muhsam
nach den Zahlen fragen missen. Hier unterschei-
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den wir uns, das nehme ich schon einmal vorweg,
von der CDU.

Aber lassen Sie mich, bevor ich inhaltlich auf den
ASD eingehe, noch einmal meine Verwunderung
darstellen. Ich zumindest — und ich habe mich
auch bei den anderen Fraktionen erkundigt — weil}
nicht, warum Senator Scheele und sein Staatsrat
heute nicht da sind.

(Jan Quast SPD: Der Bezirkssenator ist
doch da! Der ist doch zustandig!)

Wenn Sie es wissen, ware ich froh, wenn Sie es
mir sagen wurden. Wir reden Uber ein wichtiges
Thema, und zwar Uber den Kinderschutz und den
Allgemeinen Sozialen Dienst. Ich sehe Herrn
Tschentscher, und ich habe auch nicht gesagt,
dass kein Senator da ist, sondern dass Senator
Scheele nicht da ist. Herr Tschentscher ist viel-
leicht da, um Uber das Personalbudget zu spre-
chen, wir reden aber auch Uber Kinderschutz.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU und
bei Tim Golke DIE LINKE)

Wenn wir uns alle so einig waren, wie Sie gesagt
haben, Herr Schmitt, dann dirfte es fir die SPD
ein Leichtes sein, die Antrage alle anzunehmen.
Davon gehe ich jetzt aus, und die Einigkeit, die Sie
vorangetrieben haben, ist natirlich richtig. Das
ganze Haus steht hinter dem Kinderschutz, nur
Iasst er sich in der Praxis nicht daran bemessen,
wie Sie vorgehen. Die Nachbesetzung, die wir leis-
ten mussen, stellt sich etwas anders dar, als Sie es
formuliert haben. Das will ich gleich ausfuhren, vor-
her wiirde ich aber gern noch auf lhren Antrag ein-
gehen.

Sie sagen, dass Kinderschutz Prioritat besitze, ma-
chen eine Einleitung und kommen dazu, dass wir
die eingeleiteten MaRnahmen, die noch nicht ein-
mal umgesetzt sind, unterstitzen sollen. Das ist Ihr
Beitrag zum Kinderschutz. Das ist, ich wollte gera-
de sagen erbarmlich, jedenfalls eindeutig zu wenig,

(Beifall bei den GRUNEN und bei Christoph
de Vries CDU und Tim Golke DIE LINKE)

vor allen Dingen, wenn wir uns die MalRnahmen
einmal anschauen. Die Mallnahmen sind die Ju-
gendhilfeinspektion und ein Qualitatsentwicklungs-
system. Beides bringt nicht viel, wenn Sie gleich-
zeitig die Axt an der Basis ansetzen, namlich beim
Personal im Allgemeinen Sozialen Dienst.

Herr de Vries, ich habe mich auch gefragt, ob wir
die Debatte heute vielleicht sein lassen koénnen,
weil sich die Situation wieder entspannt hatte. Aber
leider hat sie sich doch noch nicht entspannt, denn
Uber die Zukunft sagen Sie wenig. Wir haben die
Situation, dass der Senat die Bezirke in einen Wr-
gegriff nimmt. Anders kann man das nicht aus-
dricken. Dass das Personalbudget nicht Uber-
schritten werden darf und die Tarife nicht in der

Hohe erstattet wurden und jetzt in den Bezirken
hangenbleiben, verscharft die Situation zusatzlich.

(Wolfgang Rose SPD: Das ist ja ganz was
Neues!)

— Nein, das ist nichts anderes. Das fihrt zum Defi-
zit bei den Bezirken.

Wir haben uns das nicht ausgedacht und brauch-
ten die Nichtbesetzung oder mangelnde Nachbe-
setzung nicht zu suchen — Herr Schmitt, Sie mein-
ten, dass wir lange suchen mussten, wo das Pro-
blem ist —, sondern SPD-Bezirksamtsleiter haben
sich an den Finanzsenator gewandt und das The-
ma in den Bezirken diskutiert. Das sollte auch an
Ihnen nicht vorbeigegangen sein. Wir haben von
Herrn de Vries schon Zitate gehort, eines wulrde
ich gern erganzen. Von einem Bezirksamtsleiter
wurde an zwei Staatsrate geschrieben:

"Die Gewahrleistung einer ordnungsgema-
Ren Aufgabenwahrnehmung in den betroffe-
nen Fachamtern lasst keine Reduzierung
der Personalausstattung zu. Mdoglichkeiten
zum Ausgleich der dort bestehenden bezie-
hungsweise in Kirze eintretenden Vakanzen
durch Umsetzung von Personal zu anderen
Fachamtern oder zulasten anderer Facham-
ter sind nicht gegeben."

Dass er das geschrieben hat, ist vernunftig. Es ist
nicht so, dass wir lange suchen mussten, sondern
das Problem war real da. Ich kann der CDU dank-
bar sein, dass das in den Bezirken aufgegriffen
wurde und dass wir heute dartber sprechen. Erst
durch diesen Druck hat sich Ihr Senator bewegt
und hat lhre Fraktion mit ein wenig Nachdruck ge-
arbeitet, sodass die Stellen nachbesetzt worden
sind.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU und
bei Tim Golke DIE LINKE)

Auf Dauer gesehen kommen wir damit aber nicht
weiter. Auch ich méchte noch einmal an die Aussa-
ge von Senator Scheele im Zusammenhang mit
dem Tod von Chantal erinnern. Er sagte eindeutig,
dass der ASD in allen Bezirksamtern als Schonbe-
reich von Personalkonsolidierungen ausgenom-
men wird. Wir mochten, dass die etwas vollmundi-
ge Ankindigung dauerhafte Realitat bleibt. Sie
zucken mit den Schultern, aber die Realitat sieht
nun einmal nicht so aus. Wenn Sie sich jetzt dahin-
terklemmen, dann kénnen wir zufrieden sein, wir
werden das beobachten.

Zum Kinderschutz in den Bezirken mochte ich
noch etwas sagen. Die Bezirke kdnnen im Moment
nur zwischen Pest und Cholera wahlen. Wenn sie
die Stellen im ASD besetzen, weil ihnen Kinder-
schutz wichtig ist, dann mussen sie die Stellen aus
anderen Bereichen herausnehmen. Und auch der
Bezirksamtsleiter, dessen Schreiben ich Ihnen
eben vorgelesen habe, sagt ganz deutlich: Das
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kénnen wir nicht, wir haben in anderen Bereichen
auch nicht ausreichend Personal. Wo sollen wir
das bitte hernehmen? Deswegen nimmt der Senat
die Bezirke in einen Wurgegriff. Er schiebt die Ver-
antwortung den Bezirken zu und sagt, diese mus-
sen das Thema lésen. Das ist nicht der richtige
Weg flr den Kinderschutz, und darum ist der An-
trag der CDU vollig richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU und
bei Tim Golke DIE LINKE)

Mit der Nachbesetzung der jetzt vakanten Stellen
ist das Thema im ASD nicht geldst, das wissen Sie
alle. Wir haben schon mehrfach dariber diskutiert,
wir haben es im Fachausschuss gehabt, und wir
haben als GRUNE Fraktion Antrage gestellt, dass
wir eine Fallzahlbegrenzung beim ASD einfiihren
wollen. Es hat sich in dieser Richtung nichts, aber
auch gar nichts bewegt. Es gibt noch immer ASD-
Mitarbeiter, die mit Uber flinfzig bis achtzig Fallen
belastet sind. Hier ist der Kinderschutz nach wie
vor gefahrdet, und ich frage mich, Herr Schmitt,
wieso Sie dazu nichts gesagt haben. Warum sa-
gen Sie nicht, dass im ASD nicht nur die vakanten
Stellen besetzt werden missen, sondern dass
grundsatzlich mehr Personal erforderlich ist? Ich
sehe keine Initiative von lhnen. Stattdessen brin-
gen Sie einen Antrag, dass wir halbjahrlich die
Zahlen sehen dirfen, und sagen: Beruhigt euch,
wir machen etwas fir den Kinderschutz, wir kon-
trollieren namlich Uber unsere Jugendhilfeinspek-
tionen. Was ist das fur ein Verstandnis von Kinder-
schutz, Herr Schmitt? — Das falsche.

Ein Wort noch zu unserem Zusatzantrag. Es geht
nicht nur um die Allgemeinen Sozialen Dienste und
das Jugendamt. Wir sind uns einig, dass das flr
den Kinderschutz prioritdr wichtig ist. Aber die
Sparzwéange, die Sie den Bezirken auferlegen, tref-
fen auch die kommunalen Jugendhilfeangebote.
Da sind Erziehungsberatungsstellen, Hauser der
Jugend, Madchentreffs und damit viele Stellen, die
nicht voll besetzt werden kénnen und in der Gefahr
schweben, ganz gestrichen zu werden. Dazu darf
es nicht kommen, denn auch die kommunalen Ein-
richtungen der Jugendhilfe und die Erziehungsbe-
ratungsstellen sind wichtige Elemente des Kinder-
schutzes und der Jugendhilfe. Dazu habe ich von
Ihnen, Herr Schmitt, nichts gehoért. Diese Sache
muss man im Blick haben, und deswegen haben
wir den Zusatzantrag gestellt.

Wenn die SPD den Kinderschutz ernst meint, so
wie Sie gesagt haben, und wenn sie die Jugendhil-
fe wirklich vorantreiben moéchte, dann muss sie
den Wiurgegriff, der im Moment um die Bezirke ge-
legt wird, lockern und ermdglichen, dass die Erzie-
hungsberatungsstellen wieder so arbeiten kénnen,
wie sie es eigentlich sollen, und dass auch die
Hauser der Jugend ihrem Auftrag nachkommen
kdénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Christiane
Schneider und Tim Golke, beide DIE LINKE)

Mich erreichte vor zwei Tagen nochmals ein Brief
des Hauses der Jugend Tegelsbarg. Dort sind von
vier Stellen nur zwei besetzt. Die reale Situation
sieht so aus, dass Eltern einspringen, um die Ju-
gendlichen zu betreuen. Auch das liegt in der Ver-
antwortung der Bezirke, das ist vollig richtig. Aber
von den Bezirken geht es hoch zum Finanzsena-
tor, zu diesem Senat und zur SPD-Fraktion. Wenn
Sie diese Situation nicht verandern, dann wird zu-
satzlich zu den Kirzungen, die Sie in der Offenen
Kinder- und Jugendarbeit durchgezogen haben, ei-
ne noch desolatere Situation in den Bezirken und
fur die Familien vor Ort vorherrschen. Das kdnnen
wir nicht hinnehmen, und deshalb haben wir unse-
ren Zusatzantrag gestellt.

Ich méchte noch einmal an Sie appellieren, liebe
Kollegen der SPD-Fraktion. Es ist ein sehr wichti-
ges Thema, und ich kann Sie nur auffordern, den
Senat zu einer Kurskorrektur zu bewegen. Stellen
Sie sicher, dass die Allgemeinen Sozialen Dienste
nach den Anklindigungen von Senator Scheele
dauerhaft Schonbereiche bleiben. Die Verantwor-
tung dirfen Sie nicht allein den Bezirken Uberlas-
sen, die das mit den Vorgaben und dem Personal-
budget, das sie nicht Uberschreiten dirfen, nicht
leisten kdnnen. Stellen Sie sicher, dass die Ju-
gendhilfelandschaft fir die Familien so erhalten
bleibt, dass sie wirklich helfen kann. Ein Haus der
Jugend, in dem von vier Stellen nur zwei besetzt
sind, und ein Madchentreff, bei dem es statt zwei
Stellen nur noch eine halbe gibt, hilft den Familien
nicht. Die Hilfe kommt nicht an und es kann keine
Beziehung aufgebaut werden. Solche Antrage
moéchte ich von der SPD-Fraktion sehen, nicht
einen Antrag zu einer Berichterstattung und dass
wir etwas unterstiitzen sollen, das angekindigt ist.

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und ver-
einzelt bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Ritter, Sie
haben das Wort.

Finn-Ole Ritter FDP: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! "Jugendamter — 'Mehr Blaulicht
als Pravention™ titelte die "Welt" Anfang dieser
Woche. Intensive Pravention ware winschenswert,
damit es gar nicht erst zu Blaulichtsituationen
kommt oder zumindest so selten wie mdéglich. Da-
mit ist die Aufgabe des ASD klar: der Schutzauf-
trag bei Kindeswohlgefahrdung. Aber der ASD hat
noch viele andere Aufgaben. Hilfen zur Erziehung,
Beratung in Trennungsfallen, begleiteter Umgang,
Pflegekinderbetreuung und sozialrdumliche Ange-
botsentwicklung gehéren dazu. Die Liste lieRe sich
endlos fortsetzen. Damit diese Aufgabenfille be-
waltigt werden kann und die Mitarbeiter dem ge-
setzlichen Auftrag Uberhaupt nachkommen kon-
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nen, missen die Rahmenbedingungen und die
personelle Ausstattung stimmen, denn nur ein ar-
beitsfahiger, gut ausgestatteter ASD wird es schaf-
fen, die Kurve der Falle von Hilfen zur Erziehung,
die seit Jahren stetig steigt, zum Abflachen zu brin-
gen.

Meine Damen und Herren! Naturlich missen dafur
alle Stellen besetzt sein, und das sollte selbstver-
standlich sein. Aber es muss auch — und das ist
der Punkt, den wir weiterhin begleiten — zu weite-
ren Entlastungen und ehrlicher Aufgabenkritik im
ASD kommen. Mit jedem neuen Konzept, das vom
Senat eingefiihrt wird — wie zum Beispiel das Fri-
he-Hilfen-Konzept, das wir unterstiitzen —, kom-
men auf den ASD neue Aufgaben zu, ohne dass
andere Aufgaben wegdfallen. Die FDP-Fraktion hat
im Rahmen der Haushaltsberatungen Vorschlage
vorgelegt, zum Beispiel die tUbrigen Mittel aus dem
Bildungs- und Teilhabepaket den Kindern und Ju-
gendlichen zugutekommen zu lassen. Wir wollten
aullerdem einen Unterstltzungsfonds fiir den ASD
auflegen, und die einzelnen Abteilungen sollten
selbst entscheiden, welche Entlastungen sinnvoll
waren; zum Beispiel Mittel fir Honorarkrafte, die
Verwaltungstéatigkeiten Ubernehmen, damit sich die
Mitarbeiter auf ihre padagogische Arbeit konzen-
trieren kdnnen. Der Senat hat stattdessen 15 Mil-
lionen Euro aus dem Bildungs- und Teilhabepaket
im Haushalt versenkt.

Meine Damen und Herren! Sogar der Senat hat
den Handlungsbedarf mittlerweile erkannt, und es
wurden richtige Schritte eingeleitet — auch dazu
muss Zeit sein —, was wir als FDP begriiRen. Da
waren die Hohergruppierung des ASD, die Einflih-
rung einer Jugendhilfeinspektion, das Qualitatsma-
nagementsystem und das angekiindigte Personal-
bemessungssystem. Liebe SPD-Fraktion, diese
MaRnahmen sollten nicht dadurch sabotiert wer-
den, dass die Stellen nicht nachbesetzt werden
durfen, wie es Herr de Vries ausgefihrt hat.

Jetzt kommen wir zum Zusatzantrag, der wohl mit
der heilen Nadel gestrickt wurde. Sie legen einen
Zusatzantrag vor, der im Petitum 1 die Arbeit des
Senats ausschlieRlich loben soll. Sehen Sie mir
nach, dass wir das Petitum 1 nicht als wirklich not-
wendig ansehen und deswegen nicht zustimmen
werden.

(Jan Quast SPD: Sie wissen das auch so,
dass er gut arbeitet!)

— Danke, Herr Quast, Sie kdnnen sich immer mit
Antragen selber loben.

Der Berichtspflicht stimmen wir zu, obwohl wir die-
se im Familienausschuss langst vereinbart haben.
Da wir das nun noch einmal beschlief3en sollen,
bringt Wiederholung fir die SPD-Fraktion wohl Si-
cherheit. Auch da kénnen wir noch einmal Uber
diese Stellenbesetzung sprechen. Obwohl das re-
lativ Uberflussig ist, haben Sie uns auf lhrer Seite.

Meine Damen und Herren! Der staatliche Schutz-
auftrag gegenuiiber Kindern und Jugendlichen darf
nicht zum Spielball parteipolitischen Gezanks wer-
den. Deswegen sollten wir die Empfehlungen des
Sonderausschusses Jessica ernstnehmen und uns
daran halten, freie Stellen tatsachlich nachzube-
setzen. Deshalb unterstitzen wir den Antrag der
CDU. Den Antrag der GRUNEN kdénnen wir leider
nicht annehmen, weil sie wie immer keinen Gegen-
finanzierungsvorschlag machen. Den Antrag der
SPD werden wir, weil wir uns wirklich Mihe gege-
ben haben, ziffernweise abstimmen lassen. Den
ersten Punkt kénnen wir wirklich nicht unterstit-
zen, aber weil ich heute Geburtstag habe,

(Heiterkeit bei der SPD)
nehmen wir den zweiten Punkt an. — Danke schon.
(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Golke, Sie
haben das Wort.

Tim Golke DIE LINKE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! In meinem Redemanuskript
steht als Erstes ein kleiner geschichtlicher Abriss.
Diesen hat jedoch Herr de Vries bereits geliefert,
daher werde ich ihn mir sparen.

(Wolfgang Rose SPD: Interessante Uberein-
stimmung!)

Ich beginne mit dem Punkt "Konsens aller Partei-
en". Mir ist in der Vorbereitung auf diese Rede auf-
gefallen, dass der Konsens in jeder Legislaturperi-
ode, ganz gleich, wer regiert hat, immer wieder zur
Diskussion stand — immerhin nur zur Diskussion,
jetzt aber offensichtlich zur Disposition. Wenn die
Finanzbehorde auch fiir den ASD die Einhaltung
der sogenannten Personalausgabenbudgets bei
der Nachbesetzung der Stellen fordert, dann ist
dies schlicht die Aufkiindigung dieses Konsenses.

(Dirk Kienscherf SPD: Das stimmt doch gar
nicht! Das ist doch Blddsinn!)

Ob der Senat dann noch irgendwie handelt, ist in
dem Fall egal, weil das Problem bleibt. Es existiert
nach unseren Kenntnissen nicht nur in Altona, son-
dern auch in Wandsbek, Eimsbiittel und Bergedorf.
Das steht naturlich im Zusammenhang mit der
"Pay-as-you-go"-Politik des Blrgermeisters.

Herr Schmitt, héren Sie mir zu. Die Darstellung,
dass die Bezirksamter falsche Fragen an den Se-
nat oder die Finanzbehdrde stellen wirden und
dass die Finanzbehdrde nur in der Lage sei, text-
bausteinartige Fragen zu beantworten, finde ich
ein bisschen merkwurdig.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Politik setzt fort, dass das Kiirzen in den Bezir-
ken Vorrang hat. Damit gefahrdet der Senat nicht
nur den ASD, sondern auch die Durchfiihrung vie-
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ler anderer wichtiger Aufgaben, die den Menschen
dieser Stadt zum allergroRten Teil als Rechtsan-
spriche zustehen. Es gibt heute leise Hoffnungssi-
gnale, aber wenn das beim ASD weiter durchgezo-
gen wird, dann sind die Folgen leider absehbar:
weitere unnétige Kindeswohlgefahrdungen.

14 Prozent unbesetzte Stellen im Bezirk Altona
sind keine Kleinigkeit. Bestimmte Schonbereiche
wie zum Beispiel Frauenhduser oder auch der
ASD werden nicht umsonst festgelegt. Wird die Fi-
nanzbehdérde solche Vorgaben auch fur die Feuer-
wehr ausgeben, um die Schuldenbremse und die
damit verbundenen Personalbudgets einzuhalten?
Wir fordern von Ihnen, Senator Scheele in Abwe-
senheit, dass Sie sich dafir stark machen und
dass der ASD weiterhin Schonbereich bleibt. Im-
merhin wurden diesem Bereich in letzter Zeit eine
Reihe weiterer Aufgaben zugewiesen. Oder mei-
nen Sie, dass zum Beispiel neue Kontrollmafinah-
men und Dokumentationspflichten, die Umsteue-
rung von Angeboten der Offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit in soziale Hilfen und Angebote, die Be-
treuung von minderjahrigen Flichtlingen und die
Einfihrung von JUS-IT von so wenig Personal er-
ledigt werden kann? Von mehr Stellen sprechen
Sie erst gar nicht, stattdessen ist fir Sie Mehrarbeit
der Mitarbeiter des ASD Programm.

DIE LINKE steht auch weiterhin zum parteiliber-
greifenden Konsens des ASD als Schonbereich.
Wir werden dem Antrag der CDU daher zustim-
men; er ist ein erster Schritt zu einer besseren Per-
sonalsituation.

(Beifall bei der LINKEN)

Dem Antrag der GRUNEN werden wir ebenfalls
zustimmen. Hier ist die Situation zum Teil sogar
noch verscharft. Im Antrag wurde die Erziehungs-
beratung aufgeworfen, diese wird von den Bezirk-
samtern und von kirchlichen und freien Tragern an-
geboten. Hier spielt wieder das gestern von mei-
nem Kollegen Hackbusch zutreffend formulierte
Moment der mangelnden Ubernahme von Tarifstei-
gerungen eine deutliche Rolle.

Jetzt zum Antrag der SPD. Als ich diesen gelesen
habe, habe ich in etwa so geguckt wie Herr de
Vries gerade hier vorn. Wir werden einem SPD-An-
trag — und ehrlich,

(Gerhard Lein SPD: Wir sind immer ehrlich!)

dieser Antrag ist auch Ihrer unwirdig, Sie kdnnen
das besser —,

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

der den Regelungsgehalt des Kaufes einer Brot-
chentiite hat, in Ganze nicht zustimmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Christiane
Blémeke GRUNE)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Nun hat Sena-
tor Dr. Tschentscher das Wort.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Wenn ich vom "W(r-
gegriff" hére, dann darf ich an die Punkte erinnern,
die ich gestern bereits erwahnt habe. Die Bezirke
sind heute jedenfalls deutlich besser ausgestattet
als in den letzten Jahren von Schwarz-Grin. Wir
haben einen GroRteil der Einsparverpflichtungen
aufgehoben und nachtraglich zusatzliche Aufga-
benibertragungen mit entsprechendem Budget
ausgestattet und anerkannt. Dadurch haben wir
die Bezirke insgesamt in ihrer Haushaltsentwick-
lung — Sie haben die Haushaltsplédne selbst be-
schlossen — deutlich tGiber den Gesamthaushalt ge-
steigert.

(Beifall bei der SPD)

Das bedeutet, dass wir 2014 um 10 Prozent héhe-
re Budgets fur die Bezirke haben als 2012, das
sind 40 Millionen Euro mehr. Das alles ist trotzdem
eine enge Haushaltsplanung, weil die Bezirke Teil
dieser Stadt sind und insofern der gesamten Kon-
solidierungsverpflichtung unterliegen. Es kommt
darauf an, dass man die wichtigsten Aufgaben-
wahrnehmungen der Bezirke ausreichend unter-
stutzt und in der Prioritdt hochsetzt. Das tun wir,
und das geschieht zwischen den Bezirksamtslei-
tern, in der Diskussion der Bezirksamtsleiter mit
den Fachbehdrden und im Austausch der Bezirke
mit uns als Finanzbehorde.

Bei dieser Diskussion haben Sie aus einer Reihe
von Schreiben zitiert, von vor einem halben Jahr
und aktuell. Es ist ein bisschen schwierig, einzelne
Satze aus diesen Schreiben herauszunehmen, um
sie dann so zu deuten, wie Sie es tun. Ich kann |h-
nen versichern — und das gilt nicht nur fir den
ASD, erkundigen Sie sich in Altona beispielsweise
Uber die Frage, wie wir dort in einem anderen ge-
setzlichen Leistungsbereich verfahren, um in der
Tat wichtige Aufgaben abzuarbeiten —, dass diese
ganzen Schreiben Ausdruck des gemeinsamen
Bemihens von Bezirksamtsleitern, Fachbehdrden
und auch der Finanzbehdrde sind, bestimmte Stel-
lenbesetzungen eben nicht an formalen, personal-
wirtschaftlichen MalRnahmen scheitern zu lassen.
Wenn man allerdings die Finanzbehorde fragt — es
ist egal, welche Behdrde —, ob man sein Budget
einhalten muss, dann kann die Finanzbehdrde
nicht antworten, dass man es nicht muss. Ich
mdchte einmal sehen, dass das Schreiben in die
Hande irgendeines Finanzpolitikers der Burger-
schaftsfraktionen gelangt. Dann wird namlich ge-
fragt, wo das Budgetrecht der Birgerschaft geblie-
ben sei.

So konnen wir die Diskussion nicht flhren. Ich
kann lhnen noch einmal versichern, dass alle um
die Bedeutung der Arbeit des ASD wissen, alle
Fraktionen, die Bezirke, die Fachbehdrden und
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auch die Finanzbehorde. Ich kann lhnen allerdings
meine unmalfgebliche Meinung zu dem Antrag der
CDU-Fraktion sagen. Im Vorspann heif3t es, es ga-
be erhebliche Vakanzen beim ASD. Ich kann lhnen
wirklich nur die Zahlen ans Herz legen. Wir hatten
nicht nur aktuell mehr Stellen im ASD, seit sie
Uberhaupt gezahlt werden, sondern wir haben
auch eine extrem hohe Besetzungsquote. Sie liegt
im letzten halben Jahr — erkundigen Sie sich nach
den Zahlen — bei rund 96/97 Prozent. Und jeder,
der Personalwirtschaft kennt, weil3, dass man sich
bei einem so hohen Personalbestand von uUber
300 Stellen sehr bemihen muss, eine so hohe Be-
setzungsquote wirklich einzuhalten. Jeder, der sich
auskennt, weil} das, und deswegen ist diese hohe
Quote von 96/97 Prozent der Erfolg des ausdriick-
lichen Bemihens aller Beteiligten, aller Be-
zirksamtsleiter, auch des Fachsenators Scheele
und der Finanzbehdrde.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel (unterbre-
chend): Herr Senator, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Herrn Wersich?

Senator Dr. Peter Tschentscher: Ja.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Herr
Finanzsenator, kénnen Sie uns noch einmal allge-
meinverstandlich erkldren, ob wir Sie richtig ver-
standen haben, dass ein Bezirksamt, das weil},
dass sein Personalbudget dieses Jahr nicht aus-
kommlich sein wird, trotzdem jede freie Stelle
nachbesetzen darf und dort keinen Restriktionen
durch Beschllisse des Senats oder Ihrer Behdrde
unterliegt? Und wenn nein, dann ware meine Bitte,
ob Sie es mir noch einmal erklaren kénnen.

Senator Dr. Peter Tschentscher (fortfahrend): Ich
versuche es noch einmal, Herr Wersich, so einfach
verstandlich, wie personalwirtschaftliche Maf3nah-
men in einem komplexen Personalhaushalt der
Stadt eben sind. Wir sind grundsatzlich alle ver-
pflichtet, unsere Budgets einzuhalten. Und bei per-
sonalwirtschaftlichen MalRnahmen oder bei Bud-
getbewirtschaftung gibt es sehr viele Effekte, die
wir auch immer wieder erwahnt haben. Sie kénnen
ein Budget auch dadurch einhalten, dass Sie zum
Beispiel Reste nutzen, die Sie aus dem vorherge-
henden Jahr bewirtschaftet haben. Sie wissen,
dass Sie in einem Personalbestand, der mehr als
nur gesetzliche Leistungen umfasst, durchaus
auch Vakanzen an anderen Stellen erwirtschaften
kénnen, indem Sie Stellen nicht sofort wieder be-
setzen. Deswegen ist es im Gesamtzusammen-
hang der Stellen und der Budgetbewirtschaftung
unsere Aufgabe, die Stellen, von denen wir alle fin-
den, dass sie wichtigste Prioritdt haben wie die
ASD-Stellen, unmittelbar wiederzubesetzen. Dar-
auf haben sich die Bezirksamtsleiter, die Fachbe-

hérde und die Finanzbehoérde seit geraumer Zeit
verbindlich verpflichtet. Wir haben dieses immer
wieder bekraftigt, zuletzt in der erwdhnten Sitzung
Anfang April, in der wir noch einmal gesagt haben,
es bleibe dabei, dass die ASD-Stellen unverzlglich
wiederbesetzt werden sollen. Und alle sieben Be-
zirksamtsleiter haben mir noch einmal bestatigt,
dass sie auch so verfahren.

Was wir allerdings nicht tun — und da kommen wir
an einen kritischen Punkt —, ist, uns mit dem The-
ma ASD, sinnvolle Aufgabenkritik und Konsolidie-
rungsbemihungen auch der Bezirke, in Misskredit
bringen zu lassen. Sie kénnen das Thema ASD
und gesetzliche Leistungen hier nicht missbrau-
chen, um sinnvolle Konsolidierungsbemihungen
der Bezirke in Misskredit zu bringen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Frau Hajduk,
Sie haben das Wort.

Anja Hajduk GRUNE:* Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Fi-
nanzsenator Dr. Tschentscher, ich méchte eine
Bitte meiner Fraktion aufgrund lhrer Einlassungen
eben auflern. Sie haben darauf verwiesen, dass es
viele Gesprache und Bereitschaft der Bezirksamts-
leiter gibt, mit Ihnen zusammen diese nicht ganz
einfache Situation der Personalbewirtschaftung zu
managen und zu bewaltigen. Wir hatten Sie in den
Haushaltsberatungen ausdricklich gebeten, die
Bezirksamtsleiter im Haushaltsausschuss dabei zu
haben, um mit ihnen genau diese Fragen zu kla-
ren, damit wir als Opposition auch Klarheit haben,
wie das Personalbudget, zusatzlich auch etwaige
Streichverpflichtungen und andere Dinge einge-
schatzt werden.

Sie haben sich damals entschieden, uns diese Be-
ratungen mit den Bezirksamtsleitern nicht zu ge-
wahren. Wir haben das kritisiert. Jetzt nehmen Sie
Bezug auf Gesprache und darauf, dass wir aus ir-
gendwelchen Quellen Informationen erhalten wiir-
den. Ich frage Sie, was wir denn sonst tun sollen?

(Beifall bei den GRUNEN, der CDU und der
FDP)

Ich moéchte Sie deswegen um Folgendes bitten
— vielleicht kbnnen Sie uns das noch einmal durch
Nicken oder eine kurze Antwort vor dem Plenum
verdeutlichen —:

(Arno Miinster SPD: Wir kénnen ja alle mal
nicken!)

Es stimmt, dass es eine Entscheidung gibt, insbe-
sondere beim ASD mit einer hohen Priorisierung
nachzubesetzen. Das haben wir zur Kenntnis ge-
nommen, und ich will auch nicht sagen, dass wir
es nicht gehdrt hatten. Aber das fuhrt natirlich bei
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einem begrenzten Personalbudget und dariiber
hinaus bestehenden Personalstreichverpflichtun-
gen zu Engpassen bei jedem Bezirksamt. Konnen
Sie uns zusagen — und das ist das, was wir als
Parlament insgesamt brauchen —, uns eine Uber-
sicht zu geben, da lhr Haus doch federfihrend zu-
standig ist, wie hoch die Streichverpflichtungen
sind und die Auskdmmlichkeiten der Personalbud-
gets pro Bezirksamt, die sich aktuell darstellen und
die auch lhnen benannt werden vor dem Hinter-
grund, dass man einen eindeutigen Schwerpunkt
beim ASD hat? Und welche besonderen Engpéasse
gibt es daraus resultierend woanders?

Es ist mir aus mindestens einem Bezirksamt mitge-
teilt worden, dass Stellen gestrichen werden miuss-
ten. Das bedeute jedoch, dass sie sich trotzdem in
vier Jahren immer noch in einem 2 Millionen Euro
grolRen Defizit befinden wirden. Wenn eine solche
Information ankommt, dann muss man als Parla-
ment alarmiert reagieren. Geben Sie uns einen
moglichst transparenten Uberblick. Es kann auch
eine Steuerungsverpflichtung dort enthalten sein,
das, was ersteuert werden muss. Aber geben Sie
uns doch diesen Uberblick pro Bezirk in Stellen
und in Euro. Sie kdnnen auch noch daneben
schreiben, wie hoch die Besetzungsquote im ASD
ist. Damit ware uns sehr gedient fur die nachsten
Diskussionen. Und ich hoffe, dass Sie uns diese
Kenntnisse zur Verfligung stellen. Gestern hatten
Sie doch auch schon angedeutet, dass Sie uns viel
mehr geben wollen, als Sie uns bisher gegeben
haben. Das war die besagte Anfrage.

(Beifall bei den GRUNEN und der CDU)

Machen Sie das doch ganz offensiv, dann stellen
Sie uns fir heute schon deutlich starker zufrieden.
— Schénen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir
zu den Abstimmungen. Im Vorwege hat mir Frau
Kaesbach mitgeteilt, dass sie an den Abstimmun-
gen nicht teilnehmen werde.

Zunachst zum Antrag der GRUNEN Fraktion aus
Drucksache 20/7570.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich um das Handzeichen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist das abgelehnt.

Nun zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksa-
che 20/7424. Die Fraktionen der CDU und der
GRUNEN haben hierzu gemal Paragraf 36 Ab-
satz 1 unserer Geschaftsordnung eine namentliche
Abstimmung beantragt. Aus diesem Grunde wer-
den Herr Hakverdi und Herr Wankum Sie nun in al-
phabetischer Reihenfolge aufrufen. Wenn Sie den
Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksache 20/7424
annehmen mdchten, antworten Sie bitte deutlich

mit Ja, wenn Sie ihn ablehnen wollen, mit Nein.
Und wenn Sie sich enthalten modchten, antworten
Sie bitte mit Enthaltung.

Ich darf nun Herrn Hakverdi bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf wird vorgenommen)**

Ist ein Mitglied der Blrgerschaft nicht aufgerufen
worden? Es sind also alle aufgerufen worden.
Dann erklare ich die Abstimmung flr beendet.

Meine Damen und Herren! Das Abstimmungser-
gebnis wird nun ermittelt und Ihnen in wenigen Mi-
nuten mitgeteilt.

Unterbrechung: 19.15 Uhr
Wiederbeginn: 19.23 Uhr

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Meine Damen
und Herren! Wir haben ein Ergebnis.

Bei der Abstimmung Uuber den Antrag der
CDU-Fraktion aus Drucksache 20/7424 gab es
54 Ja-Stimmen, 60 Nein-Stimmen und keine Ent-
haltungen. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

SchlieBlich noch zum Antrag der SPD-Fraktion aus
Drucksache 20/7595.

Wer mdchte sich nun der Ziffer 1 des SPD-Antrags
anschlieBen? — Gegenstimmen? — Enthaltungen?
— Damit ist Ziffer 1 angenommen. — Wer stimmt so-
dann Ziffer 2 zu? — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch Ziffer 2 angenommen.

Ich rufe nun den Punkt 55 auf, das ist die Drucksa-
che 20/7420, Antrag der GRUNEN Fraktion: West-
erweiterung des Hafens — vorhandene Potenzia-
le nutzen, bevor neue Kapazitaten geschaffen wer-
den.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
Westerweiterung des Hafens — vorhandene Po-
tenziale nutzen, bevor neue Kapazitaten ge-
schaffen werden!

— Drs 20/7420 -]

Diese Drucksache mochte die GRUNE Fraktion an
den Ausschuss flir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Dr. Tjarks, Sie ha-
ben es.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Das aktuelle Problem im
Hamburger Hafen ist Folgendes: Die Kosten fir die
geplanten Hafeninvestitionen, Arno, explodieren,

** Ergebnis der namentlichen Abstimmung, siehe Seite 4423ff.
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und gleichzeitig ist wohl auch dem Letzten in die-
sen Tagen klargeworden, dass das grof3e Wachs-
tum im Containerumschlag vorbei ist. Der Letzte,
der noch diesen unerschitterlichen Wachstums-
glauben gezeigt hat, war unser Wirtschaftssenator.
Wir alle erinnern uns an diese griffigen marketing-
tauglichen Umschlagszahlen, dass es 25 Millionen
Container bis 2025 sein wirden. Das ist fast so et-
was wie eine Alliteration.

(Wolfgang Rose SPD: lhr wusstet ja schon
immer Bescheid!)

Man muss dazu sagen, Herr Rose, dass wir diese
neue Linie, sollte er sie denn heute bestatigen, gut
finden. Aber inhaltlich ist es doch sehr erklarungs-
bedurftig, vielleicht ist es dann auch fur Sie erkla-
rungswurdig.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das ist ein massiver Paradigmenwechsel in der
Hafenstrategie des Senats. Der Senat verabschie-
det sich offiziell per Presse sehr kurzfristig von sei-
nen Wachstumsmarchen und das mit dem Satz
— Zitat —

"Das grol’e Wachstum im Containerum-
schlag ist vorbei."

Dies ist aus dem "Hamburger Abendblatt". Hier
wischt unser Wirtschaftssenator seinen eigenen
Hafenentwicklungsplan, der gerade ein halbes
Jahr alt ist, doch ziemlich deutlich vom Tisch.

(Andrea Rugbarth SPD: Herr Tjarks, Sie er-
zahlen einen Unfug, das ist nicht zu glau-
ben!)

— Sie sollten einfach einmal die Zeitung lesen und
sich fragen, was lhr Senator da so sagt.

(Beifall bei den GRUNEN)

Letztlich ist das auch gut so, denn dieser Hafen-
entwicklungsplan gehort ins Kuriositatenkabinett
des Maritimen Museums und sonst nirgendwo hin.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das Spannende an der ganzen Geschichte ist,
dass wir nicht nur einbrechende Wachstumspro-
gnosen und ein stagnierendes Wachstum seit
2006 erleben, sondern gleichzeitig explodierende
Kosten haben. Wir haben eine Situation, bei der in
der Investitions- und Finanzplanung der HPA eine
nicht unbetrachtliche Liicke klafft. Anfang 2011, als
dieser Senat angetreten ist, hat es diese Liicke
noch nicht gegeben. Und bei jeder Vorlage dieser
Zahlen wird diese Licke gréRer. Wir haben bis
2018 einen Investitionsplan in Héhe von 1,8 Milliar-
den Euro. Dem gegenuber stehen nur Zuschisse
von rund 1 Milliarde Euro, und das fihrt dazu, dass
wir ein Defizit von 760 Millionen Euro in den nachs-
ten funf Jahren haben werden. Das muss der Se-
nator einmal erklaren. Da reicht es nicht aus, wenn
die Behorde einfach sagt, das wiirde sie nicht kom-

mentieren. Das ist Kindergarten, aber wir machen
hier ein ernstes Geschaft, um Senator Neumann
von gestern zu zitieren, und ich wirde mir heute
dazu eine Erklarung wiinschen.

(Beifall bei den GRUNEN)

In einer solchen Situation, in der das Wachstum
seit sieben Jahren stagniert, in der die Kosten ex-
plodieren, bedarf es mutiger politischer Entschei-
dungen. Wir missen klaren, was eventuell ent-
behrlich ist und auch was unbedingt gebraucht
wird; um diese Aussage geht es bei diesem An-
trag. Ich wirde mir wiinschen, dass sich der Bir-
germeister und auch der Wirtschaftssenator um
diese Aussage nicht Ianger drucken.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es gab letzte Woche einen Vorschlag, statt eines
Containerterminals oder dem Zentralterminal
Steinwerder ein Kreuzfahrtterminal zu bauen. Das
ware so eine Reaktion auf dieses Zitat, Frau Rug-
barth. Ich halte das fir einen bedenkenswerten
Vorschlag. Aber wenn man so etwas vorschlagt,
dann muss man das ein bisschen besser begrin-
den. Die Begriindung lautet momentan namlich,
dass es ein Kreuzfahrtterminal in der HafenCity ga-
be mit einer Auslastung von 9 Prozent in 2011 und
in Altona von 12,2 Prozent. Auch wenn man in
Rechnung stellt, dass das ein saisonales Geschaft
ist, muss man schon gegenilber der Stadt begriin-
den, warum man 50 Millionen Euro fir ein neues
Kreuzfahrtterminal aufstellt, jedenfalls mehr be-
grinden, als es bisher geschehen ist. Und ich wiir-
de mir winschen, dass wir dazu gleich einmal et-
was horen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Seit 2006 hat sich der Containerumschlag in einer
Seitwartslinie nach rechts bewegt. Er hat sich bei
9 Millionen TEU eingependelt. Wir halten gleichzei-
tig eine Hafeninfrastruktur von 14 Millionen TEU
bereit, das heif’t, wir kénnen 30 Prozent an den
bestehenden Kaianlagen mehr umschlagen, als wir
aktuell und seit sieben Jahren umschlagen. Das ist
ein ordentlicher Puffer fir bessere Zeiten, wenn
man bedenkt, dass das durchaus ein kapitalinten-
sives Business ist.

Vor diesem Hintergrund fordern wir — und das be-
tone ich — den vorlaufigen Verzicht auf die Wester-
weiterung des Hafens, denn wir glauben, dass die-
ses Projekt, das nicht nur sehr teuer ist — es geht
hier um 250 Millionen Euro —, in der jetzigen Lage
wirklich mehr Probleme schafft als es 16sen wiirde.
Wir haben schon ein Problem im Haushalt, insbe-
sondere neben der HPA, und da braucht man die-
ses Projekt nicht noch zusatzlich.

(Beifall bei den GRUNEN)

Meine Damen und Herren! Es ftrifft sich gut, dass
gestern die Jahrespressekonferenz des Unterneh-
mens EUROGATE war, das Unternehmen, dem



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 57. Sitzung am 11. April 2013 4397

(Dr. Anjes Tjarks)

wir diese Viertelmilliarde Euro bescheren wollen.
Die Begriindung des Unternehmens, warum sie die
Westerweiterung dringend brauchen wiirden, lau-
tete — Zitat —

"Es gibt [...] Anzeichen, dass wir neue Dien-
ste fir Hamburg akquirieren kénnen."

Wir haben eine Situation, in der EUROGATE auf
diesen Anlagen nur noch 1,8 Millionen TEU um-
schlagt; es waren einmal 2,9 Millionen TEU. Das
bedeutet ein Minus von mehr als einer Million.
Nicht unbedeutende Leute im Hafen behaupten,
dass die alle nach Bremerhaven gewandert sind.
Die gegenwartige Situation in Hamburg lasst einen
Umschlag von fast 4 Millionen TEU zu. Das heift,
sie koénnten auf der bestehenden Flache ein
Wachstum von mehr als 100 Prozent realisieren.
Gleichzeitig haben sie einen komplett neuen Hafen
gebaut, namlich in Wilhemshaven, den sie auch
auslasten wollen und der in der Endausbaustufe
mehrere Millionen Container umschlagen kann.
Vor diesem Hintergrund fragt man sich wirklich, wo
denn die neuen Dienste herkommen sollen. Es gibt
weltweit kein Containerwachstum in Richtung
Europa. Dieses Unternehmen hat grofe Um-
schlagskapazitdten, und es ist wirklich die
schwachste Begriindung dafiir, dass die Stadt eine
Viertelmilliarde Euro flr eine neue Kaianlage aus-
geben soll.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vor diesem Hintergrund und weil das Thema ins-
gesamt natirlich komplex ist, freuen wir uns, dass
Sie der Ausschussuberweisung zustimmen und wir
dann in Kirze einige Themen dieser Art im Wirt-
schaftsausschuss bereden kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Eva Giimbel: Herr Balcke,
Sie haben das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: Was schleppt er denn da
mit? — Anja Hajduk GRUNE: Eine selbstge-
machte Karte!)

Jan Balcke SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Die GRUNEN fordern, die Planungen
zur Westerweiterung einzustellen, also einen Ver-
zicht. Sie benennen aber keine Alternative.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wir haben 30
Prozent Umschlagriickgang!)

Ohne Alternative ist das aus unserer Sicht wenig
Uberzeugend. Die Begrindung ist lediglich auf
einen Rickgang im Containerumschlag bezogen.
Das reicht unseres Erachtens nicht aus.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Ein Verzicht auf die sogenannte Westerweiterung
ware hafenpolitischer Unsinn, um nicht zu sagen

Irrsinn. Das ware kurzsichtig. Ihre Forderung, Herr
Tjarks, lasst vor allem auRer Acht — und das ist et-
was, woruber wir uns nicht nur in der Birgerschatft,
sondern auch in den Ausschissen regelmafig un-
terhalten —, dass die Prognosen, eben weil es sich
um Prognosen handelt, mehr in Richtung Glauben
gehen, als dass sie valide sind. Wenn ich daran er-
innern darf: Im Jahr 2000 hatten wir einen Contai-
nerumschlag von ungefahr 4,5 Millionen TEU. Eine
Verdoppelung des gesamten Containerumschlags
innerhalb von zehn Jahren auf mehr als 11 Millio-
nen TEU war damals nicht absehbar. So ist, Herr
Tjarks, auch heute nicht absehbar, ob wir, ausge-
hend vom heutigen Volumen von knapp 10 Millio-
nen TEU, bis 2025 nicht doch einen Umschlag von
20 Millionen TEU erreichen. Hierbei geht es nicht
um eine Prognose, das benennen Sie natirlich be-
wusst falsch. Der Hafenentwicklungsplan ist keine
Prognose, sondern er stellt einen Korridor an Mdg-
lichkeiten dar, und dafir missen wir uns heute vor-
bereiten. Unserer Meinung nach ist diese Zahl
durchaus realistisch, und daflr missen wir heute
Entscheidungen treffen; dieser Verantwortung stel-
len wir uns.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Es ist eben nicht absehbar, wie sich das Wachs-
tum entwickelt. Absehbar ist aber, Herr Tjarks, das
lassen Sie natirlich bewusst auRer Acht, dass die
Schiffe gréRer werden, die Hamburg anlaufen, und
zwar unabhéangig davon, ob die Fahrrinnenanpas-
sung nun kommt oder nicht. Die Schiffe werden
gréler, und darauf missen wir eine Antwort fin-
den. Die derzeitige Stagnation kann nicht bedeu-
ten, dass wir notwendige Infrastrukturmalnahmen
aufschieben. Das wollen wir ausdriicklich nicht in
einem, wie Sie es auch gesagt haben, zyklischen
Geschaft. Auf diese Zyklen missen wir heute mit
bestimmten InfrastrukturmaRnahmen und den not-
wendigen Aufwendungen, die dafir erforderlich
sind, eingehen und diese berlcksichtigen. Wir
mussen also die Chancen heute wahrnehmen,
auch wenn wir heute nicht genau prognostizieren
kénnen — das kdénnen auch Sie nicht —, wie sich
das Umschlagsvolumen entwickelt. Es ist aber ab-
sehbar, und alle Konkurrenzhafen der Nordrange
reagieren auf diese Weise, dass heute Kapazitaten
vorgehalten werden mussen und mit entsprechen-
den Infrastrukturmallnahmen beantwortet werden
missen, obwohl eine Ausweitung des Volumens
noch gar nicht auf den letzten TEU absehbar ist.
Der Hafenentwicklungsplan, wir kénnen das nur
immer wieder betonen — Sie kennen ihn doch
auch, so hoffe ich zumindest —, gibt genau diesen
Rahmen vor, dass entsprechende Infrastruktur-
malnahmen heute notwendig sind, um in Zukunft
ein derartiges Volumen abfedern zu kdnnen.

Warum ist die Westerweiterung notwendig? Wir
brauchen eine Ertlichtigung der Kaimauern, um die
notwendigen Volumina, ndmlich zwei GrofRschiffe
und ein Feeder, abfertigen zu kdnnen. Es geht da-
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bei, wie im Antrag richtig steht, um 38 Hektar. Das
Ausbauvolumen sieht ungeféahr 6 Millionen TEU
vor. Aus unserer Sicht ist das richtig. Wir missen
heute diese InfrastrukturmaRnahmen fir eines der
modernsten Terminals vornehmen. Wir ermégli-
chen einen schnellen Umschlag und erreichen da-
mit — Herr Tjarks, das sollte fiir Sie als GRUNE
wichtig sein — eine Reduktion von Larm-, Licht- und
Luftemissionen. Das sollte lhnen bekannt sein.
Woas allerdings das Entscheidende ist — das haben
Sie natrlich nicht berlcksichtigt und bewusst nicht
gesagt, ich zeige es lhnen aber einmal —, ist dieser
Drehkreis fur GroRschiffe. Der ist notwendig, Ole
Onhlsen kennt das, weil die grof3en Schiffe natirlich
genau diese Voraussetzung brauchen, um Wende-
mandver fahren zu kdnnen. Die Intention der GRU-
NEN ist natirlich durchschaubar. Indem sie heute
die Westerweiterung infrage stellen, stellen sie na-
tirlich auch infrage, ob es Gberhaupt sinnvoll und
notwendig ist, diese grofien Schiffe hier abfertigen
zu koénnen. Es geht dabei aber nattrlich auch um
die Sicherung von Arbeitsplatzen, und darauf
kommt es uns besonders an. Dariber, Herr Tjarks,
sprechen Sie nicht.

(Beifall bei der SPD)

Was zieht sich im Grundsatz durch lhre hafenpoliti-
schen AuRerungen? Konkrete Vorschlage machen
Sie nicht, es ist die allgemein vernehmbare Anti-
stimmung, eine Dagegen-Stimmung.

(Zurufe von den GRUNEN: Oh, oh!)

Wir horen nichts Konkretes, keine konstruktiven
Vorschlage von lhnen. Ich betone noch einmal, |h-
re Einlassungen sind kurzsichtig. Sie lassen die
Prognosen auler Acht, und Sie sprechen, Herr
Tjarks, von einem Paradigmenwechsel. Bezeich-
nenderweise haben Sie diesen Paradigmenwech-
sel vorige Woche auf den CTS bezogen. Ich zeige
Ihnen das einmal. Das ist namlich der CTS, und
das sind die 8 Prozent der Flache, die in Zukunft
fur ein Kreuzfahrtterminal zur Diskussion stehen.
Die GRUNEN verstehen unter einem Paradigmen-
wechsel also diese 8 Prozent; das ist bezeichnend.

(Beifall bei der SPD)

Besonders problematisch finde ich aber, Herr
Tjarks, und davon wollen wir uns eindeutig abhe-
ben, dass Sie mit diesen Einlassungen das Ge-
schaft der Konkurrenz betreiben. Sie verweisen
auch in lhrem Antrag bewusst auf WilhelImshaven,
auf den Jade-Weser-Port. Das ist ausdricklich
nicht im Interesse Hamburgs. Das betone ich ganz
bewusst.

(Beifall bei der SPD)

Zur Oppositionsarbeit gehdren, das ist richtig, Kon-
trolle, Kritik,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wir reden Uber
meinen Antrag!)

aber auch konkrete Vorschlage, wie es anders ge-
hen kann. Ihr Antrag sagt darliber gar nichts. Sie
sagen nur, was Sie nicht wollen. Das reicht uns
nicht; wir unterstitzen den Senat ausdricklich bei
der Fortsetzung dieser wichtigen Infrastrukturpla-
ne. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Balcke. — Das Wort hat Herr Ohlsen.

Olaf Ohlsen CDU:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Herr Tjarks, bei aller Freundschaft, Sie
entwickeln sich zum Dauermiesredner des Ham-
burger Hafens.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Kurt Duwe
FDP)

Ich halte die 2008 beschlossene Westerweiterung
auch heute noch fir notwendig, und, lieber Herr
Tjarks, ich kann mich erinnern, dass lhre Partei
dem zugestimmt hat. Deswegen verstehe ich auch
Ihre heutige Einstellung nicht. Von daher sollten
Sie noch einmal in sich gehen. Die Westerweite-
rung bringt Arbeitsplatze, das ist angesprochen
worden, sie bringt 2 Millionen TEU mehr und ich
denke, auch in einer strukturschwachen Zeit ist es
Sache des Parlaments zu fragen: Wie sieht die
Konkurrenz aus, wie stellen wir uns fir die Zukunft
auf? Und wenn wir héren, dass die Wirtschaft wie-
der Fahrt aufnehmen wird, dann sind der Hambur-
ger Hafen und der Wirtschaftssenator gut beraten,
Vorsorge zu treffen.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Das haben wir in der Vergangenheit getan, das
werden wir auch in Zukunft tun. Lieber Herr Tjarks,
es gibt Vertrage. Dieses Bauverfahren ist in zwei
Monaten abgeschlossen. Was erwarten Sie denn?
Es sind mittlerweile 20 Millionen Euro dort hinein-
geflossen. Soll das wieder alles auf null gestellt
werden? Ich denke, das sollten wir nicht tun. Die
HPA hat mit Vopak und mit Bominflot Vertrage ge-
schlossen, die viel Geld kosten. Die Umsiedlung
beider Firmen kostet insgesamt 145 Millionen
Euro. Das ist kein Pappenstiel, wir reden hier nicht
Uber einen Appel und ein Ei, sondern wir reden
Uber richtige Entwicklungen im Hamburger Hafen,
und zwar Uber eine positive Entwicklung.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Was ich ein bisschen vermisse, lieber Herr Tjarks,
ist die Ehrlichkeit. Wenn Sie sagen, Sie wollen die
Westerweiterung nicht, dann wollen Sie den Dreh-
kreis nicht. Das ist fir mich vollig klar, Sie wollen
diesen Drehkreis nicht, der bendtigt wird, um die
zuklnftigen GroR3schiffe verninftig in Hamburg am
EUROGATE und am Burchardkai abfertigen zu
kénnen und sie nicht in den mittleren Freihafen
fahren zu lassen, denn diese GroRschiffe eignen
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sich nicht dafiir. Sie fahren mit der Flutwelle rein
und sie fahren mit der Flutwelle wieder raus. Inso-
fern wirde ich Sie wirklich bitten, sich doch einmal
zu erkundigen, Herr Tjarks. Es ist alles Uber das
Ladungsaufkommen und Uber die Zukunft des
Hamburger Hafens gesagt worden. Ich wirde Sie
bitten, die FiRe in Zukunft ein bisschen ruhiger zu
halten und ein bisschen ruhiger zu werden, sachli-
cher zu werden und sich besser zu informieren.
Dann kénnen wir miteinander reden und weiter dis-
kutieren. — Schonen Dank.

(Beifall bei der CDU und der SPD und bei
Dr. Kurt Duwe FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Ohlsen. — Das Wort hat Herr Dr. Kluth.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP:* Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege
Tjarks, ich glaube, dass Sie gerade zwei verschie-
dene Punkte gewaltig durcheinanderbekommen.
Das eine ist die Frage, wie sich Senator Horch ge-
genwartig durch das Thema Hafenentwicklung ma-
andert: mal so, mal so und eigentlich immer zu
spat. Das andere Thema ist, wie wir mit der West-
erweiterung als Teil der langfristigen Hafenent-
wicklung umgehen wollen, und ich finde, wir sollten
beide Themen sehr sorgféltig voneinander tren-
nen.

Zunachst zu Herrn Horch. In der Tat — Sie haben
es gesagt — gab es im Oktober noch optimistische
Umschlagsprognosen von 25 Millionen TEU im
Jahr 2025. Funf Monate spater dann am Dienstag
nach Ostern ein Pressegesprach. Der Wirtschafts-
senator beschreibt die Zukunft des Containerum-
schlags in dusteren Farben. Es stellt sich die Fra-
ge, was sich in den vergangenen fiinf Monaten an
der Situation des Guterverkehrs geandert hat. Ei-
gentlich gar nichts, Herr Horch, und das lasst dann
nur die Schlussfolgerung zu, dass Sie entweder im
Oktober mit dem Hafenentwicklungsplan falsch ge-
legen haben oder heute mit lhrer Einschatzung
falsch liegen, oder dass beides falsch ist. Das ist
die Konsequenz, die sich daraus ergibt.

(Beifall bei der FDP — Wolfgang Rose SPD:
Das ist doch Quatsch!)

Nun kommen wir zur Kostenentwicklung. Das The-
ma hat Herr Tjarks auch angesprochen. Mitte Marz
muss Wirtschaftssenator Horch auf meine Anfra-
gen zunachst einrdumen, dass die Kosten fir die
elf wichtigsten Infrastruktur- und Verkehrsprojekte
des Hafens im Vergleich zum November 1011 um
rund 250 Millionen Euro gestiegen sind, scheinbar
unbemerkt, scheinbar verschlafen von der Wirt-
schaftsbehorde. Auf die Frage, wie denn dieses fi-
nanzielle Loch gestopft werden soll, wie das finan-
ziert werden soll, sagt Senator Horch am 14. Marz
im "Hamburger Abendblatt" — Zitat —:

"[...] durch mehr Effizienz, durch Einnah-
mensteigerungen und durch die starkere
Einbeziehung privater Dritter in die Projektfi-
nanzierung."

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das nennt man
Hafen finanziert haben!)

Zunachst einmal klingt das gar nicht schlecht. Ich
habe also mit einer weiteren Schriftlichen Kleinen
Anfrage nachgefragt. Auf meine Frage, welche
MaRnahmen fir mehr Effizienz, Einnahmesteige-
rung oder die Einbeziehung Dritter in die Investiti-
onsfinanzierung denn konkret auf dem Weg seien,
antwortete der Senat, wiederum fast eine Realsati-
re — Zitat —:

"Diese Themen werden derzeit von einer be-
hoérdenlbergreifenden Arbeitsgruppe unter
Beteiligung der HPA gepruft."

(Katja Suding FDP: Das ist ja der Hammer!)

"Ergebnisse zu konkreten Malinahmen lie-
gen noch nicht vor. Im Ubrigen hat sich der
Senat damit bisher nicht befasst."

— Zitatende.
(Katja Suding FDP. Wie bitte!)

Meine Damen und Herren! Das ist knapp oberhalb
von nichts.

(Beifall bei der FDP und bei einem Besucher
in der Loge — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Entschuldigung, Herr Abgeordneter.
— Das Publikum ist nicht befugt, Beifalls- oder
MissfallensauRerungen kundzutun.

(Besucher: Ich bin zum ersten Mal hier!)

Das ist nicht schlimm. Ich weise nur darauf hin.
— Bitte, Herr Abgeordneter.

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP (fortfahrend):
— Vielen Dank. Beifall finde ich wirklich auch nicht
schlimm.

Der Senat widerlegt also am 26. Marz genau die
Aussagen, die Senator Horch zwolf Tage vorher
der Presse gegeniuber gemacht hat. Ich habe bis-
lang immer gesagt, dass die Hafenfinanzierung die
Blackbox des Senats ist. Nach den Aussagen des
Senats in der Antwort auf meine Schriftliche Kleine
Anfrage korrigiere ich das ausdriicklich. Richtig ist
heute vielmehr: Hier werden offensichtlich das Par-
lament, die Offentlichkeit und die Hafenunterneh-
men bewusst hinter die Fichte gefihrt.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Stefanie von
Berg und Dr. Anjes Tjarks, beide GRUNE)

Genauso verhalt es sich in der Frage des dritten
Kreuzfahrtterminals. Nach dem Hafenentwick-
lungsplan sind wir bislang von einer Nutzung von
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Steinwerder flr Containerumschlag oder vielleicht
auch fiur zusatzliche Produktions- und Industrieun-
ternehmen ausgegangen. Die Kosten fiir die Ent-
wicklung von Steinwerder, so der Senat noch am
26. Marz in der Antwort auf meine Anfrage, kénne
er nicht nennen, weil bei der Finanzierung in mog-
lichst groflem Umfang private Investoren einbezo-
gen werden sollen. Weniger als zwei Wochen spa-
ter hért man dann das genaue Gegenteil. Senator
Horch will 60 Millionen Euro Steuergelder fir eine
Zwischennutzung von Steinwerder als Kreuzfahrt-
terminal in die Hand nehmen und verprellt zugleich
den weltgréRten Kreuzfahrtveranstalter.

Meine Damen und Herren! Das ist keine Hafenent-
wicklungsstrategie, das ist aus meiner Sicht ein un-
verantwortliches Gestimpere nach der Methode
trial and error. Das geht zulasten der Hafenunter-
nehmen und ihrer Beschéftigten. Die Zeche zahlt
im Ergebnis der Steuerzahler.

(Beifall bei der FDP)

Herr Tjarks, verwechseln Sie bitte diese Kritik an
Wirtschaftssenator Horch nicht mit der Frage, ob
wir die Westerweiterung des Hafens auch in Zu-
kunft brauchen. Wir haben nach wie vor im Hafen-
entwicklungsgesetz — und das ist die glltige ge-
setzliche Grundlage — das Bekenntnis zum Ham-
burger Hafen als industrieverbundenen Universal-
hafen mit einem Schwerpunkt im Containerum-
schlag. Die Westerweiterung des Hafens ist eine
der zentralen MaRnahmen, die wir fiir diese weite-
re Entwicklung der Umschlagskapazitaten brau-
chen. Herr Tjarks, alle Experten sagen uns, dass
der internationale Seeglterverkehr auch in den
nachsten Jahren und Jahrzehnten weiter zuneh-
men wird. Ob das in dem Umfang, wie es im Ha-
fenentwicklungsplan prognostiziert wird, geschieht,
dariber mag man sich sicherlich streiten. In dieser
Hinsicht habe ich auch meine Zweifel. Die Zu-
wachsraten haben sich verlangsamt, aber, davon
bin ich Gberzeugt, langfristig wird sich der Seegu-
terumschlag, der Containerumschlag weiter erho-
hen. Wir sind auch weiterhin zuversichtlich, dass
die Fahrrinnenanpassung kommen wird und dass
damit GroRcontainerschiffe auch in Zukunft den
Hamburger Hafen anlaufen kdnnen und anlaufen
kénnen missen. Die Westweiterung ist eine wichti-
ge Malinahme, und zwar aus drei Griinden.

Erstens: Wichtig an der Westerweiterung ist die
Verlangerung der Kaimauer, aber auch die Frage
des Wendekreises — der Kollege Ohlsen hat es zu
Recht angesprochen —, denn die Schiffsgréf3enent-
wicklung fihrt dazu, dass bereits heute, insbeson-
dere zwischen den Tagen Donnerstag und Sonn-
tag, nicht ausreichend Kaimauer vorhanden ist, um
die groflen Containerschiffe abzufertigen.

Zweitens: Die Westerweiterung optimiert den Con-
tainerumschlag und vor allen Dingen die Wege zu
den Terminals, da die Schiffe weitgehend tideun-
abhéangig einlaufen kénnen und allein beim Einlau-

fen und Mandvrieren der grof’en Containerschiffe
erheblich Zeit gespart wird.

Drittens, das ist eigentlich der politisch wichtigste
Grund: Allein eine Debatte um einen Verzicht der
Westerweiterung wirde das Vertrauen der interna-
tionalen Reeder und Verlader in die Verlasslichkeit
der Hamburger Hafenentwicklung weiter beschadi-
gen. Dieses Vertrauen ist durch die bisherige An-
kiindigungspolitik von Senator Horch bereits er-
heblich demoliert. Wir sollten nach dem Stopp der
Elbvertiefung und den Problemen nicht noch ein
zusatzliches falsches Signal setzen.

(Beifall bei der FDP)

Zur Wahrheit, Herr Tjarks, gehdrt auch, dass die
Westerweiterung seit 1999 in Planung ist und dass
in der 19. Wahlperiode die GRUNEN die Fortfiih-
rung der Westerweiterung ausdriicklich mitgetra-
gen haben. Mit Blick in lhren Antrag sollten die
Hamburger Hafenunternehmen und ihre Beschaf-
tigten gewarnt sein, was die Verlasslichkeit und
Zuverlassigkeit der GRUNEN in grundlegenden
Fragen der Hafenentwicklung betrifft.

(Katja Suding FDP: Das sind die schon!)

Heute stand im "Hamburger Abendblatt" ein sehr
kluger Kommentar, den ich véllig richtig fand — Zi-
tat —:

"Wer den Hafenausbau auf Sicht betreibt,
gerat in Gefahr, kurzfristigen Trends zu fol-
gen und langfristige Entwicklungen zu ver-
passen."

— Zitatende.

Dem ist wenig hinzuzufiigen. Insofern lehnen wir
Ihren Antrag in der Sache ab. Im Ausschuss dar-
Uber diskutieren kann man einmal, darum werden
wir der Uberweisung zustimmen. — Vielen Dank fiir
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Kluth. — Das Wort hat Herr Hack-
busch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Vielen Dank,
Herr Prasident. — Herr Ohlsen, Sie haben gestern
richtige Worte gefunden im Zusammenhang mit
unserem Senator

(Wolfgang Rose SPD: In welchem?)

und seiner nicht so gliicklichen Performance, die er
in den vergangenen Wochen bezliglich Hafenpoli-
tik hingelegt hat. Ich hoffe, dass der Senator gleich
noch etwas dazu sagen wird, sodass wir auch in
der Offentlichkeit dariiber diskutieren und sprechen
kénnen. Nicht so sehr Recht haben Sie mit dem,
was Sie eben gesagt haben. Ich wirde nicht die
Position von Herrn Tjarks in allen Punkten unter-
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stlitzen wollen, aber ich méchte auf einige Dinge
hinweisen.

Leider ist es so, dass, wenn EUROGATE 2 Millio-
nen TEU mehr umschlagt, das nicht bedeutet,
dass wir wirklich 2 Millionen mehr TEU in Hamburg
haben.

(Olaf Ohlsen CDU: Ja, aber wir haben mehr
Arbeitsplatze!)

— Wir haben durch diese Ausweitung auch nicht
mehr Arbeitsplatze. Schauen Sie doch nach Wil-
hemshaven. Wie ist denn dort die Situation? Die
haben da gegenwartig Kurzarbeit.

Dadurch, dass wir mehr Kapazitidten aufbauen,
kommt noch nicht das Ladungsvolumen hierhin.
Das ist eine allgemeine Weisheit. Zweitens ist es
so, Herr Balcke, auch das muss man lernen, dass
wir in einer schwierigen Situation sind. Wir bezah-
len als Stadt eine Ausweitung von EUROGATE.
Als privates Unternehmen Uberlegt sich EUROGA-
TE aber selbst, wohin es die Ladungen schickt.
Gegenwartig haben sie zwar einiges an die HHLA
verloren, aber einiges auch aufgrund internationa-
ler Allianzen nach Wilhemshaven und nach Bre-
merhaven gegeben. Daher lautet flr uns die grol3e
Frage: Wie ist das eigentlich mit der Refinanzie-
rung? Wir als Stadt finanzieren einen Ausbau des
Hafens und stellen das privaten Unternehmen zur
Verfligung. Wie wird das eigentlich von den priva-
ten Unternehmen refinanziert? Wir haben hier ein
riesiges Finanzierungsproblem, das wir einmal in
Ruhe besprechen mussen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Gerade im Zusammenhang mit EUROGATE stellt
sich bei mir diese Frage sehr kraftig. Naturlich freut
sich EUROGATE, wenn wir als Stadt den Hafen
vergroflern. Dann beklatschen sie das und werden
natirlich sagen, das wollen wir, weil sie dafiir bis-
her keinen Cent richtig bezahlen missen, sondern
das im Wesentlichen als Geschenk nehmen, als
Grundlage. Ich muss sagen, dass sich fir ein
nachhaltiges Finanzkonzept einige neue Gedan-
ken zu machen sind.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE)

Das zweite Wichtige: Wir haben im Zusammen-
hang mit dem Hafenentwicklungsplan mehrfach
diese 25 Millionen TEU diskutiert, seien sie nun als
Prognose oder als Korridor oder Ahnliches zu ver-
stehen. Ich habe hier vorn immer ein bisschen her-
umgenolt und gesagt, dass ich daran nicht glaube,
aber ich will etwas Zweites sagen. Herr Tjarks
weist richtig darauf hin, dass diese Prognose oder
dieser Korridor der Stadt bereits jetzt einiges kos-
tet. Auf die Frage, inwieweit ein Zuwachs auf
25 Millionen TEU realistisch ist, komme ich gleich
noch. Erst einmal will ich auf die Kostenseite se-

hen. Das erste, was diese 25 Millionen TEU schon
verursacht haben — daran haben Sie und auch der
Senator keine Schuld, sondern das war Schwarz-
Griin —, waren diese vermaledeiten 128 Millionen
Euro fir Buss, die man fir die Rdumung dort aus-
gegeben hat, obwohl man das Geldnde gegenwar-
tig nicht braucht; das schmerzt — 128 Millionen
Euro, weil man eine falsche Prognose gemacht
hat, meine Damen und Herren. Auch das muss
man bemerken.

(Beifall bei der LINKEN)
Als Nachstes: Ich komme aus dem Alten Land.
(Zurufe von der CDU: Oh, oh!)

Ich kann lhnen die Situation in Moorburg beschrei-
ben. Seit Jahrzehnten heil’t es, vielleicht brauchen
wir das Gebiet noch fir Container. Die Kosten und
Schmerzen, die wir dort verursachen, indem wir
nun auf diese 25 Millionen TEU setzen, sind viel-
leicht nicht materiell messbar, aber es sind welche.
Auch das muss man einmal ordentlich diskutieren.
Ich finde die neuen Intentionen innerhalb der SPD,
wenn ich das richtig verstanden habe, gut zu sa-
gen, es ist aufgrund der Situation und der gegen-
wartigen Prognosen richtig, Moorburg endlich aus
dem Hafenentwicklungsplan herauszunehmen und
Moorburg endlich eine Perspektive zu geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ware ein richtiger Schritt, denn das sind auch
Kosten.

Wir werden diese Fragen genauer im Ausschuss
diskutieren, was ich richtig finde, denn an konkre-
ten Punkten habe ich Schwierigkeiten, die Forde-
rungen der GRUNEN zu unterstiitzen. Es gibt Ver-
trage; ich mdchte gern einmal wissen, wie die aus-
sehen. Wir als Stadt haben praktisch Unternehmen
dort wegorganisiert beziehungsweise deren Verla-
gerung unterschrieben; das hat Etliches gekostet.
Wir haben immer gesagt, dass die Westerweite-
rung eigentlich verniinftig ware, wenn man denn ei-
ne Ausweitung der Containerfliche haben wolle.
Von daher wirde ich gern diese Vertrdge sehen.
Ich wirde gern wissen, ob wir nicht unabhangig
davon irgendetwas bezahlen, bevor man das mal
schnell in der gegenwartigen Auseinandersetzung
Ubergeht. Ich bin skeptisch an diesem Punkt und
wirde gern die Diskussion darliber im Ausschuss
fuhren.

Als Allerletztes komme ich auf die Prognose zu-
rick, weil es wichtig ist, darliber zu diskutieren. Wir
erleben das sechste Jahr hintereinander eine Sta-
gnation. Herr Balcke, Sie haben vdllig recht. Ich
konnte mir eine solche Explosion von Container-
zahlen, wie sie zwischen 2000 und 2006 stattge-
funden hat, vorher nicht vorstellen und musste da-
zulernen. Andererseits sieht es aufgrund der ge-
genwartigen, objektiven Voraussetzungen nicht so
aus, dass sich die 25 Millionen TEU realisieren las-
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sen. Ich wirde dazu gern die Einschatzung des
Senats héren. Wenn, wie gegenwartig, Uberall
groRe Uberkapazititen geschaffen werden, in
Maasvlakte, in Bremerhaven und so weiter, dann
gibt es keine Begriindung dafiir, auler regionalem
Wahnsinn, dass wir auch noch Uberkapazitaten
schaffen. Das kann kein Argument sein.

(Beifall bei der LINKEN und bei Heidrun
Schmitt und Dr. Till Steffen, beide GRUNE)

Das deutet doch eher darauf hin, dass der Contai-
nerisierungsgrad, der von 2000 bis 2006 kraftig ge-
wachsen ist, natirlich am Ende angelangt ist. Es
gibt nicht noch mehr in Container zu packen. Diese
Steigerung ist praktisch abgeschlossen und
dementsprechend wird auch der Grad insgesamt
geringer werden. Wir haben die Erfahrung — das
sieht jeder an den internationalen Routen —, dass
die neuen 18 000-TEU-Schiffe von Maersk nach
Goteborg und nach Danzig fahren.

(Arno Miinster SPD: 18 000 TEU fahren
nach Danzig! Ich lach mich kaputt!)

— Die neuen Maersk-Schiffe, die im Juli auf Fahrt
gehen, die nicht nach Hamburg fahren, fahren
nach Bremerhaven, nach Géteborg und nach Dan-
zig.

Es war im Jahr 2006 fir jeden Menschen unvor-
stellbar, dass solche Schiffe bis Danzig fahren.
Das wird die neue Realitat sein, und auch darauf
muss sich Hamburg einstellen.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

— Er kann ndlen wie er will, unser HHLA-Betriebs-
ratsvorsitzender.

(Beifall bei der LINKEN)

Er muss sich das anhdren, es nitzt ihm nichts. Kri-
tische Stimmen sind notwendig, aber Geblbke, da-
mit man besser dasteht, gehért nicht dazu.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Das Wort hat Herr Sena-
tor Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren Ab-
geordnete! Wir haben, glaube ich, ein gemeinsa-
mes Ziel: den Hamburger Hafen zum Wohle der
Stadt, der Metropolregion und der Wirtschaft zu
entwickeln und Wettbewerbsfahigkeit, Wertschop-
fung und Beschaftigung fur die Zukunft zu erhal-
ten. Genauso wichtig sind, wir haben es an vielen
Stellen diskutiert, der gesamtwirtschaftliche Hinter-
grund des Hamburger Hafens, die Ausgaben und
die Einnahmen, die nutzerspezifischen Ziele, die
wir uns gesetzt und mehrfach diskutiert haben, die
Effizienz und die Qualitdt des Hamburger Hafens
und immer wieder die Arbeitsplatze.

(Beifall bei der SPD)

In den letzten zwei Jahren haben wir ganz bewusst
die Tatsache in den Mittelpunkt gertickt, dass der
Hafen mitten in der Stadt liegt. Aufgrund dieser
Tatsache haben wir eine besondere Verantwor-
tung auch fiir die Okologie. Wir setzen uns dafir
ein, die okologische Seite des Hamburger Hafens
zu verbessern.

Der Hafenentwicklungsplan enthalt all diese we-
sentlichen Grundlagen fiir eine langfristige und an
die Marktgegebenheiten angepasste Planung. Man
muss den Hafenentwicklungsplan auch intensiv le-
sen, denn aus ihm ist einiges erkennbar.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Der Wachstums- und
Entwicklungshorizont fir den Hamburger Hafen
muss genutzt werden. Oberste Prioritat ist es, die
vielfaltigen Arbeitsplatze im Hafen zu sichern, und
nicht nur sie allein, sondern auch die Arbeitsplatze,
die um die Hafenaktivitaiten herum entstehen. Im
Gegensatz zur Vergangenheit missen wir das Au-
genmerk mehr auf Wertschopfung in der Gesamt-
heit legen, weil auch das die langfristige Sicherung
der Arbeitsplatze im Hafen ausmacht.

(Beifall bei der SPD)

Es ware aufgrund der Bedeutung des Hafens wirt-
schaftlich betrachtet nicht gut, wenn Sie, meine
Damen und Herren von der Opposition, dieses Ziel
aus den Augen verléren. Wer die vergangenen Ta-
ge betrachtet, kénnte den Eindruck gewinnen,
dass dies geschehen ist. Sie hatten heute die Ge-
legenheit gehabt, diesem Eindruck entgegenzuwir-
ken, leider haben Sie die Gelegenheit nicht ge-
nutzt.

(Beifall bei der SPD)

Das finde ich angesichts der Bedeutung des Ha-
fens sehr schade, denn das Thema hatte es ver-
dient. Der Hafen muss in der Gesamtheit und mit
viel Augenmal® und hoher Verantwortlichkeit ent-
wickelt werden.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: So, und
jetzt kommt's!)

Meine Damen und Herren! Die Weltwirtschaft mit
ihren sprunghaften Entwicklungen nimmt bekann-
termalien keine Rucksicht auf bestehende Struk-
turplane, wie sie vielleicht einmal vor Jahren ange-
legt wurden, und schon gar nicht auf lokale Gege-
benheiten. Und langfristig angelegte Meilensteine
der Hafenentwicklung habe ich bei meiner Amts-
Ubernahme auch nicht gerade vorgefunden, selbst
bei dem wichtigsten Projekt der Fahrrinnenanpas-
sung nicht. Denn die wichtigen MaRnahmen auf
dem Weg zum Bundesverwaltungsgericht in Leip-
zig, wie die umfassenden Gesprache mit den
Nachbarlédndern und die EU-Beteiligung, haben wir
in den letzten beiden Jahren ergriffen.
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(Beifall bei der SPD)

Verehrte Abgeordnete! Wir alle haben eine Verant-
wortung — das beziehe ich auch auf gestern —,
wenn es um den wichtigsten Wirtschaftszweig
Hamburgs geht, und sollten uns ernsthaft in der
Sache, aber bitte auch angemessen im Ton aus-
tauschen.

(Beifall bei der SPD)

Ich hatte gestern gerne mit lhnen diskutiert. Wie
Sie jedoch seit Langem wissen, war ich gestern
und zum Teil auch heute noch auf der Wirtschafts-
ministerkonferenz in Flensburg und zwei Tage vor-
her auf der Maritimen Konferenz. Es ging um Ha-
fenwirtschaft und die grof3e Krise in der Schifffahrt,
um Hafen und Logistik, Schiffbau, Energiewende
und Offshore-Energie, die wir fir die Hamburger
Werften brauchen. Das waren essentiell wichtige
Themen, weshalb ich in den letzten beiden Tagen
nicht in Hamburg war.

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir zu den Inhalten. Hafenentwicklung ist
ein Prozess, der nur dann funktionieren kann,
wenn er auch in der Lage ist, flexibel auf die Gege-
benheiten der Marktsituation zu reagieren; nur
dann werden wir erfolgreich sein. Ziel muss es sein
— das sollte jeder verstehen —, den Hafen als
Wachstumsmotor fiir Arbeitsplatze und Wohlstand
in dieser Stadt fir die Zukunft zu entwickeln. Das
ist nicht einfach. Wertschépfung muss hierbei in al-
len Belangen &ulerste Prioritdt haben. Unsere
Verantwortung ist, die aktuelle Marktsituation zu
erkennen und wenn es angezeigt ist, auch ent-
sprechend zu reagieren.

Eine der wichtigsten und zugleich komplexesten
Aufgaben flir die Hafenpolitik war und ist die Um-
strukturierung von Flachen und Nutzungen im ge-
samten Hafengebiet. Dies ist einer der wichtigsten
Schlissel zu einem langfristigen Erfolg. Ohne grof3
angelegte Flachenumnutzung hatte sich Hamburg
beispielsweise nicht auf die Containerisierung des
Seehandels einstellen kénnen, wenn dies nicht in
den Siebzigerjahren entsprechend angepackt wor-
den ware.

(Beifall bei der SPD)

Die grof3en Containerterminals, die auf diese Wei-
se in den letzten Jahrzehnten in Hamburg geschaf-
fen wurden, bilden heute, das vergisst man
schnell, das wirtschaftliche Riickgrat des Hambur-
ger Hafens: der Burchardkai, die EUROGAT-Ter-
minals, Tollerort und besonders Altenwerder, eines
der modernsten und leistungsfahigsten Terminals
Uberhaupt in der Welt.

Vor diesem Hintergrund ist auch das Projekt West-
erweiterung zu sehen — dieses Projekt ist nicht
neu geboren, es geht zurlick auf die Neunzigerjah-
re — und die Umgestaltung des mittleren Freiha-
fens, Stichwort CTS. Beide Projekte sind von her-

ausragender Bedeutung, denn sie dienen der lang-
fristigen strategischen Flachenentwicklung im
Hamburger Hafen, sollen die Wettbewerbsfahigkeit
absichern und Wachstums- und Beschaftigungs-
chancen eréffnen. Ich bin davon Uberzeugt, dass
dies unbedingt weiter betrieben werden muss.

Mit der Westerweiterung beabsichtigen wir, zusatz-
liche Umschlagkapazitaten fir Container zu schaf-
fen, und das nicht seit gestern, sondern in einer
langfristigen Planung und auch in Erweiterung an
die eben von mir genannten Terminals, ob das der
Burchardkai ist, Tollerort oder CTA. Das ist ein
langfristiges Projekt. Kiinftige Kapazitatsbedarfe
lassen sich nicht aus der gegenwartigen Situation
oder den aktuellen Umschlagzahlen ableiten. Das
glauben einige von lhnen, aber ich darf lhnen sa-
gen, dass es in der Hafenpolitik nicht zugeht wie
an der Borse, heute kaufen und morgen verkaufen;
so einfach ist das alles nicht.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren! Man darf, zugegeben,
nicht Ubersehen, dass zu der Weltwirtschaftskrise
seit Ende 2008 die Finanz- und die Eurokrise ge-
kommen sind. Die Welt rickt in vielen Belangen
naher zusammen und die Wechselhaftigkeit in der
Weltwirtschaft wird, ausgehend von Asien, Ameri-
ka, Europa und dem Einfluss der BRIC-Staaten,
immer lebhafter, und darauf missen wir uns ein-
stellen. Auch wenn sich die krisenhafte Situation in
Europa zeitlich hinzieht, kann daraus nicht abgelei-
tet werden, dass dies ein Dauerzustand wird, und
ich bin sicher, wenn ich das prognostizierte oder
das potenzielle Wachstum betrachte, dass es wie-
der Wachstum geben wird. Die Hafenpolitik muss
sich an diesem langfristigen Trend ausrichten, der
sich Uber Jahrzehnte als besonders robust und
auch nachhaltig fur den Hamburger Wirtschafts-
raum entwickelt hat.

Hinzu kommt, dass die derzeitige Entwicklung,
noch mehr Grof3schiffe im Hamburger Hafen an-
landen zu lassen, erheblich beschleunigt werden
muss. Das werden wir bei unseren zukinftigen Ha-
fenplanungen mit berlicksichtigen mussen. Jetzt
kénnte ich viel zu den Anlaufen in der Ostsee sa-
gen — das kénnen wir in der Ausschusssitzung be-
sprechen — und mit welcher Wettbewerbsbeurtei-
lung man diese und auch die Anlaufe im Mittel-
meerbereich sehen muss. Tatsache ist aber, dass
sich der Bedarf fur GroRschiffliegeplatze aufgrund
der Drehkreise und der ganzen Handhabung die-
ser gro3en Schiffe verstarkt — wir haben es heute
schon gehort —, und die Westerweiterung bote da-
fir einen der entscheidenden Platze. Auch mit
Blick auf EUROGATE ist davon auszugehen, auch
wenn Sie, Herr Tjarks, das anders sehen, dass
dieses Unternehmen weiter ein langfristiges Inter-
esse an der Erweiterung der Umschlagpotenziale
in der gesamten Nordrange hat, ganz besonders
aufgrund der Qualitdt im Hamburger Hafen. Das
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hat EUROGATE gerade gestern noch einmal deut-
lich in der Pressekonferenz unterstrichen. Man
sollte also nicht abwarten, bis erst ein Kapazitats-
engpass eingetreten ist, um dann einen Ausbau in
Angriff zu nehmen. Das ist in der Hafenentwicklung
Uberhaupt nicht vertretbar, das ware fahrlassig.

Meine Damen und Herren! Die Hafenkunden wer-
den nicht jahrelang warten, bis Hamburg seinen
Hafen bedarfsgerecht ausbaut, das spiren wir
heute schon. Wir missen versuchen, Vertrauen
herzustellen. Die Planungshorizonte, die wir dabei
beriicksichtigen missen, sind allemal nicht einfa-
cher geworden. Das alles gilt es bei der zukinfti-
gen Hafenplanung mit zu bericksichtigen. Wenn
wir das nicht tun, werden die Reeder ihren Um-
schlag in andere Hafen umlenken und wir — das
ware die Quintessenz — Arbeitsplatze und Wert-
schdpfung in der gesamten Metropolregion verlie-
ren. Deshalb treffen wir als gesamter Senat — das
sei auch einmal gesagt, es ist nicht der Wirt-
schaftssenator alleine — Entscheidungen fiir die
entsprechende Vorsorge nach der Gesamtwichtig-
keit des Hamburger Hafens fir den Wirtschafts-
standort.

(Beifall bei der SPD)

Erlauben Sie mir an dieser Stelle, den Zentralhafen
Steinwerder anzusprechen. Eine personliche Be-
merkung am Anfang. Ich weil} nicht, woher die Op-
position weil3, welche Summen uns Carnival an-
geblich auf den Tisch gelegt haben soll.

(Dietrich  Wersich CDU: Welche sind's
denn?)

Seien Sie versichert: Bei mir hat keiner einen Geld-
koffer mit 180 Millionen Euro auf den Tisch gelegt.
Wir haben im Zuge der Gesamtinteressenlage die
Interessen der Stadt vertreten. Damit Sie sich be-
ruhigen kénnen: Hier ist ein persdnlicher Brief des
Chefs von Carnival, den will ich den Obleuten der
Opposition gerne zeigen, damit Sie sich von dem,
was berichtet worden ist, distanzieren kbnnen; da-
von ist kein einziges Wort wahr.

(Beifall bei der SPD)

Und noch etwas: Ich nehme meine Verantwortung
fur den Wirtschaftsstandort Hamburg ernst, und es
gehoért nicht zu meiner Arbeitsauffassung, Ver-
handlungspartner, die am Standort Hamburg inves-
tieren wollen, zu briskieren. Das darf ich Ihnen
ganz deutlich sagen und ich glaube, wenn Sie die-
ses hier lesen, wird das noch einmal unterstrichen.

Meine Damen und Herren! Der mittlere Freihafen
ist einer der groRten Flachenreserven, die wir im
Hafen haben, rund 200 Hektar. Bei der Flachen-
knappheit im Hamburger Hafen gilt es daher, die-
ses Potenzial in den nachsten Jahren entspre-
chend zu nutzen. Die Planung fir CTS ist weder im
Reifeprozess noch im Konkretisierungsgrad gleich-
zusetzen mit der Westerweiterung, deshalb spre-

chen wir hier von voéllig unterschiedlichen Projek-
ten. CTS ist eine langfristig angelegte strategische
Hafenentwicklung, die sich in mehreren Phasen
— das habe ich immer deutlich gemacht — vollzie-
hen wird. Dabei ist CTS, um dieser Verwechslung
entgegenzuwirken, kein Containerumschlag im
wahrsten Sinne. Das haben wir auch im Hafenent-
wicklungsplan sehr deutlich zum Ausdruck ge-
bracht. Hier geht es in erster Linie um einen zu-
kiinftigen Universalhafen Hamburg. Die Uberlegun-
gen zur Nutzung sind ergebnisoffen und von weite-
ren Markterkundungen abhangig. Wir wollen so-
wohl hinsichtlich Nutzung, Zeitplanung und der Ge-
samtheit flexibel an den zukinftigen Bedarf heran-
gehen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, verehrte Abgeordnete!
Das Kreuzfahrtgeschaft ist ein Wachstumsmarkt,
gerade fiir Nordeuropa und ganz besonders auch
fur Hamburg. Hamburg kann davon ungemein
stark profitieren. Wir haben die Chance, dieses
Geschéftsfeld in den nachsten Jahren mit einer
entsprechenden Vorgehensweise weiter auszu-
bauen. Aus diesem Grunde laufen im Moment Pla-
nungen zur Schaffung eines weiteren Kreuzfahrt-
terminals, und es ist nur konsequent, dabei auch
das CTS-Arial, das weitestgehend erschlossen ist
und sich in unserem Besitz befindet, als potenziel-
len Standort in Betracht zu ziehen. Herr Balcke hat
es schon gesagt, wir geben damit CTS nicht auf,
wir reden Uber einen Anteil von 8 Prozent und Uber
ein Zwischenstadium. Das kann jederzeit rickge-
baut werden, wenn sich die Verhaltnisse, wie sie
unser Gesamtplanungshorizont aufweist, wieder
andern sollten. Durch die Nutzung bereits vorhan-
dener Infrastruktur kdnnen wir erhebliche Investiti-
onen sparen, und das ist mit Blick auf die Ausga-
ben ein sehr wichtiger Punkt. Ein endgultiges Er-
gebnis gibt es noch nicht; die Planungen sind noch
nicht abgeschlossen.

Eines noch zur Finanzierung: Wir werden keinen
Pfennig vom Steuerzahler nehmen. Wir werden ein
Modell wahlen mit der HPA als Dachorganisation
und beim Betreiben eines solchen Terminals alle
Méglichkeiten nutzen, was Umschlag, Parkplatze,
Passenger Fee und weitere Dinge angeht. Hier
geht es nicht um einen Cent oder einen Euro Steu-
ergeld.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind im Hafen in der Vergangenheit immer gut
damit gefahren, dass Hamburg die Hand auf den
Flachen hat. Das Hamburger Hafengesetz — das
war vor vielen Jahren eine weise Entscheidung —
garantiert uns das. Mit diesem Hintergrund sind wir
in der Lage, den Hamburger Hafen in allen Belan-
gen, sei es im Giterumschlag oder bei der Nut-
zung von GroBterminals durch Passagiere, diskri-
minierungsfrei und nach dem Willen der Stadt zu
organisieren
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Meine Damen und Herren von der Opposition! Sie
haben uns aufgefordert, Geld mit dem Hafen zu
verdienen und die Einnahmeseite zu steigern. In
diesem Sinne handeln wir. Ich verstehe es als mei-
ne Aufgabe als Hamburger Wirtschaftssenator, da-
fur zu sorgen, dass der Hamburger Hafen in all
diesen Belangen einer sicheren Zukunft entgegen-
sieht. Diese Aufgabe, das mochte ich deutlich zum
Ausdruck bringen, nehme ich sehr verantwortungs-
bewusst wahr.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Senator Horch. — Das Wort hat Herr
Dr. Tjarks.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das war doch
allumfassend erklart!)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Herr Dressel, man klatscht im-
mer da am langsten, wo es am dringendsten not-
tut.

(Beifall bei den GRUNEN - Dr. Andreas
Dressel SPD: Wir wollten deinen Auftritt et-
was hinauszogern!)

Man muss sich natirlich die Frage stellen, ob mehr
Container kommen, wenn man mehr Containerter-
minals baut. Ich sage Ihnen ganz klar: Das ist nicht
S0; wenn es so ware, dann wirden sie schon jetzt
kommen. Wir kdnnten 5 Millionen Container mehr
abfertigen, als wir es tun, aber genau das passiert
nicht, Herr Rose. Die Container sind nicht da, weil
das Wachstum, von dem Sie immer traumen, nicht
stattfindet.

(Beifall bei den GRUNEN)

Sie haben allumfassend zum Hafen aufgeschla-
gen; ab und zu war auch etwas Konkretes dabei.
Ihre Rede war aber so lang, dass man sich kaum
darauf konzentrieren konnte, wann denn nun et-
was Konkretes gekommen ist.

Sie sind auf EUROGATE eingegangen. EUROGA-
TE mochte, dass wir 250 Millionen Euro bereitstel-
len, damit sie Geschéafte machen. Sie sagen,
EUROGATE habe einen guten Willen, aber ganz
ehrlich: Die haben hier schon einmal 2,9 Millionen
Container umgeschlagen, jetzt sind es nur noch
1,8 Millionen. Es gibt wirklich viele Leute, die be-
haupten, dass diese 1 Million Container — die HH-
LA ist immer bei 7 Millionen geblieben — nicht zu-
fallig nicht mehr in Hamburg sind, sondern weil in
der Struktur des Hafens ganz viel nicht mehr
stimmt und wir so etwas wie Dedicated Terminals
praktisch Uberhaupt nicht haben, und dass diese
Container deswegen nach Bremerhaven gegangen
seien.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

Und EUROGATE hat wenig Interesse daran, sie
zurlickzuholen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wenn man Hafenentwicklung betreibt, dann kann
man das natlrlich gerne auch langfristig anlegen.
Wir haben aber die Situation, dass die Ausbauka-
pazitdt des Hamburger Hafens so groR} ist, dass
wir die Container wahrscheinlich nicht einmal Uber
unsere  Hinterlandanbindung  abtransportieren
kénnten. Vor diesem Hintergrund missen Sie sich
schon fragen, mit welcher Prioritdtenreihenfolge
Sie eigentlich Hafenpolitik betreiben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ich bin ein bisschen erstaunt darliber, was Herr
Balcke und Herr Horch Uber CTS sagen. Das ist
die zentrale Entwicklungsflache im Hamburger Ha-
fen, und Sie sagen, die sei eigentlich fast irrele-
vant, das seien ja nur 8 Prozent der Flache.

(Wolfgang Rose SPD: Davon! — Zuruf von
Arno Miinster SPD)

— Gut, dann hat er sich vielleicht nicht so klar aus-
gedrickt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ach so, du hast
es nicht verstanden!)

Wir haben vor langerer Zeit gesagt, dass wir uns
die Westerweiterung vorstellen kdnnen. In unse-
rem Antrag fordern wir, bis auf Weiteres darauf zu
verzichten. Es kann eine Umschlagentwicklung
einsetzen, in der sie kommen kann, aber solange
die nicht da ist, verstehe ich nicht, warum wir so
viel Geld dafir ausgeben. Sie miissen schon sa-
gen warum, und das auch ein bisschen konkreter
als dieses Geblubbere, was wir hier gehért haben.
— Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Tjarks. — Das Wort hat Herr Ohlsen.

Olaf Ohlsen CDU:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Man konnte lhre Rede mit "Nichts
Neues" Uiberschreiben, Herr Senator.

(Dirk Kienscherf SPD: Bei lhnen ist es nichts
Neues! Immer dieselbe Leier!)

Ich halte ausdriicklich an der Kritik fest, die ich
gestern ausgesprochen habe, denn lhr Beitrag hat
inhaltlich wirklich nichts Neues gebracht.

(Beifall bei der CDU)

Alles, was Sie vorgebracht haben, haben wir min-
destens schon drei-, vier- oder fiinfmal von Ihnen
gehort.

(Dirk Kienscherf SPD: Dann begreifen Sie
es doch endlich!)
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— Wir begreifen es, ich finde nur, er misste sich
vielleicht einmal einen neuen Redenschreiber zule-
gen.

(Zuruf von der SPD: Es geht doch um Inhal-
te!)

Gut, das macht keinen Sinn. Lassen Sie uns zu
den Inhalten zurtickkehren. Wir unterhalten uns
Uber den Hamburger Hafen und das ist ja nicht
ganz unwichtig.

(Arno Miinster SPD: Wo ist denn euer Kon-
zept?)

Wir wollen — Arno, das weif3t du auch — vom Sena-
tor héren, wie die Verhandlungen mit dieser Grol3-
reederei verlaufen sind. Ich weil}, sehr geehrter
Herr Senator, dass es diese Gesprache gegeben
hat. Ich weil3, dass die Wirtschaftsbehérde diese
Gesprache gefuihrt hat und sie nicht zu Ende ge-
fihrt worden sind, aus welchen Griinden auch im-
mer. Sie konnen sich doch nicht hier hinstellen und
behaupten, diese 180 Millionen Euro seien nie ge-
fallen. Wollen Sie denn damit sagen, dass die
"BILD"-Zeitung ligt?

(Beifall bei der CDU und Heiterkeit bei der
SPD — Gabi Dobusch SPD: So viel Humor
von einem CDUler! Unglaublich!)

Was wir von lhnen erwarten, sehr geehrter Herr
Senator, ist — ich wiederhole mich da gerne — ein
ganzheitliches Konzept fur CTS. Das ist mit Ihrer
geplanten Fahrgastlésung nicht mehr gewahrleis-
tet. Nennen Sie uns die Zeitablaufe, sagen Sie,
was Sie dort vorhaben, und wir begleiten Sie dort-
hin.

Der Hafenentwicklungsplan, auf den Sie sich beru-
fen haben, Herr Senator, ist damit in meinen Au-
gen obsolet, er ist hinfallig. Sie missen ihn Uberar-
beiten, statt uns zu sagen, dass wir ihn auch im
Hinblick auf die Ziele genau lesen sollten. Wir ken-
nen sie alle, wir haben ihn genau gelesen, aber
wenn Sie die Inhalte des Hafenentwicklungsplans
nach finf Monaten &ndern, dann bitten wir um Mit-
teilung und um Beteiligung im Wirtschaftsaus-
schuss. — Schonen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Ohlsen. — Das Wort hat Herr Dr. Kluth.

(Wolfgang Rose SPD: Er entschuldigt sich
jetzt!)

Dr. Thomas-Sénke Kluth FDP:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Liebe Kollegen und Kol-
leginnen, drei kurze Bemerkungen zu dem Beitrag
von Herrn Senator Horch.

Herr Horch, als lan Karan, ein erfolgreicher Hafen-
unternehmer, kurzzeitig Wirtschaftssenator war,
gab es zwei Varianten: Entweder, er hatte das rich-

tige Redemanuskript dabei, dann war die Rede in
der Regel sehr fachkundig, oder er hatte das
falsche dabei, dann war sie zumindest originell und
kurzweilig. Herr Horch, auf lhren Beitrag eben hat
leider weder das eine noch das andere zugetrof-
fen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Dirk Kienscherf SPD: Das ist niveau-
los!)

Zweite Bemerkung. Kein Wort zur Prognose Uber
die zukilnftige Entwicklung im Containerumschlag,
kein Wort zu den festgestellten Kostensteigerun-
gen, kein Wort zur Hafenentwicklungsplanung, kei-
ne konkreten Angaben zur weiteren Entwicklung in
Steinwerder, und vor allen Dingen, Herr Horch
— und das finde ich besonders negativ — keine dif-
ferenzierte Auseinandersetzung mit den Beitragen
der Opposition zu dem Thema, das auf der Tages-
ordnung steht, namlich die Westerweiterung. Sie
haben noch nicht einmal zur Kenntnis genommen,
dass die Opposition unterschiedliche Standpunkte
mit unterschiedlichen Argumenten vertreten hat.
Sie haben ein vorbereitetes, stereotypes Manu-
skript verlesen, mehr war das nicht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Dritte Bemerkung. Sie haben darauf hingewiesen,
dass die Hafenentwicklungspolitik nicht der Wirt-
schaftssenator allein mache, sondern der ganze
Senat hinter lhnen stehe. Herr Horch, wenn ich
den Blick auf die Senatsbank werfe, dann habe ich
den Eindruck, dass Sie mittlerweile ziemlich ein-
sam dastehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Dr. Kluth. — Das Wort hat Herr Hack-
busch.

(Wolfgang Rose SPD: Bisschen mehr Ni-
veau!)

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! In vielen Punkten kann
ich mich meinen Vorrednern anschlielen. Ich
mochte aber den Senator an einem Punkt loben,
und zwar finde ich es gut, dass wir Mehreinnah-
men bekommen werden, weil anscheinend die
Passenger Fee im Zusammenhang mit den Kreuz-
fahrtterminals eingefiihrt wird. Das ist ein positives
Zeichen und ich freue mich darlber.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will Thnen aber auch sagen, wo Sie einen
Schwachpunkt haben; das ist bei dem Beitrag von
Herrn Ohlsen deutlich geworden. Herr Ohlsen ist ja
nicht irgendwer in der Birgerschaft,
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(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

sondern einer der grofdten Freunde des Hafens.
Bisher war es Ublich, dass Arno Minster und Olaf
Ohlsen immer gemeinsam dastanden. Jetzt schrei-
en Sie sich gegenseitig an.

(Finn-Ole Ritter FDP: Wo sind wir hingekom-
men?)

Warum? Weil lhnen in den letzten Wochen etwas
passiert ist, auf das Sie hier hatten eingehen sol-
len. Es ist so, dass in der Diskussion im Zusam-
menhang mit dem Kreuzfahrtterminal nicht ordent-
lich dargestellt worden ist, aus welchen Grinden
man wo hingeht. Das kam uberraschend, und zwar
fiir viele im Hafen und fiir viele in dieser Stadt. Das
ist keine solide, gut vorbereitete Politik und nicht
die Art und Weise, wie man so etwas normalerwei-
se prasentiert.

(Beifall bei der LINKEN)

Es kommt ein Zweites dazu; Sie haben es ange-
sprochen. Wie ist es denn nun, ligt die "BILD"-Zei-
tung? Das wollen wir wissen. Es geht nicht um die
Vorwiirfe der Opposition, es geht um Vorwdrfe, die
in einer grolRen Hamburger Zeitung gestanden ha-
ben und die unseren Ruf durchaus gefahrden. Es
ware richtig, wenn der Senator hier auftreten und
sagen wirde, ob die "BILD"-Zeitung an dieser Stel-
le ligt. Und wenn sie es tut und falsch berichtet,
dann gibt es dagegen ein ganz einfaches, Ubliches
Mittel, die Gegendarstellung.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg GRUNE)

Das ist nicht geschehen. Stattdessen ging die Be-
richterstattung weiter, und das ist nicht gut fir den
Hamburger Hafen. Da ist der Hinweis, ein Schon-
wetterkapitan zu sein, richtig, wenn in solch Kriti-
schen Situationen nicht darauf eingegangen wird.
Da hat Herr Ohlsen recht, auch wenn er haufig
nicht recht hat. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Das Wort hat Herr Bal-
cke.

Jan Balcke SPD:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Es ist genau richtig, dass der Senator
sich nicht darauf einlasst, aus vertraulichen Ge-
sprachen zu berichten. Da starken wir ihm aus-
driicklich den Ricken;

(Finn-Ole Ritter FDP: Das ist auch nétig!)
das ist nicht unser Regierungsverstandnis.
(Beifall bei der SPD)

Zum Zweiten ist die Verzweiflung der Opposition
zum Greifen nah. Der Senator bestéatigt seinen
Kurs,

(Finn-Ole Ritter FDP: Ich will das Bild noch
mal sehen! — Dr. Till Steffen GRUNE: Wel-
chen Kurs bitte?)

der von der Mehrheit dieses Hauses ausdricklich
unterstitzt wird, und die Opposition findet — es tut
mir leid — keine Angriffsflache, um tatsachlich dar-
auf einzugehen, um was es heute eigentlich geht.
Herr Tjarks hat eingerdaumt, dass er offensichtlich
nicht richtig hingehért hat. Das haben wir zur
Kenntnis genommen; Olaf Ohlsen hat alles dazu
gesagt.

(Olaf Ohlsen CDU: Hoér auf, das bringt doch
nichts mehr!)

Aber die Verzweiflung, die ich wahrgenommen ha-
be, ist nur eine Bestatigung dafir, dass der Hafen-
entwicklungsplan die richtige Grundlage ist, um auf
diesem Kurs weiterzumachen.

Herr Senator, Sie haben uns mit lhrer Rede darin
bestarkt, dass das, was wir gemeinsam auf den
Weg gebracht haben, richtig ist,

(Beifall bei der SPD)

und die Opposition hat deutlich gemacht, dass sie
ihrem eigentlichen Verfassungs- und Oppositions-
auftrag, namlich eine qualitativ hochwertige Regie-
rungsalternative zu sein, wieder einmal nicht nach-
kommt. Sie versagen in diesem Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Meine
Damen und Herren! Mir liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
20/7420 an den Ausschuss fir Wirtschaft, Innovati-
on und Medien zu? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist damit einstimmig beschlossen wor-
den.

Meine Damen und Herren! Der Tagesordnungs-
punkt 52 ist bereits besprochen worden, und ich
rufe darum den Tagesordnungspunkt 45 auf,
Drucksache 20/7402, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: NSU-Terror und Behdrdenversagen: Die Of-
fentlichkeit hat ein Recht auf Aufklarung.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

NSU-Terror und Behérdenversagen: Die Offent-
lichkeit hat ein Recht auf Aufklarung

— Drs 20/7402 -]

Diese Drucksache mochte die SPD-Fraktion an
den Innenausschuss uberweisen. Wer winscht
das Wort? — Frau Schneider, bitte schon.

Christiane Schneider DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! In der ndchsten Woche,
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am 17. April, wird der Prozess gegen Beate Zscha-
pe und vier weitere Angeklagte vor dem OLG Miin-
chen eréffnet. Am 4. November 2011 war bekannt
geworden, dass eine neonazistische Terrorgruppe,
die sich "Nationalsozialistischer Untergrund" nann-
te, in funf Bundeslandern zehn Menschen ermor-
det hatte — neun Migranten und die Polizistin
Michéle Kiesewetter. Daruber hinaus hatte sie
Sprengstoffattentate und Bankiberfalle veribt. Ei-
ne solche ungeloste Serie schwerster rassistisch
motivierter Straftaten hat es in der Geschichte der
Bundesrepublik bis dato nicht gegeben. Dreizehn
Jahre lang war das 1998 untergetauchte Neonazi-
Trio unerkannt geblieben, so jedenfalls heil’t es of-
fiziell. Zweifel finden fast taglich neue Nahrung.

(Vizeprasidentin Kersten Artus uUbernimmt
den Vorsitz.)

Die Aufgabe des Gerichts, die Straftaten der Nazi-
Terrorzelle aufzuklaren, ist angesichts des Ermitt-
lungsdesasters in diesen dreizehn Jahren und an-
gesichts geradezu endloser Vertuschungsversuche
bis hin zur Vernichtung von Akten gewaltig. Ich
hoffe nicht zuletzt fur die Opfer und ihre Angehdri-
gen, dass sie gelingt.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg und Antje Méller, beide GRUNE)

Von vornherein steht fest, dass das Gericht wohl
nur einen Teil der notwendigen Aufklarungsarbeit
leisten wird. Es wird wohl kaum das Staatsversa-
gen aufklaren und die Grauzonen ausleuchten
kénnen, in denen sich Inlandsgeheimdienste und
Nazibanden begegnet sind. Deshalb ist es unver-
zichtbar, dass alle beteiligten Sicherheitsbehérden
ihre Rolle, ihren Zustand und ihr Versagen kritisch
und offentlich aufarbeiten, auch in Hamburg.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Stefanie
von Berg und Antje Méller, beide GRUNE)

Deshalb haben wir Linke den Antrag gestellt.

Der Hamburger DGB-Vorsitzende Uwe Grund hat
im letzten November im Gedenken an den in Ham-
burg ermordeten Sileyman Taskdpri sehr deutlich
gesagt — ich zitiere —:

"Der demokratische Rechtsstaat hat ver-
sagt."

Er hat recht, auch und nicht zuletzt in Bezug auf
die staatlichen Institutionen in Hamburg. Dazu drei
Punkte.

Erstens waren die Ermittlungen zum Mord an Su-
leyman Taskopri ein Desaster. Sie waren, das ist
heute unbestreitbar, von Anfang bis Ende einseitig
und damit vollig unzureichend. Die beteiligten
Hamburger Behdrden sind bisher die Antworten
auf viele Fragen schuldig geblieben. Sie werden
diese Antworten geben missen. Suleyman Tas-
kdpru wurde am 27. Juni 2001 das dritte Opfer der
Terrorgruppe. Vor ihm waren Enver Simsek und

Abdurrahim Oziidogru ermordet worden. Schnell
war klar, dass die Morde mit ein und derselben
Waffe veriibt wurden, ebenso wie die folgenden
Morde an Habil Kilic im August 2001 in Miinchen,
an Mehmet Turgut im Februar 2004 in Rostock, an
Ismail Yasar im Juni 2005 in Nirnberg, an Theodo-
ros Boulgarides ebenfalls im Juni 2005 in Miinchen
und an Halit Yozgat im April 2006 in Kassel.

In GroRbritannien ist es Standard, dass Polizei und
Staatsanwaltschaft auf allen Stufen ihrer Ermitt-
lungsarbeit explizit mdglichen rassistischen Tatmo-
tiven nachgehen, in Deutschland nicht. Die Ham-
burger Ermittlungsbehdérden sind der Frage eines
moglichen rassistischen Motivs zu keinem Zeit-
punkt ernsthaft nachgegangen. Man hat mal dar-
Uber gesprochen, aber ernsthaft in Erwagung ge-
zogen hat man dieses Tatmotiv nie. Warum, frage
ich, wurden die Ermittlungen Ende 2002 fir drei
Jahre eingestellt, obwohl die Mordserie weiter-
ging? Warum wurde erst Anfang 2006 eine Ermitt-
lungsgruppe eingesetzt, die dann die Ermittlungen
fuhrte? Ihr Leiter war zugleich stellvertretender Lei-
ter der Abteilung Organisierte Kriminalitat und Lei-
ter der Abteilung Rauschgiftermittlungen. Man er-
findet bei Mordermittlungen das Rad nicht jedes
Mal neu. Deshalb war das Schema der neu aufge-
nommenen Ermittlungen durch die Besetzung der
Ermittlungsgruppe 061 festgelegt. Man hat erneut
intensiv in Richtung Organisierte Kriminalitat,
Rauschgift und ahnliche Bereiche ermittelt. In die-
ser Beziehung hat man nichts unversucht gelas-
sen, man hat sogar einen Geisterbeschworer aus
dem Iran kommen lassen und seine "Kontaktauf-
nahme" mit dem Toten dokumentiert. Nur eines hat
man nicht getan: Man hat nicht in Richtung eines
rassistischen, neonazistischen Tatmotivs ermittelt.

Mehr noch, die Hamburger Ermittler haben im
Rahmen der "Besonderen Aufbauorganisation
Bosporus" am hartnackigsten dagegen opponiert,
dass den Hinweisen eines Profilers ernstlich nach-
gegangen wurde. Der Minchner Kriminalbeamte
Horn hatte unter anderem auf ein mogliches
rechtsextremistisches Tatmotiv, auf eine Hasstat,
hingewiesen; die Hamburger wollten das partout
nicht wahrhaben. Warum nicht? Auch diese Frage
muss beantwortet werden.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Die Rolle des Hamburger Landesamtes flr Verfas-
sungsschutz ist ebenfalls klaglich. Ein einziges
Mal, Mitte 2006, hat die Ermittlungsgruppe tatsach-
lich den Verfassungsschutz konsultiert. Der aber
wusste von der Mordserie nur aus der Zeitung und
konnte auf die Frage, ob es Erkenntnisse unter an-
derem in Richtung Rechtsextremismus und Neona-
zismus gebe, keine Antwort geben — 2006 nicht
und spater auch nicht. Von ihm kam bis zum
Schluss kein einziger Hinweis, auch nicht, als aus
der Nazi-Ecke o6ffentliche oder halboéffentliche Bei-
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fallsbekundungen fiir die Mordserie kamen. Ist ei-
gentlich niemand auf die ldee gekommen, dass
sich die Adressaten des Briefs an eine Hamburger
Moschee, in dem die Morde ausdriicklich begrif3t
wurden, direkt bedroht fihlen mussten?

Damit bin ich beim zweiten Punkt, der volligen Un-
terschatzung des Neonazismus und der von ihm
ausgehenden Gefahr auch bei den Hamburger Be-
hoérden. Der Bericht des Bundesamtes fur Verfas-
sungsschutz weist fir 2000 aus, dass Hamburg bei
rechtsextremistischen Straftaten im Verhaltnis zur
Einwohnerzahl auf Platz vier bundesweit geklettert
ist. Schon in den Neunzigerjahren war eine
sprunghafte Zunahme rechtsextremistischer Ge-
walttaten zu verzeichnen, und 2000 stieg die Zahl
noch einmal um 42,1 Prozent an. In Hamburg nah-
men die rechtsextremistischen Gewalttaten weiter
zu, im Jahr 2005 sogar um 64,7 Prozent. Als im
September 2000 der NSU zum ersten Mal morde-
te, waren in Deutschland seit der Wiedervereini-
gung bereits 105 Menschen aus rassistischen oder
ahnlich menschenfeindlichen Griinden ermordet
worden: erschlagen, erschossen, verbrannt. Gab
all das niemandem zu denken? Wie war es mog-
lich, dass all diese Tatsachen bei der Suche nach
Tatmotiven keine Rolle spielten?

Ich habe schon friiher darauf verwiesen, dass im
Hamburger Verfassungsschutzbericht und auch im
Bundesverfassungsschutzbericht 2000 auf die Ge-
fahr rechtsterroristischer Bestrebungen hingewie-
sen wurde. Fur das Jahr 2001 wurde jedoch Ent-
warnung gegeben, obwohl 2001 schon klar war,
dass es eine Mordserie gab, der Migranten zum
Opfer fielen. Ich habe auf die Verstrickung von Na-
zis aus Hamburg und Umgebung in die
"Blood&Honour"-Strukturen hingewiesen, und ich
konnte die Reihe fortsetzen; das mache ich dann
im Ausschuss.

Ich frage deshalb: Wie konnten die Hamburger Si-
cherheitsbehérden angesichts all dessen die Ge-
walttatigkeit des Neonazismus so dramatisch un-
terschatzen? Diese Frage muss beantwortet wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Barbara Nitruch SPD)

Drittens hat das Deutsche Institut fiir Menschen-
rechte kurz nach dem Auffliegen der NSU-Zelle ge-
fordert — ich zitiere —:

"Die Aufklarung etwaiger Fehler bei der
Strafverfolgung der 'Zwickauer Zelle' muss
sich auch darauf erstrecken, ob rassistische
Einstellungen in Verfassungsschutz und Po-
lizeibehdrden zu den Versaumnissen beige-
tragen haben."

— Zitatende.

Abgesehen davon, dass wir heute wissen, dass es
keineswegs nur um Versaumnisse geht, die ver-
schiedene Sicherheitsbehdrden zu verantworten
haben, ist die Forderung, den Einfluss mdglicher
rassistischer Denk- und Handlungsmuster auf den
Ermittlungsgang aufzuklaren, nach wie vor aktuell,
auch in Hamburg.

(Beifall bei der LINKEN)

In der 6ffentlichen Sitzung des Untersuchungsaus-
schusses des Deutschen Bundestags am 14. Juni
2012 hat der Leiter der Hamburger Ermittlungs-
gruppe gesagt, dass man Sileyman Taskoépri im
LKA immer als — ich zitiere — "ganz normalen turki-
schen Mann" bezeichnet habe. Und welche Eigen-
schaften man im LKA einem "ganz normalen turki-
schen Mann" zuschreibt, hat er ausgefihrt: leiden-
schaftlich, energisch, dominant, kriminell.

Dieses rassistisch gepragte Bild eines "ganz nor-
malen turkischen Mannes" hat die Ermittlungen
mafgeblich geleitet, und zwar weit weg von den
Tatern; im Fall von Siuleyman Taskopri ebenso
wie in den anderen Fallen der ermordeten Migran-
ten. Die Angehorigen der Opfer haben das zu spU-
ren gekommen, sie haben traumatisierende Erfah-
rungen gemacht und wurden selbst verdachtigt.
Natlrlich missen Ermittler allen mdéglichen Moti-
ven nachgehen, aber sie wurden dabei diskrimi-
niert, isoliert und auf eine unfassbar rohe Weise
behandelt.

Der Vater von Sileyman Taskopri hielt den Kopf
seines ermordeten Sohnes auf dem SchoR, als die
Polizei am Tatort eintraf. Der Vater wurde mitge-
nommen, stundenlang verhért und beschuldigt,
seinen Sohn getdtet zu haben. Das Unfassbare ist,
dass seine Tochter, die gerade ihren Bruder auf
schreckliche Weise verloren hatte, ebenfalls mitge-
nommen wurde und die Vernehmung ihres eige-
nen Vaters, der des Mordes an seinem Sohn be-
schuldigt wurde, ibersetzen musste. Wie ist so et-
was moglich?

Der Respekt vor den Opfern und ihren Angehdri-
gen, aber auch die Verantwortung fir den demo-
kratischen Rechtsstaat gebietet es, dass die Si-
cherheitsbehdrden ihre Rolle im Zusammenhang
der rassistischen Mordserie grundlich und selbst-
kritisch reflektieren. Die Angehorigen, die Commu-
nities der Migrantinnen und Migranten und die Of-
fentlichkeit insgesamt haben ein Recht darauf,
dass alles aufgearbeitet wird und dass Uber die
Aufarbeitung sowie die daraus gezogenen
Schlussfolgerungen in aller Offentlichkeit berichtet
wird, damit sich so etwas nie wiederholt.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Wysocki,
Sie haben das Wort.



4410

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 20. Wahlperiode - 57. Sitzung am 11. April 2013

Ekkehard Wysocki SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir stehen immer noch und
leider immer wieder unter dem Eindruck des Aus-
males an Gewalttatigkeit, den der NSU-Terror
Uber diese Republik gebracht hat. Diese beispiello-
se Mordserie hat uns auch gezeigt, dass unsere
Sicherheitsstrukturen im Bund und in den Landern
immer wieder auf den Prifstand gestellt werden
mussen. Auch die eigenen Hamburger Strukturen
mussen kritisch hinterfragt werden. Wenn alle Er-
gebnisse vorliegen und die Untersuchungen wei-
testgehend abgeschlossen sind, hoffen wir alle,
dass wir — mdglicherweise dann auch gemein-
sam — zu einvernehmlichen Beschliissen kommen,
wenn in Hamburg etwas verandert werden muss.
Im Unterschied zu Frau Schneider gehe ich aber
nicht davon aus, dass wir jetzt schon ultimativ sa-
gen koénnen, was in Hamburg genau passiert ist,
sondern wir befinden uns mitten in der Phase der
Aufklarung.

(Beifall bei Karin Timmermann SPD)

Es ist nicht so, dass auf dem Gebiet der Aufkla-
rung keine oder zu wenige Anstrengungen unter-
nommen worden sind und dass wir dafir den An-
trag der LINKEN brauchten. Vielmehr finden wir
solche Aktivitdten auf den unterschiedlichsten Ebe-
nen. Zum einen gibt es den Generalbundesanwalt,
der die Verhandlungen fiihrt. Dieser bearbeitet die
Tatsachen, die in Hamburg passiert sind, und kann
deswegen noch nicht abschlielend zu den Ergeb-
nissen Stellung nehmen. Es gibt auBerdem Unter-
suchungsausschisse des Bundestages und der
Landtage in Sachsen, Thiringen und Bayern, und
hier hat Hamburg Informationen zu insgesamt sie-
ben Beweisbeschlissen geliefert. Die Innenminis-
terkonferenz hat in den Jahren 2011 und 2012
mehrere Arbeitsgruppen beauftragt, in denen Ham-
burg durchgehend Mitglied ist. Eine Arbeitsgruppe,
die sich mit dem Bereich der Verfassungsschutz-
behdérden befasst, wird sogar von Hamburg als
Vorsitz geleitet. Es gibt dariber hinaus Untersu-
chungen der Bund-Lander-Kommissionen, der un-
ser ehemaliger Kollege Herr Vahldieck angehort,
und es gibt in den Bund-Lander-Kommissionen
Fragekomplexe, die an die entsprechenden Lander
geschickt worden sind, wo die Tatorte waren. Die-
se sind beantwortet worden, auch von Hamburg.
Hier hat es unmittelbar nach der Aufdeckung des
NSU-Terrors Ermittlungen der Hamburger Behor-
den gegeben, in denen alle Falle mit dem speziel-
len Auftrag, ob dort ein rechtsextremer Hintergrund
ein Tatmotiv gewesen sein konnte, durchgegangen
worden sind.

Frau Schneider hat es erwahnt, am 17. April wird
der Prozess eroffnet und die Anklageschrift verle-
sen. Dann wird sich der Untersuchungsausschuss
des Bundestages nach den Planungen Anfang
September damit befassen. Die Innenministerkon-
ferenz wird das wahrscheinlich schon im April tun,
und die spezielle Bund-Lander-Kommission Rechts-

terrorismus wird den Innenministern im Mai be-
richten, wie ihre Ergebnisse sind.

Wir haben uns in Hamburg sehr intensiv mit dem
Thema beschaftigt. Insgesamt hat sich der Innen-
ausschuss bereits in flinf Sitzungen mit dem The-
ma NSU befasst, und es gab vielfaltige Kontakte
des Senats mit Vertretern der Migrationsorganisa-
tionen und Religionsgemeinschaften sowie der Fa-
milie des Hamburger Opfers. Im April/Mai ist der
nachste Termin angesetzt, und dort geht es um In-
formationen zum NSU-Prozess.

Das Ergebnis bislang ist, Frau Schneider, dass es
Ansatze fur Verfehlungen der Hamburger Sicher-
heitsbehdrde zurzeit nicht gibt. Wir haben dieses in
allen Berichten, sowohl hier im Plenum als auch im
Bereich des Innenausschusses, festgelegt. Dazu
muss man aus dem Bericht zitieren, der das letzte
Mal im Innenausschuss eine Rolle gespielt hat.
Dort hatten Sie einen Antrag mit insgesamt acht
Fragekomplexen vorgelegt. Diese wurden ausflhr-
lich behandelt, und im Ergebnis haben Sie festge-
stellt, dass zwar nicht alle Anfragen erledigt wor-
den sind — auch deswegen, weil der Generalbun-
desanwalt die Ermittlungen an sich gezogen hat —,
aber Sie haben lhren Antrag zuriickgezogen. Dann
hat der Innenausschuss der Biirgerschaft einstim-
mig empfohlen, Kenntnis davon zu nehmen, dass
dieser Antrag zuriickgezogen worden ist, und von
dem vorstehenden Bericht Kenntnis zu nehmen. In
diesem Bericht ist zu allen acht Fragekomplexen
ausfuhrlich Stellung genommen worden. Sie sel-
ber, und das argert mich an dem Ganzen, haben in
der Innenausschusssitzung Folgendes erklart:

"Die Abgeordnete der Fraktion DIE LINKE
betonte, es gehe ihr nicht darum, der Polizei
Rassismus zu unterstellen. Sie erinnerte an
den Disput darlber in der Birgerschaftsde-
batte."

Diese Debatte war am 15. Dezember. Dann be-
komme ich eine Pressemitteilung, und dort steht:

"Hamburger NSU-Mord endlich 6ffentlich
aufarbeiten!"

Ich glaube, ich habe deutlich dargestellt, dass wir
uns im Parlament intensiv mit allen Fragen be-
schaftigt haben, die diesen Terrorkomplex fir
Hamburg betreffen. Samtliche Ergebnisse sind vor-
gelegt worden, und der Senat hat uns zugesagt,
dass diese, wenn sie verflgbar sind, im Innenaus-
schuss oder im Plenum vorgestellt werden, sobald
man sie Offentlich verkinden kann. Der Punkt,
dass Sie den Senat auffordern, endlich das jahre-
lange Versagen der Hamburger Behdérden bei der
Aufklarung der NSU-Morde aufzuarbeiten und 6f-
fentlich Rechenschaft darliber abzulegen, ist also
falsch. Eine Aufarbeitung ist passiert und wird wei-
ter passieren.

Wir haben uns im Innenausschuss fiinfmal mit Ih-
ren Vorwirfen befasst, und ich habe genau zuge-
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hort, es ist nichts Neues bei dem, was Sie hier vor-
getragen haben. Das ist eine Vermengung von
Dingen, die nicht miteinander in Verbindung ste-
hen, und es hilft nichts, wenn Sie das Versagen
von Verfassungsschutzbehérden in anderen Lan-
dern unbedingt und immer wieder auf die Hambur-
ger Situation Ubertragen wollen, ohne dafiir einen
Beleg zu haben.

(Beifall bei der SPD — Heike Sudmann DIE
LINKE: Was ist eigentlich Ihre Aussage?
Was wollen Sie damit sagen?)

Der zweite Punkt war, und das empdrt mich am
meisten — Zitat —:

"Das Hamburger Landeskriminalamt hatte
seine Ermittlungsanstrengungen praktisch
ausschlieBlich auf moégliche Verbindungen
des Mordopfers zu organisierter Kriminalitat
verwandt."

In bisher zwei Ausschusssitzungen ist diese Frage
geklart worden, und sowohl der Leiter des Landes-
kriminalamtes als auch der Leiter des Verfas-
sungsschutzes haben ausdriicklich gesagt, dass in
alle Richtungen ermittelt worden ist.

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das reicht
doch nicht!)

Ihre Erklarung im Weiteren:

"Es hat zu keinem Zeitpunkt einen mogli-
chen neonazistischen, rassistischen Hinter-
grund der Morde geprift."

Das ist definitiv falsch.
(Vereinzelter Beifall bei der CDU)
Dann kommt der entscheidende Satz:

"Ich habe inzwischen den Eindruck gewon-
nen, dass ein Grund fir diese hartnackige
Verweigerung eingeschliffene rassistische
Denk- und Handlungsmuster sind, die bis
heute nicht reflektiert sind."

Frau Schneider, man kann nur sagen, dass diese
Pressemitteilung eine Ungeheuerlichkeit ist.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und der
CDU)

Sie ist von vorn bis hinten inakzeptabel. Entweder,
Sie legen konkrete Beweise fur diese Vermutun-
gen, Vorverurteilungen oder |hre Verschworungs-
theorie vor, oder Sie entschuldigen sich bei den
Mitarbeitern der Sicherheitsbehdrden in diesem
Land.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und der
CDU — Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das
ist doch peinlich! Und die SPD klatscht auch
noch! — Unruhe im Hause — Glocke)

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Ich bitte um mehr Ruhe.

Herr Wysocki, lassen Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Golke zu?

Ekkehard Wysocki SPD (fortfahrend): Nein.

Die bisherigen Beratungen hier und im Innenaus-
schuss ...

(Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ein
bisschen mehr Demut! Das ist doch unver-
schamt! — Gegenruf von Kai Voet van Vormi-
zeele CDU: Das misste doch einen Ord-
nungsruf geben, Frau Prasidentin! — Glocke)

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Bitte fahren Sie mit Ihrer Rede fort, Herr Wysocki.
Herr Hackbusch, ich bitte um Ruhe, damit Herr
Wysocki seine Rede fortflihren kann.

Ekkehard Wysocki SPD (fortfahrend): Die bisheri-
gen Beratungen hier und im Innenausschuss bie-
ten bisher keinerlei Belege flir diese abstrusen Be-
hauptungen. Es sind Behauptungen wider besse-
res Wissen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ihre Behaup-
tungen!)

Die Frage, die ich mir stelle und die wir uns auch
hier und im Innenausschuss stellen missen, lautet,
wer in |hrer Fraktion eigentlich solche Pressemittei-
lungen kontrolliert.

(Beifall bei der CDU)

Gibt es eine Kontrolle der Aktivitaten und Presse-
mitteilungen von Frau Schneider?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Herr Wysocki,
was sollen diese personlichen Angriffe?)

Wir werden es nicht hinnehmen, dass Antrage an
die Burgerschaft eingereicht und mit einem Rie-
sen-Bohei o6ffentlich mit Pressemitteilungen gar-
niert werden, die wohl gestellt werden mdissen,
weil offensichtlich jemand daran glaubt. Im Innen-
ausschuss ist die Rolle von Frau Schneider die,
dass Fragen gestellt werden und dass das, was in
der Burgerschaft auch erlautert wird, von den Be-
hérden beantwortet wird. Die Selbstbefassungen
sind durchgehend abgeschlossen worden.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Selbstbefas-
sungen werden immer abgeschlossen!)

Wenn offene Fragen waren, dann ist das geklart
worden. Es kann nicht sein, dass mit solchen An-
tragen ein Riesen-Bohei gemacht wird, wenn im In-
nenausschuss — offensichtlich lesen die Berichte
bei lhnen die Wenigsten — diese Fragen ausrei-
chend behandelt werden.
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(Christiane Schneider DIE LINKE: Es wurde
gelogen!)

Ich méchte, dass protokolliert wird, dass hier ge-
sagt worden ist: "Im Innenausschuss wurde gelo-
gen", und zwar von den Senatsvertretern — ich
nehme stark an, dass Sie das meinen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ha-
ben Sie dazu gesagt!)

Es ist schon, geschlossene Weltbilder zu haben,
aber eine solche Behauptung und Behandlung ist
bei diesem Thema vollig unangemessen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Bevor ich Herrn
van Vormizeele das Wort gebe, méchte ich Sie,
Herr Wysocki, hoflich darauf hinweisen, dass das
Wort "gelogen" kein parlamentarischer Sprachge-
brauch ist.

(Zurufe von der CDU)

Das qilt fur alle, die dieses Wort verwenden. Jetzt
bitte ich Herrn van Vormizeele um das Wort.

— Herr Wersich hat darum gebeten, dass der Alte-
stenrat einberufen wird.

Unterbrechung: 20.55 Uhr
Wiederbeginn: 21.15 Uhr

Vizeprasidentin Kersten Artus: Wir wirden die
Sitzung gern fortsetzen. Bitte nehmen Sie Platz.

Bevor ich Herrn van Vormizeele als nachsten Red-
ner aufrufe, erteile ich Frau Schneider einen Ord-
nungsruf. Herr van Vormizeele, Sie haben das
Wort.

Kai Voet van Vormizeele CDU:* Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt
Debatten, bei denen es angemessen ist, ein Stiick
Emotionalitdt zu zeigen, und bei diesem Thema
sind wir alle bertihrt. Deshalb darf Emotionalitat ge-
zeigt werden; dabei darf aber eine gewisse Grenze
nicht Gberschritten werden. Diese Grenze ist eben
im ersten Teil der Debatte auch bei den Reaktio-
nen deutlich Uberschritten worden.

(Beifall bei der CDU)

Sie darf auch deshalb nicht Gberschritten werden,
weil wir nicht nur Uber unsere eigenen Verfahrens-
regeln und unseren Umgang miteinander spre-
chen, sondern weil zu Recht eingefordert wird,
dass wir mit der Situation, die in diesem Lande
ausgesprochen selten und vielleicht bisher einma-
lig gewesen ist, angemessen umgehen. Zu einem
angemessenen Umgang gehoért Respekt — Re-
spekt vor den Menschen, die betroffen sind, also
den Angehdrigen, Respekt vor den Opfern, aber
Respekt auch vor denjenigen, die hier handeln.

Frau Schneider, ich kann nicht verstehen, dass
man sich hier hinstellt, lange bevor ein Parlamen-
tarischer Untersuchungsausschuss in Berlin am
Ende mit seinem Ergebnis ist, lange bevor die Kol-
legen in drei Landtagen ihre Ergebnisse nur an-
satzweise veroffentlicht haben und noch bevor ein
Strafprozess in wenigen Tagen eroffnet wird und
eines Tages die Ergebnisse all dessen verkiinden
wird, was eventuell herauskommt. Das finde ich,
mit Verlaub, respektlos gegeniber unserer eige-
nen Kultur.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei Dr.
Kurt Duwe und Katja Suding, beide FDP)

Wir haben in diesem Hause mehrfach Uber die
Vorgange gesprochen. Alle Fraktionen haben Fol-
gendes deutlich gemacht: Sollte es bei einer der
Ermittlungen oder einem der Parlamentarischen
Untersuchungsausschusse, die wir zu diesem The-
menbereich haben, auch nur den Hauch eines An-
satzes geben, der darauf hindeuten kénnte, dass
in Hamburg Verfehlungen, erst recht strukturelle
Verfehlungen vorliegen, dann werden wir das mit
Sicherheit in allen Fraktionen mit viel Verve und
Energie aufklaren. So lange wir das aber nicht ein-
mal ansatzweise wissen, gelten auch fiir die Men-
schen, die in Hamburg tatig sind, die Unschulds-
vermutungen und nichts anderes.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei Dr.
Kurt Duwe und Katja Suding, beide FDP)

Wer zum wiederholten Mal eine Debatte vom Zaun
bricht und in dieser Debatte stédndig Vorwirfe ohne
jede Art von Nachweis oder Beweis in den Raum
stellt, der muss sich fragen lassen, ob er oder sie
respektvoll mit den Opfern und ihren Angehorigen
umgeht. Die Frage lautet doch auch, ob Menschen
noch einmal Opfer werden und fiir eine politische
Meinung instrumentalisiert werden. Das finde ich
verwerflich.

(Beifall bei der CDU)

Herr Wysocki hat ein Zitat aus einer Presseerkla-
rung gebracht, die Frau Schneider vor drei Tagen
abgesetzt hat. Frau Schneider, Sie haben eben
einen durchaus ahnlichen Satz gesagt, ihn aber
leicht verandert und einen Konjunktiv eingeflhrt.
Dieser Konjunktiv fehlt in lhrer Presseerklarung.
Ich will das noch einmal zitieren, denn mir fehlen
fast die Worte. Sie haben von

"eingeschliffene[n] rassistische[n] Denk- und
Handlungsmuster[n]"

bei der Hamburger Polizei gesprochen.
(Olaf Ohlsen CDU: Unglaublich!)

Sie haben vom LKA gesprochen, das sind tausend
Bedienstete. Sie werfen also tausend Menschen
vor, dass sie strukturell rassistische Denk- und
Handlungsmuster haben. Das finde ich unglaub-
lich,
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(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP
— Dora Heyenn DIE LINKE: Das hat sie nicht
gesagt!)

und ich erwarte von Ihnen bei allem Engagement
in der Sache — das nehme ich Ihnen durchaus ab,
Frau Schneider —, dass Sie sich heute klar und
deutlich dufRern und diese Bemerkung zuriickneh-
men. Das ist nicht akzeptabel, und das kann man
so nicht im Raum stehen lassen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD und der FDP)

Vizeprasidentin Kersten Artus: Frau Moller, Sie
haben das Wort.

Antje Méller GRUNE:* Frau Préasidentin, meine
Damen und Herren! Verehrter Kollege van Vormi-
zeele, es reicht nicht, wenn wir uns gegenseitig
vergewissern, dass wir beruhrt sind von dem, was
in dieser Republik passiert ist, und es wird auch
nicht reichen, wenn wir uns gegenseitig vergewis-
sern, dass wir nicht wollen, dass so etwas wieder
passiert. Wir missen uns darauf einlassen, dass
die Sicherheitsbehérden in dieser Republik etwas
mit dem, was passiert ist und vor allem, was dann
in der Aufklarung passiert ist, zu tun haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Wenn das dazu fihrt, dass der Innenaus-
schussvorsitzende dieses Parlaments die Frage
stellt, wer eigentlich die Pressemitteilungen von
Frau Schneider kontrolliert, dann sind wir bei der
Frage, wie viel uns unser freies Mandat eigentlich
wert ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Und dann sind wir schnell bei der Frage, welche
Fragen man eigentlich stellen darf und welche wir
stellen missen.

(Olaf Ohlsen CDU und Dennis Gladiator
CDU: Das waren doch keine Fragen!)

Wenn der Kollege Wysocki sagt — das habe ich
mitgeschrieben —, dass es keine Ansatze von Fehl-
verhalten der hamburgischen Behdrden gebe,
dann steht das genauso im Raum wie das, was
Frau Schneider gesagt hat.

Vizeprasidentin Kersten Artus (unterbrechend):
Frau Moller, gestatten Sie eine Zwischenbemer-
kung des Abgeordneten Wysocki?

Antje Mdller GRUNE: Ja.

Zwischenbemerkung von Ekkehard Wysocki
SPD:* Frau Moller, ich mochte Sie nur bitten zur
Kenntnis zu nehmen, dass ich zweimal Uber die-
sen Tatbestand gesprochen habe. Einmal habe ich
"zum jetzigen Zeitpunkt " gesagt, und beim zweiten

Mal, als ich diesen Umstand erwahnt habe, habe
ich "bislang" gesagt. Das werden Sie im Protokoll
nachlesen kdnnen. Diese Einschrankungen habe
ich gemacht, weil das Ergebnis fiir mich eben nicht
feststeht.

Antje Méller GRUNE (fortfahrend): Die Einschréan-
kung, Herr Kollege, ist in diesem Fall viel zu wenig.

(Beifall bei den GRUNEN — Olaf Ohlsen
CDU: Ah!)

Die Kollegin Schneider hat die Dinge in ihrer Rede
sehr klar und deutlich formuliert — tber Stil und
Aussagen von Pressemitteilungen bin ich zu jedem
Streit bereit — und ausfuhrlich dargestellt, woher
sie ihre Informationen hat.

Das Hauptproblem, das wir haben und bei dem Sie
die Tur leider nicht gedffnet haben, ist, dass wir die
Aufgabe haben, Wege zu finden, wie wir flr uns
und fir unsere Stadt — fur die Polizei, fur die wir
politisch mitverantwortlich sind, und den Verfas-
sungsschutz, fur den wir ebenfalls politisch mitver-
antwortlich sind — die Ergebnisse der vielen Unter-
suchungskommissionen und der vielen Treffen der
Innenministerkonferenzen zuganglich machen kon-
nen, um sie diskutieren zu kdnnen. Das ist der
Kern des Antrags der LINKEN, und deswegen ist
der Antrag richtig.

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Nein, das
stimmt nicht!)

— Doch, das stimmt.
(Zuruf von Kai Voet van Vormizeele CDU)

Es mag ja sein, dass er lhnen aus der falschen
Richtung kommt. Aber ich kenne das auch von |h-
nen, Herr Kollege, und Sie sind ebenso ein Kollege
wie die Kollegin Schneider.

Wir missen das wollen, und wir missen in unse-
ren Ausschissen Auskunft dariber bekommen,
was in dieser Stadt passiert ist bei den Ermittlun-
gen zum Mord an Herrn Tasképri und zur Bewer-
tung des Zusammenhangs mit der NSU.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN —
Dr. Andreas Dressel SPD: Wir haben alles
Uberwiesen bisher!)

Das ist vollig unabhangig von dem Prozess in
Munchen, wo Personen direkt angeklagt werden.
Wir haben die Aufgabe, uns damit zu beschaftigen,
was unsere Sicherheitsbehdrden, fir die wir in die-
ser Stadt verantwortlich sind, eigentlich leisten
kdnnen, was sie nicht leisten konnten und woran
das lag. Gab es Fehler und gab es so etwas, was
man vielleicht Rassismus nennen muss, oder gab
es lediglich Fehlentscheidungen wie in anderen
Bundeslandern auch. Diese Aufklarung brauchen
wir, und ich fordere diese mit der gleichen Intensi-
tat ein, wie sie der Antrag der LINKEN einfordert.
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(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der LINKEN)

Wenn Sie sagen, dass wir uns schon funfmal im
Ausschuss damit beschaftigt haben, dann kann ich
Ihnen nur sagen, dass die Ausschussberichte
deutliche Lucken in der Auskunft aufweisen. Der
Untersuchungsausschuss in Berlin tagt offentlich,
und er ist besser Uber das Agieren und die Arbeit
der Hamburger Behdrden informiert als wir. Das
geht so nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der LINKEN)

Wir mussen uns die Fragen auch als Parlament
stellen zu den Jahren 2001, als der Mord in Ham-
burg geschah, bis es 2006 endlich eine Sonder-
kommission gab und im November 2011 endlich
klar war, was moglicherweise alles dahintersteckt.
Es wird immer mehr, man schlagt jeden Tag die
Zeitung auf und es gibt neue Vorwirfe und neue
Verbindungen. Es gibt rechtsextreme Netze, die
aus Gefangnissen heraus geknupft werden, und es
gibt rassistische Vorwiirfe im Bundesamt fir Ver-
fassungsschutz. Wir missen uns dem Thema
Rechtsextremismus in dieser Republik endlich of-
fensiver, deutlicher und ernsthafter stellen.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Wenn es um einen Mord geht, bei dem man erst
einmal nicht weil®, wer der Tater ist oder wer die
Téater sind, dann mussen wir erwarten, dass die
Aufklarung eines jeden Mordes nach einem nach-
vollziehbaren, uns Uberzeugenden und unvorein-
genommenen Schema passiert.

(Olaf Ohlsen CDU: Das ist doch nicht Ihr
Job, Frau Méller!)

— Doch. Das ist operatives Geschaft, das weil} ich
auch, Herr Ohlsen, aber ich will sichergehen, dass
es richtig passiert.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Deswegen glaube ich, dass es so ist, wie es durch
den Antrag der LINKEN eingefordert wird: Wir
brauchen dringend all das, was es an Informatio-
nen zum Handeln der hamburgischen Behdrden
bezlglich der Aufklarung des Mordes an Herrn
Taskopru gibt. Aber wir brauchen dartber hinaus
eine andere Debattenkultur zum Thema Rechtsex-
tremismus und NSU, und man darf Dinge rassis-
tisch nennen, auch wenn einem das Wort in der
Seele wehtut.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)
Vizeprasidentin Kersten Artus: Herr Jarchow,
Sie haben das Wort.

(Prasidentin Carola Veit ibernimmt den Vor-
sitz.)

Carl-Edgar Jarchow FDP:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Erlauben Sie mir zuerst,
mich auch im Namen meiner Fraktion, der FDP,
meinen Vorrednern anzuschlielen, was die Grau-
eltaten der NSU und den Rechtsextremismus all-
gemein in diesem Land betrifft. Da sind wir vollig
einer Meinung, und das sollten wir nicht aus den
Augen verlieren.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der SPD)

Frau Schneider, was mich allerdings als Mitglied
des Innenausschusses erstaunt ...

(Christiane Schneider DIE LINKE: Er ist ja
nie da! — Gegenruf von Dr. Andreas Dressel
SPD: Was soll denn das jetzt?)

— Frau Schneider behauptet, ich sei nie da. Diese
Behauptung lasst sich relativ leicht widerlegen. Ab
und zu war ich schon mal da, und es ware nett,
wenn Sie mir das konzedieren wtirden, denn sonst
hatte ich lhre immer wieder interessanten Einlas-
sungen nicht genielRen konnen.

(Zuruf aus dem Plenum: Sehr gut!)

Der Verlauf der Innenausschusssitzungen — Herr
Wysocki als Vorsitzender hat es aus meiner Sicht
vollig zu Recht erwahnt — gibt Gberhaupt nicht das
wieder, was wir gerade von lhnen als Parlament
geboten bekommen haben, und auch nicht das,
was Frau Moller eben gesagt hat. Immer, wenn
dieses Thema, sowohl der Hamburger Mordfall als
auch die NSU, bei all diesen Sitzungen im Innen-
ausschuss behandelt wurde, sind aus meiner Sicht
zu dem Zeitpunkt alle Fragen weitestgehend und
soweit es moglich war beantwortet worden. Insbe-
sondere haben wir uns nattrlich mit der Frage be-
schaftigt, ob es irgendwelche Verbindungen zwi-
schen Hamburg und dem, was durch die NSU an
furchterlichen Dingen geschehen ist, gibt, und wir
haben ausfiihrlich sowohl mit dem Verfassungs-
schutz als auch mit dem Senat dariiber gespro-
chen. Es war mir aus dem Verlauf dieser Sitzung
nicht deutlich, dass bei lhnen grof3e Fragen offen-
geblieben sind. Insofern wundert es mich ein
bisschen, dass das jetzt in dieser Art und Weise
von lhnen vor der Burgerschaft thematisiert wird.

(Beifall bei der FDP, der SPD und vereinzelt
bei der CDU)

Dabei, dass uns das Thema weiter beschaftigen
wird, dass wir immer wieder neue Fragen haben
werden und den Verlauf der Prozesse, die jetzt an-
stehen — das ist wirklich Sache der Gerichte, was
jetzt an Aufklarung zu leisten ist —, begleiten wer-
den und dass uns das auch weiterhin im Innenaus-
schuss beschéftigen wird, haben Sie meine volle
Unterstitzung. Wenn es Neuigkeiten gibt, werden
wir uns alle, auch ich als Vertreter der FDP, daflr
einsetzen, dass diese Punkte auf die Tagesord-
nung kommen. Das sage ich Ihnen gern zu.
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(Zuruf aus dem Plenum: Sollten Sie da
sein!)

— Ich werde auch da sein.

Ihr Antrag bezieht sich stark auf den Mord des
Herrn Taskopru in Hamburg. Auch dazu hat uns
der Senat im Laufe der Befassung im Innenaus-
schuss bereits vor einem Jahr den derzeitigen
Stand der Ermittlungen aus unserer Sicht schlissig
dargestellt. Dass es sich kriminalistisch sehr viel
leichter und effektiver ermitteln lasst, wenn man
aus der Retrospektive handelt und das Ergebnis im
Grundsatz bereits kennt, versteht sich. Die Angele-
genheit NSU wurde im Innenausschuss, wir haben
es schon gesagt, des Ofteren behandelt. Der Se-
nat und auch der Verfassungsschutz berichteten.
Des Weiteren wurden auch im Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss des Bundestags diese
Vorgange um den NSU beleuchtet. Die o6ffentliche
Berichterstattung war deutlich und ausfihrlich.
Nennenswerte neue Hinweise auf eine Ver-
quickung mit Hamburg haben sich bisher, ich beto-
ne bisher, nicht ergeben.

Aus diesem Grunde erscheint uns lhr Antrag zu
diesem Zeitpunkt unbegriindet, weil wir glauben,
dass wir im Moment wenig neue Erkenntnisse ha-
ben. Fur den Fall, dass sich aus der Anklageschrift
im bevorstehenden Prozess vor dem OLG Min-
chen neue Erkenntnisse fur Hamburg ergeben
oder es Verbindungen zwischen dem NSU und
rechtsradikalen Gefangnisgruppierungen gibt, was
als Nachricht in den vergangenen Tagen Uber die
Sender lief, sollte das im Innenausschuss erortert
werden.

(Farid Miiller GRUNE: Hamburg steht da
nicht vor Gericht!)

— Hamburg steht nicht vor Gericht, da haben Sie
recht.

Von daher erscheint uns der Antrag der SPD auf
Uberweisung an den Innenausschuss trotz allem
im Moment zielfihrend. Wir werden das unterstit-
zen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und vereinzelt
bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhélt nun
Frau Heyenn.

Dora Heyenn DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben den Sitzungstag
mit einem Gedenken an die endgtiltige Machtiber-
nahme des Nationalsozialismus vor 80 Jahren
durch das Ermachtigungsgesetz begonnen; wir
waren alle sehr beeindruckt. Wir haben sehr be-
wusst diese Debatte heute angemeldet, weil wir
nattrlich nicht nur in die Vergangenheit schauen
wollen, sondern auch in die Gegenwart und die Zu-
kunft.

(Olaf Ohlsen CDU: Nun missen wir sachlich
bleiben!)

Wenn es nun heifl3t, es kdnne nicht sein, dass DIE
LINKE zum wiederholten Mal eine Debatte Uber
den NSU oder die Neonazis anzettelt, dann kann
ich lThnen nur sagen: Wir kdbnnen es gar nicht oft
genug machen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Der Rede von Frau Schneider habe ich sehr genau
zugehdrt. Es war eine ausgesprochen sachliche
Rede.

(Zurufe von der CDU)

Es gab darin Uberhaupt keine Schuldzuweisungen.
Alles, was hier als Schuldzuweisungen interpretiert
wurde, hat sie nicht gesagt. Sie hat niemanden be-
schuldigt.

(Klaus-Peter Hesse CDU: Sie hat einen Ord-
nungsruf bekommen!)

Sie hat Fragen gestellt, aber alle Redner, die nach
ihr gekommen sind, und insbesondere Herr Wy-
socki, haben nicht eine einzige dieser Fragen auf-
gegriffen. Es waren Fragen im Zusammenhang mit
Ermittlungen, und sie hat Zitate herangezogen. Al-
les, was Sie ihr vorwerfen, hat sie Gberhaupt nicht
gemacht. Es war weit sachlicher als all das, was
ich in den Zeitungen finde. Wenn Sie in die Zeitun-
gen schauen, dann lesen Sie fast taglich neue Ent-
hillungen uber Pannen bei der Ermittlung zum
NSU. Nun kénnen Sie doch nicht sagen, es gabe
keine Fragen. Es stellen sich jeden Tag neue Fra-
gen, und deswegen ist es wichtig, dass dieses
Thema aufgegriffen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir werden die Rede von Frau Schneider ins Netz
stellen, und dann kénnen sich die Hamburgerinnen
und Hamburger selbst ein Bild von der Art dieser
Rede machen.

(Wolfgang Rose SPD: Es geht gar nicht um
die Rede!)

— Wenn es nicht um die Rede geht, dann hatte ich
gern gewusst, warum Herr Wysocki sich hier hin-
stellt und mit derartigen persdnlichen Angriffen auf
Frau Schneider losgeht. Das ist fur uns vollig inak-
zeptabel gewesen. Wenn sich einer entschuldigen
muss, dann ist es Herr Wysocki.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Zur Kontrolle der Pressemitteilung hat Frau Moller
schon etwas gesagt.

(Dirk Kienscherf SPD: Die darf gar nicht so
rausgehen!)

Ich sage nur eines: Wir respektieren die Eigenver-
antwortlichkeit aller Abgeordneten. Daruber hinaus
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sage ich noch einmal sehr deutlich: Frau Schnei-
der hat in jedem Fall, auch in diesem Fall und auch
in Bezug auf diese Presseerklarung, unsere volle
Unterstitzung.

(Beifall bei der LINKEN)

Getoppt hat Herr Wysocki seine Aussagen noch
mit dem Zusatz "Wir werden solche Antrage in Zu-
kunft nicht zulassen." Ich weil3 nicht, wer wir ist,
aber erstens steht ihm das gar nicht zu und zwei-
tens werden Sie das wohl missen. Und drittens
werden wir uns in unserer freien Meinungsaule-
rung nicht beschneiden lassen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort erhalt erneut
Herr Voet van Vormizeele.

Kai Voet van Vormizeele CDU:* Frau Prasidentin,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich will
einiges nicht so stehenlassen. Frau Heyenn, Sie
wissen, ich schatze Sie personlich sehr. Ich kann
auch verstehen, dass eine Fraktionsvorsitzende
sich vor eine Kollegin aus der eigenen Fraktion
stellen muss,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

aber es gibt Grenzen, und die Grenzen haben Sie
heute deutlich Uberschritten. Ihre eigene Fraktion
hatte deutlich machen mussen, dass eben nicht
Fragen gestellt wurden, wie Sie es dargestellt ha-
ben. Hier sind keine Fragen gestellt worden,

(Dora Heyenn DIE LINKE: Es ist eine Frage
gestellt worden!)

sondern Behauptungen in den Raum gestellt wor-
den. Das ist auch genau das, was Frau Moller
falsch dargestellt hat. Dieser Antrag, den wir heute
zur Vorlage haben, ist kein Antrag, der sich auf
neue Erkenntnisse stiitzt, sondern darauf, dass Sie
etwas gehort haben und weiterforschen wollen.
Dieser Antrag formuliert schlichtweg und durch-
gangig Behauptungen. Der Beitrag von Frau
Schneider tat genau dasselbe. Was uns als Demo-
kraten momentan eigentlich einigen sollte, ist, es
nicht zuzulassen, dass der NSU uns in diesem
Hause so weit bringt, dass wir unsere eigenen de-
mokratischen Traditionen infrage stellen. Dazu ge-
hort auch, dass wir nicht vorverurteilen. Frau Mol-
ler, bei allem Respekt, natirlich darf man das Wort
Rassismus gebrauchen, aber ich finde es unglaub-
lich, Menschen persdnlich mit diesem Vorwurf oh-
ne einen Hauch von Beweis zu konfrontieren. Das,
Frau Moller, diirfen auch wir nicht, und das sollten
wir auch nicht machen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD und der FDP — Zuruf von Cansu Ozde-
mir DIE LINKE)

Prasidentin Carola Veit: Frau Schneider, Sie ha-
ben das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Ich glaube, Sie
waren es in lhrem ersten Beitrag, Herr Voet
van Vormizeele, der gesagt hat, das Ergebnis
stiinde noch nicht fest. Das ist wahr, das Ergebnis
steht noch lange nicht fest, weil die Aufklarungsar-
beit tatsachlich noch ziemlich in den Anfangen
steckt. Wir haben das im Innenausschuss mehr-
fach diskutiert, das letzte Mal vor ungefahr einem
Jahr. Damals gab es den Aufklarungsstand, den
es heute gibt, noch nicht. Ich entschuldige mich flr
das Wort gelogen, aber ich kann sagen, dass Ver-
treter des LKA damals nicht gesagt haben, was sie
wussten. Auf dieser Basis haben wir vielleicht
5 Prozent von dem erfahren, was das LKA wusste.
Wir haben sehr allgemeine Floskeln gehért, wir ha-
ben alles Mdgliche erfahren, wie vielen Spuren
nachgegangen wurde und so weiter. Vieles haben
wir aber nicht erfahren. Die Aufklarung ist nicht ab-
geschlossen, aber sie ist heute weiter, weil namlich
der Vertreter des LKA Hamburg vor dem Untersu-
chungsausschuss ausgesagt hat. lhre Kollegen im
Untersuchungsausschuss, das habe ich mir von
meinen Kollegen bestatigen lassen, arbeiten aus-
gezeichnet. Daher méchte ich Sie bitten, sich bei
Ihren Kollegen zu erkundigen,

(Kai Voet van Vormizeele CDU: Ich warte
auf einen Abschlussbericht!)

wie ich mich bei meinen Kollegen erkundigt habe.
Von den Tatsachenbehauptungen, die ich aufge-
stellt habe — ich habe Fragen gestellt, aber auch
Tatsachen behauptet, das will ich schon sagen —,
habe ich mir keine einzige ausgedacht. Ich habe
mir nicht ausgedacht, dass Herr Schwarz, der Lei-
ter dieser Ermittlungsgruppe, gesagt hat, dass man
Herrn Taskdpru im LKA einen ganz normalen turki-
schen Mann genannt hat, und ich habe mir nicht
ausgedacht, wie er diesen ganz normalen turki-
schen Mann charakterisiert hat.

Ich méchte etwas zur Frage des Rassismus sagen.
Es liegt mir sehr fern, irgendjemanden des Rassis-
mus zu beschuldigen, weil das ein sehr harter Vor-
wurf ist. Wenn man zu jemandem sagt, er sei ein
Rassist, dann stempelt das diesen Menschen ab.
Jetzt kommt das Aber. Ich méchte nach GrofR3bri-
tannien ausweichen. In Groflbritannien gab es
einen Mord an einem farbigen jungen Mann. Es
lag eigentlich alles offen auf der Hand, und trotz-
dem fuhrte der Prozess nicht zu einer Verurteilung,
und zwar, weil die Polizei wahnsinnig geschlampt
hatte. Daraufhin war der britische Innenminister so
klug, eine Kommission mit einem Lord als Vorsit-
zenden einzusetzen. Der hat einen Bericht ver-
fasst. Dort ist der Begriff des institutionellen Ras-
sismus gepragt worden, der genau darauf abzielt,
dass es vollig unabhangig davon, ob Menschen
rassistischen Mist im Kopf haben oder Ressenti-
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ments pflegen, Handlungsmuster, Praktiken und
Verfahrensweisen gibt, die tatsachlich rassistisch
sind.

(Olaf Ohlsen CDU: Was wollen Sie uns ei-
gentlich erzahlen?)

Es gibt zum Beispiel gerade eine Debatte in der
Bundesrepublik zum Racial Profiling.

(Zuruf aus dem Plenum)
— Das gibt es auch in Hamburg.

Gehen Sie einmal im Frihjahr an die Alster. Dort
geht die Polizei, weil sich Jugendliche zusammen-
hocken, trinken und so weiter. Gehen Sie lhnen
einmal hinterher und sehen Sie sich an, wen sie
Uberprifen. Ich habe das einmal einen ganzen
Abend lang gemacht. Es waren ausschlieRlich Mi-
grantinnen und Migranten, die berprift wurden.
Ich sage nicht, dass diese Polizisten Rassisten
sind, aber sie haben eine bestimmte Sichtweise,
die natlrlich auch durch ihre Erfahrungen gepragt
ist. Davon ist nicht nur die Polizei betroffen, son-
dern jede Institution. Es gibt zum Beispiel einen
EU-Untersuchungsbericht Uber Rassismus in
Schulen. Dort wird die Behauptung aufgestellt,
dass Lehrer sehr oft als Turoffner oder eben Nicht-
offner fir Migranten wirken. Diesen wird nicht Ras-
sismus unterstellt, sondern gesagt, dass sie eine
bestimmte Sicht auf den Schuler haben.

(Olaf Ohlsen CDU: Das hatten meine Lehrer
auf mich auch!)

Das Bewusstsein daflr will ich bei der Polizei
auch, wie soll ich sagen, verstarken. Ich weil} aber
auch, dass es bei der Polizei Krafte gibt, die es
auch so sehen, dass man die eigene Sichtweise
auf Menschen, mit denen man zu tun hat — wir wis-
sen, mit welcher Klientel es die Polizei zu tun hat,
sie hat sehr haufig mit Straftatern zu tun —, immer
Uberprifen muss. Deshalb ist in GroRbritannien als
eine der Schlussfolgerungen eingefiihrt worden,
bei schweren Straftaten, deren Opfer Migranten
oder andere Ethnien sind, standardmaflig dem Mo-
tiv einer rassistischen Straftat nachzugehen. Das
hat sich bewahrt, und das ware zum Beispiel eine
Schlussfolgerung, fir die ich in Hamburg und in
der Bundesrepublik Deutschland unbedingt eintre-
ten wirde.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Dr. Dressel.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Das
wird aber auch Zeit, dass Sie mal was sa-
gen!)

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich finde es wirklich bedau-

erlich und im Hinblick darauf, wie wir den Tag heu-
te begonnen haben, unangemessen, dass wir nun
teilweise in einer solchen Lautstarke und Eskalati-
on uber dieses sehr, sehr traurige Kapitel in
Deutschland sprechen. Das sage ich in alle Rich-
tungen. Wir missen uns gemeinsam anstrengen,
dieses Thema Aufarbeitung NSU miteinander zu
diskutieren.

(Olaf Ohlsen CDU: Aber sachlich!)

Es ist unsere gemeinsame Aufgabe im Bund und
in den Landern, sachlich diese Aufarbeitung zu be-
treiben und Lehren daraus zu ziehen, damit sich
das nicht wiederholen kann. Dem sind wir heute
Abend leider nicht ganz gerecht geworden.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP und
vereinzelt bei den GRUNEN und bei Heike
Sudmann DIE LINKE)

Ich will den Kollegen Wysocki in Schutz nehmen.
Es geht nicht um Kontrolle von Pressemitteilungen.
Sie miissen aber einmal sehen, wie das gemeint
gewesen ist. Schauen Sie sich die Pressemittei-
lung an. Ich habe eben noch einmal den Wortlaut
nachgelesen. Sie haben von eingeschliffenen ras-
sistischen Denk- und Handlungsmustern gespro-
chen.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Muster!)

Ist diese Formulierung eine Verharmlosung von
Rassismus? Ich finde nicht. Das war ein schwerer
Angriff auf unsere Sicherheitsbehérden, und den
weisen wir entschieden zurtck.

(Beifall bei der SPD, der CDU und vereinzelt
bei der FDP)

Damit wollen wir Gberhaupt nichts unter den Tep-
pich kehren, was es an Versaumnissen gibt. Wir
sind ein Hamburger Landesparlament. Es gibt die
Untersuchungsausschisse in den Landern, wo ei-
ne starkere Relevanz gegeben ist, wo es auch
konkretere Hinweise auf das Versagen von einzel-
nen Behdrden gegeben hat. Es gibt den Untersu-
chungsausschuss auf Bundesebene. Wir haben al-
le Antrage, die es zum Thema NSU von der Oppo-
sition gab, an den Ausschuss iberwiesen, und wir
haben Uberall dafir Sorge getragen, dass alle Fra-
gen, die dazu gestellt worden sind, beantwortet
werden. Das ist bisher auch komplett passiert, und
das werden wir auch bei diesem Antrag und bei
weiteren Antrdgen so machen. In Hamburg soll
und wird nichts unter den Teppich gekehrt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU und der FDP)

Deshalb ware mein Wunsch, dieses gemeinsam
an den Ausschuss zu Uberweisen und dort weiter
zu besprechen. Es ist auch vdllig in Ordnung,
wenn es weitere Antrdge dazu gibt. Ich wlnsche
mir, dass wir vielleicht starker den gemeinsamen
Auftrag in den Vordergrund riicken, unseren parla-
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mentarischen Beitrag dazu zu leisten, dass ein
"Nie wieder" sich nicht nur auf das bezieht, wovon
wir heute um 15 Uhr gehoért haben, sondern ein
"Nie wieder" sich auch auf die Blutspur bezieht, die
der NSU in Deutschland hinterlassen hat. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Frau Moller, Sie haben
das Wort.

(Olaf Ohlsen CDU: War's das?)

Antje Moller GRUNE:* — Ja, Herr Ohlsen, viel-
leicht war's das.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Herr
Dressel, vielen Dank fiir Ihre Rede.

(Beifall bei Kazim Abaci SPD)

Die hat noch einmal zurechtgerickt, was Frau
Schneider mit ihrer richtig guten ersten Rede hier
begonnen hat. Bei dieser ersten Rede haben viele
Ihrer Kolleginnen und Kollegen mitgeklatscht.
Wenn man versucht, das, was Sie sagen und das,
was Frau Schneider in ihrer ersten Rede gesagt
hat, zusammenzupacken und wir uns tatsachlich
vornehmen, im Ausschuss Uber eingeschliffene
Muster, Uber strukturellen und institutionellen Ras-
sismus zu reden, dann kommen wir weiter.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, meine Da-
men und Herren! Dann konnen wir zur Abstim-
mung kommen.

Wer stimmt einer Uberweisung an den Innenaus-
schuss nicht zu? — Wer mdchte Uberweisen?
— Enthaltungen? — Dann ist das einstimmig Uber-
wiesen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38, Drucksa-
che 20/7233, Antrag der CDU-Fraktion: Eintrittser-
maRigung fur altere oder dauerhaft erwerbsgemin-
derte Hamburgerinnen und Hamburger mit gerin-
gem Einkommen bei der igs.

[Antrag der CDU-Fraktion:

EintrittsermaRigung fiir dltere oder dauerhaft
erwerbsgeminderte Hamburgerinnen und Ham-
burger mit geringem Einkommen bei der igs
2013

— Drs 20/7233 -]

Dazu liegen Ihnen als Drucksachen 20/7573 und
20/7580 in der Neufassung Antrage der Fraktionen
der GRUNEN und der LINKEN vor.

[Antrag der GRUNEN Fraktion:
EintrittsermaRigung fiir Kinder und Jugendli-
che aus einkommensschwachen Familien bei
der igs hamburg 2013

— Drs 20/7573 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Nicht ungleich behandeln, was gleich ist, Ein-
trittsermaRigungen bei der igs fiir alle Hambur-
gerinnen und Hamburger mit wenig Einkom-
men

— Drs 20/7580 (Neufassung) -]

Die CDU-Fraktion hat angeboten, dass die Debatte
dazu entfallt. Wir kommen also sogleich zu den
Abstimmungen. Eine weise Entscheidung, hore
ich. Es ware im Gegenzug jetzt weise, dass sich
alle noch einmal konzentrieren und wir zligig durch
die Abstimmungen kommen. Vielleicht sollten alle
noch einmal kurz Platz nehmen.

Wir kommen zundchst zum Antrag der Fraktion
DIE LINKE, Drucksache 20/7580 in der Neufas-
sung.

Wer schlie8t sich dem an? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das mehrheitlich abgelehnt.

Wer moéchte dem Antrag der GRUNEN Fraktion,
Drucksache 20/7573, seine Zustimmung geben?
— Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch
dieser Antrag abgelehnt.

Schliellich  zum  CDU-Antrag,  Drucksache

20/7233.

Wer nimmt ihn an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann hat auch dieser Antrag keine Mehr-
heit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 3, Drucksache 20/7311, das
ist der Bericht des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 20/7311 -]

Zunachst zu Ziffer 1.

Wer mdchte der Empfehlung folgen, die der Einga-
benausschuss zur Eingabe 69/13, betreffend An-
derungen der Ratenzahlungsvereinbarung, abge-
geben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist dann mehrheitlich so beschlossen.

Wer méchte sich der Empfehlung anschlief3en, die
der Eingabenausschuss zur Eingabe 659/12 abge-
geben hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den Ubri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann war auch das einstimmig.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7233&dokart=drucksache
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Von den Ziffern 2 und 3 haben wir Kenntnis ge-
nommen.

Die
Sammeliibersicht***
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir zu den unter A aufgefihr-
ten Punkten Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 4, Drucksache 20/6717,
GroRe Anfrage der CDU-Fraktion: Personaleinspa-
rungen 2012.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Personaleinsparungen 2012
— Drs 20/6717 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Haushaltsausschuss liberweisen.

Wer folgt diesem Begehren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird das unter-
stutzt? — Dann wird die Besprechung flr die nachs-
te Sitzung vorgesehen.

Punkt 5, Drucksache 20/6815, Grole Anfrage der
GRUNEN Fraktion: Kapazitaten der Hamburger S-
und U-Bahnen.

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
Kapazitaten der Hamburger S- und U-Bahnen
— Drs 20/6815 -]

Diese Drucksache soll an den Verkehrsausschuss
Uberwiesen werden.

Wer folgt dem? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird das unter-
stiitzt? — Dann wird die Besprechung fiir die nachs-
te Sitzung vorgesehen.

Punkt 6, Drucksache 20/6934, ebenfalls eine
GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion: MaRnah-
men zur Umsetzung der Reform der beruflichen
Bildung in Hamburg und die Ausbildungsvorberei-
tung AvDual.

*** SammelUbersicht, siehe Seite 4426f.

[GroBe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
MaBnahmen zur Umsetzung der Reform der be-
ruflichen Bildung in Hamburg und die Ausbil-
dungsvorbereitung AvDual

— Drs 20/6934 -]

Diese Drucksache soll an den Schulausschuss
Uberwiesen werden.

Wer méchte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 8, Drucksache 20/6936, Grole Anfrage der
CDU-Fraktion: Schattenhaushalte und Tresor-
schlussel fir alle — Wie steht es um die Buch- und
Kassenfuhrung der Stadt?

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Schattenhaushalte und Tresorschliissel fiir alle
— Wie steht es um die Buch- und Kassenfiih-
rung der Stadt?

— Drs 20/6936 —]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Haushaltsausschuss Uberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist damit abge-
lehnt.

Wir Besprechung beantragt? — Das wird unter-
stltzt. Dann ist die Besprechung fir die nachste
Sitzung vorgesehen.

Punkt 9, Drucksache 20/6937, Grol’e Anfrage der
GRUNEN Fraktion: Runder Tisch Sexuelle Dienst-
leistungen: Gegenwartiger Stand der Umsetzung
der Ergebnisse.

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:

Runder Tisch Sexuelle Dienstleistungen: Ge-
genwartiger Stand der Umsetzung der Ergeb-
nisse

— Drs 20/6937 -]

Diese Drucksache soll federflihrend an den Justiz-
ausschuss und mitberatend an den Innenaus-
schuss Uberwiesen werden.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist auch dieses
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, wir haben Kenntnis genommen.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6717&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6815&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6934&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6936&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=6937&dokart=drucksache
schnooch
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht, siehe Seite 4426f.
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Wir kommen zu Punkt 11, Drucksache 20/7083,
GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion: Sportbe-
richterstattung im o&ffentlich-rechtlichen und priva-
ten Rundfunk.

[GroRe Anfrage der GRUNEN Fraktion:
Sportberichterstattung im o6ffentlich-rechtli-
chen und privaten Rundfunk

— Drs 20/7083 -]

Diese Drucksache soll an den Sportausschuss
Uberwiesen werden.

Wer mochte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird das unter-
stitzt? — Dann wird die Besprechung fir die nachs-
te Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zu Punkt 15, Drucksache 20/4930,
Senatsantrag: Haushaltsplan 2011/2012, Neu-
strukturierung des Hamburger Justizvollzuges: Auf-
hebung der Sperre gemaR § 36 LHO sowie Ande-
rung der Haushaltsplanung 2012.

[Senatsantrag:

Haushaltsplan 2011/2012

Neustrukturierung des Hamburger Justizvolizu-
ges: Aufhebung der Sperre gemaR § 36 LHO
sowie Anderung der Haushaltsplanung 2012

— Drs 20/4930 -]

Der Senatsantrag aus Drucksache 20/4930 war
bereits in unserer Sitzung vom 27. Méarz in erster
Lesung angenommen worden. Der Senat hatte ei-
ner sofortigen zweiten Lesung zugestimmt.

Wer will den am 27. Marz in erster Lesung gefas-
sten Beschluss nun auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das mehrheitlich so beschlossen worden und damit
auch endgdltig.

Punkt 18, Drucksache 20/7330, Senatsantrag: Ab-
kommen Uber die gemeinsame Fdérderung des
Deutschen Zentrums fir Infektionsforschung und
Abkommen Uber die gemeinsame Fdérderung des
Deutschen Zentrums fir Herz-Kreislaufforschung.

[Senatsantrag:

Abkommen iiber die gemeinsame Foérderung
des Deutschen Zentrums fiir Infektionsfor-
schung (DZIF) und Abkommen iiber die ge-
meinsame Foérderung des Deutschen Zentrums
fiir Herz-Kreislaufforschung (DZHK)

— Drs 20/7330 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Wissenschaftsausschuss iberweisen.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? - Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wer mochte den Senatsantrag aus Drucksache
20/7330 annehmen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das einstimmig so beschlossen
worden.

Wir kommen zu Punkt 26, Drucksache 20/7344,
Bericht des Haushaltsausschusses: Ankaufsrecht
an einem Teil des Grundstlicks Alter Wandrahm
17/18.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 20/6437:

Ankaufsrecht an einem Teil des Grundstiicks
Alter Wandrahm 17/18 (Senatsantrag)

— Drs 20/7344 -]

Wer méchte der Ausschussempfehlung folgen und
den Senatsantrag aus Drucksache 20/6437 be-
schlieRen? - Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Dann ist das mehrheitlich so beschlossen wor-
den.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause?
— Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das auch in
zweiter Lesung und somit endgiltig beschlossen
worden.

Punkt 33, Drucksache 20/7386, Bericht des Schul-
ausschusses: Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014,
Einzelplan 3.1, Kapitel 3150 — Keine leeren Ver-
sprechen: Ausbildungsgarantie jetzt!

[Bericht des Schulausschusses liber die Druck-
sache 20/6032:

Haushaltsplan-Entwurf 2013/2014, Einzelplan
3.1, Kapitel 3150 — Keine leeren Versprechen:
Ausbildungsgarantie jetzt! (Antrag DIE LINKE)
— Drs 20/7386 -]

Wer folgt der Ausschussempfehlung? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist das mit groRer
Mehrheit so beschlossen worden.


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7083&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=4930&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7330&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7344&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7386&dokart=drucksache
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Top 37, Drucksache 20/7221, Antrag der GRUNEN
Fraktion: Ganztagige Bildung und Betreuung — Be-
troffene mithehmen und endlich Planungssicher-
heit schaffen!

[Antrag der GRUNEN Fraktion:

Ganztagige Bildung und Betreuung — Betroffe-
ne mitnehmen und endlich Planungssicherheit
schaffen!

— Drs 20/7221 -]

Dieser Antrag ist zurickgenommen worden.

Wir kommen zu Punkt 42, Drucksache 20/7399 in
der Neufassung, Antrag der CDU-Fraktion: Der
SPD-Senat muss Verantwortung fir die 149 Millio-
nen Euro Mehrkosten durch die Tariferhéhung
Ubernehmen — Die Birgerschaft verlangt Transpa-
renz und ein Handlungskonzept.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Der SPD-Senat muss Verantwortung fiir die 149
Millionen Euro Mehrkosten durch die Tariferho6-
hung libernehmen — Die Biirgerschaft verlangt
Transparenz und ein Handlungskonzept

— Drs 20/7399 (Neufassung) -]

Wer moéchte diesem Antrag gern seine Zustim-
mung geben? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Das ist dann mehrheitlich abgelehnt worden.

Punkt 48, Drucksache 20/7405, Antrag der Frakti-
on DIE LINKE: Bessere Qualitat in den Kitas fiir al-
le Kinder.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Bessere Qualitit in den Kitas fiir alle Kinder
— Drs 20/7405 -]

Die Fraktion DIE LINKE md&chte diese Drucksache
an den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss
Uberweisen.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? - Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Die Fraktionen der GRUNEN und der FDP mdch-
ten den Antrag der LINKEN aus Drucksache 20/
7405 ziffernweise abstimmen lassen.

Zunachst die Ziffern 1, 2 und 6.

Wer stimmt diesen zu? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann sind die Ziffern 1, 2 und 6 abge-
lehnt.

Wer mochte Ziffer 3 annehmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann hat auch Ziffer 3 keine
Mehrheit gefunden.

Wer mdochte Ziffer 4 zustimmen? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Damit ist auch Ziffer 4 abge-
lehnt.

Wer schlie8t sich Ziffer 5 an? — Gegenprobe.
— Enthaltungen? — Dann hat auch Ziffer 5 keine
Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 49, Drucksache 20/7406,
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Rundfunkbeitrag
sozial gestalten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Rundfunkbeitrag sozial gestalten
— Drs 20/7406 -]

Zu dieser Drucksache liegt seitens der Fraktion
DIE LINKE ein Antrag auf Uberweisung an den
Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Medien
vor.

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer moéchte sich dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE anschlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltungen?
— Damit ist der Antrag abgelehnt.

Punkt 57, Drucksache 20/7422, Antrag der SPD-
Fraktion: Sanierungsfonds Hamburg 2020: Sanie-
rungsoffensive fir unsere Freiwilligen Feuerweh-
ren.

[Antrag der SPD-Fraktion:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Sanierungsof-
fensive fiir unsere Freiwilligen Feuerwehren

— Drs 20/7422 -]

Die GRUNE Fraktion mochte die Drucksache an
den Innenausschuss Uberweisen.

Wer folgt diesem Begehren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer schlielft sich dem Antrag der SPD-Fraktion
an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)


http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7221&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7399&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7405&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7406&dokart=drucksache
http://www.buergerschaft-hh.de/parldok/tcl/PDDocView.tcl?mode=get&lp=20&doknum=7422&dokart=drucksache
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Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? Erholen Sie sich gut. Wir sehen uns in zwei Wo-
— Den sehe ich nicht. chen.
Wer will den soeben in erster Lesung gefassten Ende: 21.58 Uhr

Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das auch in
zweiter Lesung und damit endgiiltig beschlossen
worden.

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Robert Heinemann, Jens Kerstan, Dorothee
Martin, Silke Vogt-Deppe und Mehmet Yildiz
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Namentliche Abstimmung
tiber den Antrag der CDU-Fraktion

Anlage 1

Keine Abstriche beim Schutz des Kindeswohls hinnehmen — unverziigliche Nachbesetzung freier

Stellen in den Allgemeinen Sozialen Diensten (ASD) sicherstellen!

Drucksache 20/7424

Name Abstimmungsergebnis
Kazim Abaci Nein
Christoph Ahlhaus Ja
Matthias Albrecht Nein
Peri Arndt Nein
Kersten Artus Ja
Jan Balcke Nein
Ksenija Bekeris Nein
Dr. Stefanie von Berg Ja
Robert Blasing Ja
Christiane Bldmeke Ja
Ole Thorben Buschhuter Nein
Matthias Czech Nein
Phyliss Demirel Ja
Gabi Dobusch Nein
Anja Domres Nein
Dr. Andreas Dressel Nein
Barbara Duden Nein
Olaf Duge Ja
Dr. Kurt Duwe Ja
Gunnar Eisold Nein
Katharina Fegebank Ja
Jan-Hinrich Fock Nein
Dr. Friederike Focking Ja
Dennis Gladiator Ja
Christa Goetsch Ja
Tim Golke Ja
Daniel Gritz Nein
Dr. Eva Gimbel Ja
Birte Gutzki-Heitmann Nein
Norbert Hackbusch Ja
Anja Hajduk Ja
Metin Hakverdi Nein
Jérg Hamann Ja
Ulrike Hanneken-Deckert Nein

Nikolaus Haufler

Ja
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Name Abstimmungsergebnis
Heiko Hecht Ja
Roland Heintze Ja
Klaus-Peter Hesse Ja
Dora Heyenn Ja
Lars Holster Nein
Regina-Elisabeth Jack Nein
Carl-Edgar Jarchow Ja
Hildegard Jurgens Nein
Annkathrin Kammeyer Nein
Gert Kekstadt Nein
Dirk Kienscherf Nein
Thilo Kleibauer Ja
Dr. Thomas-Sdnke Kluth Ja
Martina Koeppen Nein
Uwe KolRel Nein
Thomas Kreuzmann Ja
Annegret Krischok Nein
Philipp-Sebastian Kiihn Nein
Gerhard Lein Nein
Dr. Melanie Leonhard Nein
Prof. Dr. Loretana de Libero Nein
Uwe Lohmann Nein
Antje Mdller Ja
Farid Maller Ja
Doris Miiller Nein
Arno Munster Nein
Ralf Niedmers Ja
Barbara Nitruch Nein
Olaf Ohlsen Ja
Dr. Christel Oldenburg Nein
Cansu Ozdemir Ja
Dr. Mathias Petersen Nein
Wolfhard Ploog Ja
Lars Pochnicht Nein
Jan Quast Nein
Finn-Ole Ritter Ja
Hans-Detlef Roock Ja
Wolfgang Rose Nein
Andrea Rugbarth Nein
Dr. Monika Schaal Nein
Dr. Martin Schafer Nein
Dr. Walter Scheuerl Ja
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Name

Abstimmungsergebnis

Dr. Wieland Schinnenburg
Frank Schira

Hansjorg Schmidt
Heidrun Schmitt

Frank Schmitt
Christiane Schneider
Brigitta Schulz

Soéren Schumacher
Jens-Peter Schwieger
Ali Simsek

Dr. Till Steffen

Olaf Steinbif}

Hjalmar Stemmann
Sabine Steppat

Birgit Stover

Katja Suding

Heike Sudmann

Urs Tabbert

Dennis Thering

Carola Thimm

Juliane Timmermann
Karin Timmermann

Dr. Anjes Tjarks

Dr. Sven Tode

André Trepoll
Anna-Elisabeth von Treuenfels
Carola Veit

Isabella Vértes-Schutter
Kai Voet van Vormizeele
Christoph de Vries
Andreas C. Wankum
Karl-Heinz Warnholz
Dietrich Wersich

Frank Wiesner
Katharina Wolff

Sylvia Wowretzko
Ekkehard Wysocki

Ja
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Nein
Nein
Nein
Nein
Ja
Nein
Ja
Nein
Ja
Ja
Ja
Nein
Ja
Nein
Nein
Nein
Ja
Nein
Ja
Ja
Nein
Nein
Ja
Ja
Ja
Ja
Ja
Nein
Ja
Nein
Nein
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Anlage 2
Neufassung

Sammeliibersicht gemaR § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 10. und 11. April 2013

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

24 7366 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 29. August 2012
"Hamburg als europaische Musikmetropole starken!" — Drs. 20/4981; hier: Ziffer 5

25 7271 |Bericht des Haushaltsausschusses

27 7348 | Bericht des Haushaltsausschusses

28 7327 |Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration

29 7328 |Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration

30 7329 |Bericht des Umweltausschusses

31 7361 | Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

32 7385 | Bericht des Schulausschusses

34 7396 | Bericht des Verkehrsausschusses

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs- Gegenstand auf Antrag Uberweisung an
Nr. der
10 7082 | GrUner Tourismus in Hamburg GRUNEN |Ausschuss fiir Wirt-
schaft, Innovation
und Medien
17 7293 | Entwurf eines Gesetzes uber die Festsetzung der He- SPD Haushaltsausschuss

besatze fir die Realsteuern fir das Kalenderjahr 2013

19 7294 |Vorlaufiger kameraler Abschluss des Haushaltsjahres SPD Haushaltsausschuss
2012
21 7359 | Stellungnahme zum Ersuchen der Biirgerschaft vom SPD Ausschuss fur
11. November 2011 Justiz, Datenschutz
"Haushaltsplan-Entwurf 2011/2012 — Einzelplan 2 Ham- und Gleichstellung
burg 2020: Sicherheit durch erfolgreiche Resozialisie- (f.) und Ausschuss
rung" — Drucksache 20/2161 — fur Soziales, Arbeit
und Integration
7572 |Erfolgreiche Resozialisierung ohne die erforderlichen SPD Ausschuss fur
Mittel? Justiz, Datenschutz

und Gleichstellung
(f.) und Ausschuss
fir Soziales, Arbeit
und Integration

23 7331 | Tatigkeitsbericht 2012 und Empfehlungen des Hambur- SPD Europaausschuss
ger Rates fir nachhaltige Entwicklungspolitik (Drs.
19/2896 und 19/4403)
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TOP | Drs- Gegenstand auf Antrag Uberweisung an
Nr. der
35 7417 | Unterrichtung der Blrgerschaft tiber die Tatigkeit im SPD Europaausschuss
Ausschuss der Regionen der Europaischen Union im
Jahr 2012
36 7171 | Sanierungsfonds 2020: Depot in der Kunsthalle sanie- SPD Kulturausschuss
ren, Kunstwerke retten!
7552 | Sanierungsbedarf in der Hamburger Kunsthalle SPD Kulturausschuss
43 7400 |Institutionelle Erziehungsberatung in Hamburg — Ge- SPD Familien-, Kinder-
samtkonzept vorlegen und Zukunft sichern! und Jugendaus-
schuss
47 7404 | Abzocke beenden — Urteil des Bundesverwaltungsge- SPD Innenausschuss
richtes zur Diskriminierung tlrkischer Staatsangehori-
ger umsetzen!
51 7413 | Wochenmarktgebihren auf den Priifstand stellen SPD Ausschuss fur Wirt-
und FDP |schaft, Innovation
und Medien
53 7418 |BID und HID - klare Strukturen und transparente Pla- SPD Stadtentwicklungs-
nungen ausschuss
54 7419 |Der Hamburger Hafen braucht den Nord-Ostsee-Kanal | GRUNEN |Ausschuss fiir Wirt-
schaft, Innovation
und Medien
56 7421 |Windmesse: Kooperation statt Konfrontation SPD Ausschuss fir Wirt-
und schaft, Innovation
GRUNEN |und Medien
7553 |Windmesse: Kooperation statt Konfrontation SPD Ausschuss fir Wirt-
und schaft, Innovation
GRUNEN |und Medien
7579 |Windmesse — Kooperation statt Konfrontation SPD Ausschuss fur Wirt-
und schaft, Innovation
GRUNEN |und Medien






